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EIN ÜBERBLICK ÜBER DAS ÜBEREINKOMMEN 
 

ÜBER INTERNATIONALE SICHERUNGSRECHTE AN BEWEGLICHER AUSRÜSTUNG 
 
 

(AUSZUG AUS DEM OFFIZIELLEN KOMMENTAR VON PROF. SIR ROY GOODE) 
 
 

Ziele 
 
8. Hauptziel des Übereinkommens ist die wirksame Finanzierung beweglicher Ausrüstung. 
Diese Art von Finanzierung wird dazu beitragen, kostengünstige Verkehrsträger und 
Weltraumvermögenswerte unter Verwendung moderner Technologien zu entwickeln. Das System 
des Übereinkommens zielt darauf ab, Ländern in allen Stadien der wirtschaftlichen Entwicklung, 
insbesondere Entwicklungsländern, wichtige wirtschaftliche Vorteile zu verschaffen, indem es ihnen 
eine kommerzielle Finanzierung für bewegliche Ausrüstung zugänglich macht, die früher gar nicht 
oder nur mit relativ hohem Kostenaufwand verfügbar war. Ein solides, international 
angenommenes rechtliches Regelwerk für Sicherungs-, Eigentumsvorbehalts- und Leasingrechte 
wird die Bereitstellung von Finanzierungsmitteln fördern und deren Kosten senken. 
 
9. Die Finanzierung von Luftfahrzeuggegenständen erfolgt, wie auch bei rollendem 
Eisenbahnmaterial und bei Weltraumvermögenswerten […] , im Wesentlichen auf dreierlei Art und 
Weise: in Form eines Darlehens, das durch ein Sicherungsrecht an dem Gegenstand gesichert ist, 
in Form einer Veräußerung aufgrund einer Vereinbarung (Vereinbarung des Eigentumsvorbehalts), 
bei der sich der Verkäufer das Eigentum bis zur vollständigen Bezahlung vorbehält, und in Form 
eines Leasingvertrags, entweder als Finanzierungsleasingvertrag oder als Operating-Leasing-
Vertrag, jeweils mit oder ohne Kaufoption. Diese Finanzierungsinstrumente müssen, wenn sie 
wirksam funktionieren sollen, durch ein solides rechtliches Regelwerk abgestützt werden, um die 
Risikoübernahme und die Freigabe von Mitteln durch den privaten Sektor herbeizuführen. Die 
immensen Kosten, die mit der Finanzierung von Gegenständen der vom Übereinkommen erfassten 
Art verbunden sind, machen es für den Gläubiger (den Finanzier, den Verkäufer oder den 
Leasinggeber) unerlässlich, darauf vertrauen zu können, dass seine vertraglichen Rechte und 
Eigentumsrechte durch das betreffende rechtliche Regelwerk geschützt und ihm effiziente und 
wirksame Mittel zur Durchsetzung dieser Rechte an die Hand gegeben werden, wenn der Schuldner 
in Zahlungsverzug gerät oder eine anderweitige Leistung nicht erbringt. 
 
10. Traditionelle Kollisionsnormen wenden die lex rei sitae (am Lageort der Sache geltendes 
Recht) als das für Eigentumsrechte geltende Recht an. Ein solcher Grundsatz ist jedoch ungeeignet 
für Gegenstände der beweglichen Ausrüstung, die sich ständig von einem Land in ein anderes 
bewegen oder sich im Fall von Weltraumvermögenswerten überhaupt nicht auf der Erde befinden. 
In den verschiedenen Rechtsordnungen gibt es unterschiedliche Ansätze zur Frage der Festlegung 
des unter diesen Umständen anzuwendenden Rechts. Außerdem: Selbst wenn es möglich wäre, 
eine einheitliche Kollisionsnorm zu entwickeln, würde hierdurch nicht der Nachteil der Abhängigkeit 
von innerstaatlichen Gesetzen überwunden werden, die sich je nach Land deutlich voneinander 
unterscheiden und die in einigen Hoheitsbereichen Sicherungsrechte stark begünstigen, während 
sie in anderen eher ablehnenden oder einschränkenden Inhalts sind. Dies kann potentielle 
Finanziers von einer Darlehensvergabe abhalten oder zu erheblich höheren Darlehenskosten 
führen. Daher besteht die Notwendigkeit, ein internationales Regelwerk für Sicherungs-, 
Eigentumsvorbehalts- und Leasingrechte an derartiger Ausrüstung zu schaffen, das Gläubigern die 
notwendigen Sicherheiten gibt und gleichzeitig Maßnahmen für den Schutz von Schuldnern 
vorsieht. 
 
11. Durch das Übereinkommen und seine dazugehörigen Protokolle sollen fünf zentrale Ziele 
erreicht werden: 
 

• Erleichterung des Erwerbs und der Finanzierung von wirtschaftlich wichtigen Gegenständen 
der beweglichen Ausrüstung durch Schaffung eines in allen Vertragsstaaten anerkannten 
internationalen Sicherungsrechts; 
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• Ausstattung des Gläubigers mit einer Reihe von grundlegenden Rechten bei Nichterfüllung 
und Insolvenz und - bei Vorliegen eines Beweises für die Nichterfüllung - mit einem Mitte 
zur Erlangung von sofortigem vorläufigem Rechtsschutz bis zur endgültigen Entscheidung in 
der Hauptsache über seinen Anspruch; 
 

• Schaffung eines elektronischen internationalen Registers zur Eintragung von internationalen 
Sicherungsrechten, durch das Dritten Mitteilung über das Bestehen dieser Rechte gemacht 
wird und mit dessen Hilfe der Gläubiger seinen Vorrang vor später eingetragenen Rechten, 
nicht eingetragenen Rechten und dem Insolvenzverwalter des Schuldners aufrechterhalten 
kann; 
 

• Sicherstellung durch das jeweils einschlägige Protokoll, dass die besonderen Bedürfnisse 
des betreffenden Industriesektors befriedigt werden; 
 

• hierdurch: Schaffung einer größeren Vertrauensbasis bei künftigen Gläubigern bei ihrer 
Entscheidung über die Darlehensvergabe, Verbesserung der Bonitätseinstufung von 
Forderungen an Ausrüstung und Reduzierung der Darlehenskosten zum Vorteil aller 
Beteiligten. 

 
Auch wenn das Übereinkommen und das Protokoll durchaus auf Einzelheiten eingehen, so haben 
sie doch sehr spezifische Ziele und sind nicht darauf ausgerichtet, den gesamten Bereich der durch 
Vermögenswerte gesicherten Finanzierung abzudecken, ein Bereich, der weiterhin zum großen Teil 
von innerstaatlichen Gesetzen und durch Vereinbarungen zwischen den Parteien geregelt wird. 
Außerdem räumt das Übereinkommen selbst in Bezug auf eine ganze Reihe von Fragen, 
einschließlich der Rechte bei Nichterfüllung und der Zuständigkeit, einen beträchtlichen Raum für 
Vereinbarungen zwischen den Parteien ein. 
 
 
Das Zwei-Übereinkünfte-Modell und das Verhältnis zwischen dem Übereinkommen und 
dem Protokoll 
 
12. Wie weiter oben bereits ausgeführt wurde, ist das Übereinkommen nicht ausrüs-
tungsspezifisch. Seine Bestimmungen sind prinzipiell gleichermaßen auf jede der drei Kategorien 
von beweglicher Ausrüstung anzuwenden, auf die es sich bezieht. Gleichwohl tritt das 
Übereinkommen nicht für eine Ausrüstungskategorie in Kraft, bevor ein Protokoll über diese 
Ausrüstung entstanden und nach Maßgabe dieses Protokolls in Kraft getreten ist. Im Fall einer 
Unvereinbarkeit ist also das Protokoll maßgebend. Das Zwei-Übereinkünfte-Modell wurde als sehr 
vorteilhaft angesehen. Es führt zu einheitlichen Regelungen für diejenigen Bestimmungen des 
Übereinkommens, die nicht zu ausrüstungsspezifischen Überlegungen anregen, anstatt einzelne, 
selbständige Übereinkünfte für jede Ausrüstungsklasse vorzusehen. Dies vermeidet, dass nicht-
ausrüstungsspezifische Bestimmungen in zwei Übereinkünften doppelt vorkommen bzw. nicht 
miteinander vereinbar sind, und erlaubt ungeachtet des Typs der betreffenden Ausrüstung eine 
einheitliche Auslegung dieser Bestimmungen. Außerdem vermeidet das Zwei-Übereinkünfte-Modell 
die Überfrachtung des Übereinkommenstextes mit detaillierten ausrüstungsspezifischen 
Vorschriften und liefert eine geeignete Handhabe, um die Bestimmungen des Übereinkommens 
durch das Protokoll so zu modifizieren, dass die besonderen Bedürfnisse des betreffenden 
Industriesektors befriedigt werden. Um jedoch die Bedürfnisse der von der Luftfahrzeugfinanzie-
rung Betroffenen und ihrer Berater zu befriedigen, hat das Gemeinsame Sekretariat der Konferenz 
(d. h., die Sekretariate von ICAO und UNIDROIT) einen benutzerfreundlichen konsolidierten Text 
erarbeitet, der das Übereinkommen und das Luftfahrtprotokoll im Zusammenspiel darstellt. Wie 
bereits an früherer Stelle ausgeführt, handelt es sich hierbei nicht um ein rechtswirksames 
Dokument, sondern um eine praktische Textfassung zur Verwendung für all diejenigen, die mit der 
Finanzierung und dem Leasing von Luftfahrzeugausrüstung befasst sind. 
 
 
Grundsätze 
 
13. Für das Übereinkommen und das Luftfahrtprotokoll gelten die folgenden fünf Grundsätze: 
 

• Praktikabilität bei der Umsetzung der herausragenden Faktoren, die für die durch 
Vermögenswerte gesicherte Finanzierung und für Leasinggeschäfte charakteristisch 
sind;  
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• Vertragsfreiheit der Parteien bei Vertragsverhältnissen als Ausdruck der Tatsache, 

dass die Parteien eines grenzüberschreitenden Rechtsgeschäfts, bei dem es um 
hochwertige Ausrüstung der durch das Übereinkommen erfassten Art geht, in Bezug 
auf derartige Rechtsgeschäfte fachlich qualifiziert und erfahren sind und durch 
Sachverständige vertreten werden, so dass deren Vereinbarungen im Allgemeinen 
geachtet werden und durchsetzbar sind; 
 

• Vorhersehbarkeit bei der Anwendung des Übereinkommens, ein Merkmal, das in den 
Auslegungsbestimmungen des Artikels 5 Absatz 1 eigens genannt wird und in den 
kurzen und klaren Vorschriften über die Rangordnung zum Ausdruck kommt, die der 
Sicherheit und Einfachheit und einem auf Vorschriften gestützten Ansatz - gegenüber 
einem auf allgemeinen Standards gestützten - den Vorrang geben;  
 

• Transparenz durch Vorschriften, die die Eintragung eines internationalen Si-
cherungsrechts vorsehen, um Dritten Mitteilung von seinem Bestehen zu machen. 
Durch diese Vorschriften wird eingetragenen internationalen Sicherungsrechten und 
den Rechten der Käufer der Vorrang vor nicht eingetragenen internationalen 
Sicherungsrechten gegeben; 
 

• Sensibilität gegenüber der jeweiligen innerstaatlichen Rechtskultur, wenn es darum 
geht, einem Vertragsstaat zu gestatten, wirtschaftliche Vorteile und anerkannte Regeln 
des innerstaatlichen Rechts, denen er Bedeutung zumisst, gegeneinander abzuwägen, 
und Erklärungen abzugeben, a) um ganz oder teilweise ausgewählte Bestimmungen 
des Übereinkommens, die er als unvereinbar mit diesen Grundsätzen erachtet (zum 
Beispiel die Ausübung bestimmter vorläufiger Rechte), auszuschließen, oder b) um sich 
für ausgewählte Bestimmungen zu entscheiden [Opt-in-Erklärungen], die nach seiner 
Auffassung diese Grundsätze stärken werden (zum Beispiel die Aufrechterhaltung von 
Rechten auf Sicherstellung oder Zurückbehaltung eines Gegenstands für die Bezahlung 
von öffentlichen Dienstleistungen, die sich auf diesen Gegenstand beziehen). 

 
 
Begriffsbestimmungen 
 
14. Artikel 1 des Übereinkommens enthält eine lange Liste von Begriffsbestimmungen, die 
durch Begriffsbestimmungen im Luftfahrtprotokoll noch ergänzt werden. Es ist wichtig, diese bei 
der Lektüre des Übereinkommens und des Luftfahrtprotokolls jederzeit im Auge zu behalten, da 
gewöhnlichen Begriffen mitunter eine besondere Bedeutung zugewiesen wird, wie zum Beispiel bei 
den Begriffen "Vereinbarung", "Gläubiger" und "Schuldner". Eine Reihe von Ausdrücken, wie zum 
Beispiel die Ausdrücke "abgesicherte Forderungen", "innerstaatliches Rechtsgeschäft", "nationales 
Sicherungsrecht" und "gesetzliches Recht", sind sogar eigens für die beiden Übereinkünfte geprägt 
worden und können deshalb nur durch Bezugnahme auf ihre jeweiligen Begriffsbestimmungen 
richtig verstanden werden.  
 
 
Anwendungsbereich 
 
15. Das Übereinkommen sieht den Schutz von fünf verschiedenen Kategorien von Rechten vor: 
 
 

1) Internationale Sicherungsrechte, d. h. Rechte, die von dem Sicherungsgeber 
aufgrund einer Sicherungsvereinbarung eingeräumt werden, oder Rechte, die ein Vorbehalts-
verkäufer aufgrund einer Vereinbarung des Eigentumsvorbehalts oder ein Leasinggeber aufgrund 
eines Leasingvertrags hat. Hierzu gehören nicht Rechte aus einem innerstaatlichen Rechtsgeschäft, 
zu dem ein Staat eine Erklärung abgegeben hat, durch die die Anwendung bestimmter Aspekte des 
Übereinkommens (siehe Absatz 3 weiter unten) ausgeschlossen wird. Das internationale 
Sicherungsrecht ist die Hauptkategorie von Rechten, mit denen sich das Übereinkommen und das 
jeweils einschlägige Protokoll befassen.  
 
 

2) Künftige internationale Sicherungsrechte, d. h. Rechte, die an identifizierbarer 
Ausrüstung in Form von in der Zukunft liegenden internationalen Sicherungsrechten erworben 
werden sollen, die aber noch keine internationalen Sicherungsrechte darstellen, zum Beispiel im 
Fall einer Sicherungsvereinbarung, weil über die Bestimmungen der Vereinbarung noch verhandelt 
wird oder weil der künftige Schuldner noch kein Recht an der zu belastenden Ausrüstung erworben 



4.  UNIDROIT/OTIF 2006 – DCME-RP – Doc. 4 

 
hat. Ein künftiges internationales Sicherungsrecht kann als solches in das Internationale Register 
eingetragen werden, entfaltet aber so lange keine Wirkung, bis es zu einem internationalen 
Sicherungsrecht erwächst. In diesem Fall gilt es für Rangordnungszwecke vom Zeitpunkt seiner 
Eintragung an als ein künftiges internationales Sicherungsrecht. 
 
 

3) Nationale Sicherungsrechte, d. h. Rechte, die im Rahmen eines nationalen 
Registrierungssystems eingetragen sind und eigentlich als internationale Sicherungsrechte 
eingetragen werden könnten, wenn sie nicht durch innerstaatliche Rechtsgeschäfte (die im Über-
einkommen näher bestimmt werden) geschaffen worden wären, zu denen ein Vertragsstaat eine 
Erklärung nach Artikel 50 abgegeben hat, durch die die Anwendung des Übereinkommens 
ausgeschlossen wird. Ein solcher Ausschluss entfaltet allerdings nur eine begrenzte Wirkung. 
Erstens gelten für das nationale Sicherungsrecht weiterhin die im Übereinkommen enthaltenen 
Vorschriften über die Rangordnung - nicht diejenigen des innerstaatlichen Rechts - sowie 
verschiedene andere Bestimmungen des Übereinkommens. Zweitens kann, obwohl das nationale 
Sicherungsrecht nicht als ein internationales Sicherungsrecht eingetragen werden kann, eine 
Mitteilung eines nationalen Sicherungsrechts in das Internationale Register eingetragen werden, 
wodurch der Vorrang des nationalen Sicherungsrechts auf die gleiche Art und Weise gesichert wird, 
als wenn es sich um ein eingetragenes internationales Sicherungsrecht handelte. 
 
 

4) Eintragungsfähige gesetzliche Rechte, die nach innerstaatlichem Recht 
entstehen. Ein Vertragsstaat kann eine Erklärung nach Artikel 40 abgeben, der zufolge gesetzliche 
Rechte, die nach seinem Recht entstehen, in das Internationale Register eingetragen werden 
können. Jedes auf diese Weise eingetragene Recht ist dann für die Zwecke des Übereinkommens 
wie ein eingetragenes internationales Sicherungsrecht zu behandeln. Mögliche Beispiele sind 
Anordnungen oder Urteile, die die Ausrüstung einer Kategorie berühren, auf die das 
Übereinkommen Anwendung findet, und ein gesetzliches Pfandrecht zugunsten eines Handwerkers 
oder Lageristen.  
 
 

5) Gesetzliche Rechte, die nach innerstaatlichem Recht entstehen und ohne 
Eintragung Vorrang genießen. Ein Vertragsstaat kann eine Erklärung nach Artikel 39 abgeben, 
in der diejenigen Kategorien gesetzlicher Rechte benannt werden, die nach innerstaatlichem Recht 
Vorrang vor Rechten hätten, die einem internationalen Sicherungsrecht entsprechen, und die in 
dem in der Erklärung festgelegten Umfang selbst dann Vorrang vor einem eingetragenen 
internationalen Sicherungsrecht haben sollen, wenn diese gesetzlichen Rechte selbst nicht 
eingetragen sind. 
 
 
Das Übereinkommen erfasst nicht nur Rechte innerhalb der bereits oben genannten Kategorien, 
sondern auch "abgesicherte Forderungen", d. h. aufgrund einer Vereinbarung bestehende 
Ansprüche auf Zahlung oder sonstige Leistung eines Schuldners, die durch den Gegenstand 
gesichert sind oder sich auf diesen beziehen. Rein persönliche vertragliche Rechte, die nicht durch 
einen Gegenstand gesichert sind, gehören nicht zum Geltungsbereich des Übereinkommens, auch 
wenn durch Artikel 39 Absatz 1 Buchstabe b die Wirksamkeit von vertraglichen wie auch 
gesetzlichen Rechten auf Sicherstellung oder Zurückbehaltung nach dem Recht eines Staates für 
Summen aufrechterhalten wird, die einem Erbringer öffentlicher Dienstleistungen zustehen, und 
zwar in dem von diesem Staat nach dem Übereinkommen erklärten Umfang. 
 
16. Das Übereinkommen findet Anwendung, wenn folgende Bedingungen erfüllt sind: 
 

(1) Die Parteien haben eine Sicherungsvereinbarung, eine Vereinbarung über einen 
Vorbehaltskauf oder einen Leasingvertrag geschlossen (Artikel 2 Absätze 1 und 2). 

 
(2) Die Vereinbarung bezieht sich auf Ausrüstung, bei der es sich im Sinne des ein-
schlägigen Protokolls um Folgendes handelt: 

 
a) eine Flugzeugzelle, ein Flugzeugtriebwerk oder einen Hubschrauber, 

 
b) rollendes Eisenbahnmaterial oder 

 
c) Weltraumvermögenswerte (Artikel 2 Absatz 3). 
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(3) Die Ausrüstung fällt unter eine in dem einschlägigen Protokoll bezeichnete Katego-
rie und ist eindeutig identifizierbar (Artikel 2 Absätze 2 und 3). 
 
(4) Die Vereinbarung wird in Übereinstimmung mit den durch das Übereinkommen 
vorgeschriebenen Formerfordernissen begründet (Artikel 2 Absatz 2, Artikel 7). 

 
(5) Der Schuldner befindet sich zum Zeitpunkt des Abschlusses der Vereinbarung, mit 
der das internationale Sicherungsrecht eingeräumt oder seine Einräumung vereinbart wird, 
in einem Vertragsstaat (Artikel 3 und 4). […] 

 
17. Die meisten Rechtsordnungen außerhalb Nordamerikas unterscheiden klar und deutlich 
zwischen Sicherungsvereinbarungen sowie Vereinbarungen des Eigentumsvorbehalts und 
Leasingverträgen und behandeln einen Vorbehaltsverkäufer oder Leasinggeber als 
uneingeschränkten Eigentümer. Im Gegensatz hierzu hat sich das Recht in nordamerikanischen 
Hoheitsbereichen und zuletzt auch in Neuseeland einen funktionalen und wirtschaftlichen Ansatz zu 
Eigen gemacht und behandelt Vereinbarungen des Eigentumsvorbehalts sowie bestimmte Arten 
von Leasingverträgen als Sicherungsformen und das Eigentum des Vorbehaltsverkäufers oder 
Finanzierungsleasinggebers als auf ein Sicherungsrecht beschränkt. Angesichts dieser stark 
voneinander abweichenden Ansätze wurde bereits in einer frühen Phase deutlich, dass man sich auf 
eine einheitliche Charakterisierung des Übereinkommens nicht würde einigen können. Gelöst hat 
man dieses Problem letzten Endes dadurch, dass sich diese Frage nach dem anzuwendenden 
innerstaatlichen Recht bestimmt, das sich wiederum nach den Regeln des internationalen 
Privatrechts des Gerichtsstands richtet (Artikel 2 Absatz 4, Artikel 5 Absätze 2 und 3). Ist das 
anzuwendende Recht die lex fori (Recht des Gerichtsstands) selbst, so kann das nationale Gericht 
sein eigenes Recht anwenden, um über die Frage der Charakterisierung zu entscheiden. 
 
18. […] 
 
19. Die Merkmale der Mobilität und Internationalität werden durch das Übereinkommen nicht 
ausdrücklich vorgeschrieben, liegen aber nach allgemeiner Auffassung im Wesen der Ausrüstung. 
Das Übereinkommen lässt deshalb die Möglichkeit offen, ein internationales Sicherungsrecht an 
Ausrüstung, die ihren Ursprungsstaat niemals verlässt, zu erwerben und einzutragen. Der 
Gläubiger muss jedoch in der Lage sein, sich vor einer möglichen Bewegung zu schützen, und ist 
normalerweise in keiner guten Position, wenn es darum geht, zu erfahren, ob sie stattgefunden hat 
oder nicht. Dennoch gestattet Artikel 50 des Übereinkommens den Vertragsstaaten, in Bezug auf 
rein innerstaatliche Rechtsgeschäfte bestimmte Bestimmungen des Übereinkommens über die 
Rechte der Parteien untereinander auszuschließen. 
 
20. Die Bestimmungen des Übereinkommens, welche die drei Ausrüstungskategorien 
beschreiben, auf die es anzuwenden ist, werden hinsichtlich wichtiger Aspekte durch das jeweils 
einschlägige Protokoll qualifiziert, beispielsweise durch die Aufnahme von Begriffsbestimmungen, 
die sowohl die Art des erfassten Gegenstands beschreiben als auch die Anwendbarkeit auf 
Ausrüstung von hohem Einzelwert beschränken sollen, sowie durch die nähere Bestimmung der 
Methode oder der Methoden, durch die dem Erfordernis der eindeutigen Identifizierbarkeit 
Rechnung getragen werden kann, z. B. im Fall von Luftfahrzeuggegenständen durch die Angabe 
der Seriennummer und des Namens des Herstellers sowie der Modellbezeichnung des Gegenstands. 
Die Eintragung wird aufgrund eines auf diese Weise identifizierten Gegenstands vorgenommen. 
Daher ist das Übereinkommen nicht auf zukünftige Vermögenswerte oder Ersatzleistungen 
anzuwenden, die nicht Versicherungsleistungen oder andere verlustbezogene Ersatzleistungen sind. 
 
 
Begründung eines internationalen Sicherungsrechts 
 
21. Für die Begründung eines internationalen Sicherungsrechts ist ausschließlich eine 
Vereinbarung erforderlich, die den einfachen Erfordernissen des Artikels 7 entspricht. Dies gilt 
unabhängig von der Frage, ob das internationale Sicherungsrecht eine Entsprechung im nationalen 
Recht hat oder ob es die Erfordernisse für die Schaffung eines Sicherungsrechts nach nationalem 
Recht erfüllt. In diesem Sinne ist das internationale Sicherungsrecht autonom, weil es sich aus dem 
Übereinkommen selbst ableitet. Ob aber eine Vereinbarung überhaupt besteht, ist nach dem 
anzuwendenden Recht zu entscheiden, dem auf diese Weise Fragen wie die der Geschäftsfähigkeit, 
des Vorliegens eines consensus ad idem (einer Willensübereinstimmung) etc. unterworfen sind. Die 
Formerfordernisse für die Vereinbarung werden allerdings durch das Übereinkommen selbst 
festgelegt. Nach Artikel 7 wird ein Recht als internationales Sicherungsrecht begründet, wenn die 
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Vereinbarung, mit der es eingeräumt oder seine Einräumung vereinbart5 wird, vier Bedingungen 
erfüllt: 
 

1) Schriftform 
 
Die Vereinbarung muss schriftlich erfolgen. Der Begriff "schriftlich" ist nach Artikel 1 
Doppelbuchstaben in einem weiteren Sinne definiert und erfasst nicht nur Dokumente, sondern 
auch elektronisch geführte Aufzeichnungen von Angaben, die später in verkörperter Form 
wiedergegeben werden können. Unabhängig davon, ob die Vereinbarung in Papierform oder in 
elektronischer Form erfolgt, muss sie in geeigneter Weise ihren Aussteller erkennen lassen. 
 

2) Verfügungsmöglichkeit (das "Verfügenkönnen") 
 
Die Vereinbarung muss sich auf einen Gegenstand beziehen, über den der Sicherungsgeber, der 
Vorbehaltsverkäufer oder der Leasinggeber verfügen kann. Der Ausdruck "-möglichkeit" (bzw. "-
können") ist nicht gleichbedeutend mit "Recht". Eine unbefugte Verfügung kann dennoch wirksam 
sein, um das Eigentum oder ein anderes Recht aufgrund einer diesbezüglichen Rechtsregel 
übergehen zu lassen, zum Beispiel in dem Fall, in dem ein Vertreter, ohne eine tatsächliche 
Befugnis zur Verfügung über das Eigentum seines Auftraggebers zu haben, dieses verkauft, wenn 
ein Rechtsschein für seine Befugnis besteht. Die Verfügungsmöglichkeit kann sich entweder aus 
dem anzuwendenden Recht oder - als Folge seiner Vorschriften über die Eintragung und 
Rangordnung - aus dem Übereinkommen selbst ergeben. Siehe Anmerkung 5 zu Artikel 7. 
 

3) Identifizierbarkeit 
 
In der Vereinbarung muss der Gegenstand im Einklang mit dem jeweils einschlägigen Protokoll 
identifizierbar sein. Identifizierbarkeit ist ein entscheidendes Erfordernis, da das 
Registrierungssystem durch Vermögenswerte gesichert ist. Es reicht daher nicht aus, dass (wie in 
dem gewöhnlichen Fall der Sicherung an künftigen Vermögenswerten) der Vermögenswert als in 
den Geltungsbereich der Sicherungsvereinbarung fallend identifiziert werden kann. Es ist vielmehr 
erforderlich, dass der Gegenstand in der Vereinbarung selbst eigens identifiziert wird. Es bleibt dem 
einschlägigen Protokoll überlassen, die Identifizierungskriterien festzulegen, da diese 
wahrscheinlich ausrüstungsspezifisch sind. [...] 
 

4) Gesicherte Verpflichtungen 
 
Eine Sicherungsvereinbarung muss die Bestimmung der gesicherten Verpflichtungen ermöglichen, 
mit anderen Worten, es muss möglich sein, der Vereinbarung zu entnehmen, welche 
Verpflichtungen sie sichert. Es ist jedoch nicht erforderlich, einen gesicherten Betrag oder 
Höchstbetrag oder jede einzelne Verpflichtung anzugeben; eine allgemeine Beschreibung reicht 
vollkommen aus. Nach allgemeiner Auffassung war es weder praktikabel noch wünschenswert, die 
Angabe eines Höchstbetrags oder eine detailgetreue Angabe in Bezug auf gesicherte 
Verpflichtungen zu verlangen, da die Vereinbarung in vielen Fällen künftige Verpflichtungen sichern 
wird, deren Wesen und mengenmäßiger Umfang im Voraus nicht bekannt sein werden. Müsste die 
gesicherte Partei einen Höchstbetrag angeben, würde sie einfach eine Zahl wählen, die höher liegt 
als alles, was sie möglicherweise im Voraus leisten würde. 
 
 

                                                 
5 Durch eine Sicherungsvereinbarung wird ein internationales Sicherungsrecht eingeräumt, während 
durch eine Vereinbarung über einen Vorbehaltskauf oder einen Leasingvertrag lediglich "die Einräumung" eines 
internationalen Sicherungsrechts "vereinbart" wird, da das durch den Verkäufer oder Leasinggeber vor-
behaltene Eigentum sich nicht aus der Vereinbarung über einen Vorbehaltskauf oder Leasingvertrag ableitet, 
sondern unabhängig von diesem Vertrag (und in der Regel vor seinem Abschluss) erworben wird. 
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Verhältnis zum innerstaatlichen Recht 
 
22. Das Übereinkommen schließt die Schaffung von Sicherungsrechten nach innerstaatlichem 
Recht nicht aus. In den meisten Fällen stellt ein nach innerstaatlichem Recht geschaffenes 
Sicherungsrecht, Eigentumsvorbehalts- oder Leasingrecht gleichzeitig ein internationales 
Sicherungsrecht dar, so dass beide nebeneinander bestehen. Jedoch gewährt das internationale 
Sicherungsrecht dem Gläubiger in der Regel stärkere Rechte als ein rein nationales Recht. 
Insbesondere hat ein eingetragenes internationales Sicherungsrecht Vorrang vor a) einem 
nationalen Recht, das weder nach dem Übereinkommen eingetragen ist (selbst wenn es aufgrund 
seiner Art nicht eintragungsfähig ist) noch unter eine Erklärung nach Artikel 39 fällt, und b) einem 
nationalen Sicherungsrecht, dessen Mitteilung nicht eingetragen ist. 
 
 
Rechte bei Nichterfüllung 
 
23. Die Verfügbarkeit geeigneter und ohne weiteres vollstreckbarer Rechte bei Nichterfüllung 
ist von entscheidender Bedeutung für den Gläubiger, der in der Lage sein muss, zuverlässig 
vorhersehen zu können, ob er ein Recht bei Nichterfüllung zügig ausüben kann. Kapitel III des 
Übereinkommens gibt einem Sicherungsnehmer eine Reihe von grundlegenden Rechten bei 
Nichterfüllung durch den Schuldner an die Hand. Für diesen Zweck ist es nicht notwendig, dass das 
internationale Sicherungsrecht eingetragen ist, da die Eintragung nur erforderlich ist, um Dritten 
Mitteilung von dem internationalen Sicherungsrecht zu machen und den Vorrang des 
internationalen Sicherungsrechts zu wahren. Es wird dabei unterschieden zwischen den in den 
Artikeln 8 und 9 näher erläuterten Vorschriften über die Rechte eines Sicherungsnehmers und 
denen, die auf die Rechte eines Vorbehaltsverkäufers oder Leasinggebers anzuwenden sind, die in 
Artikel 10 behandelt werden und weniger detailliert sind, da der Vorbehaltsverkäufer oder 
Leasinggeber gegenüber dem Vorbehaltskäufer oder Leasingnehmer der Eigentümer der 
Ausrüstung6 ist und mit ihr nach Belieben verfahren kann, wenn die Vereinbarung beendet ist. 
Artikel 12 stellt die Verfügbarkeit sonstiger Rechte nach anzuwendendem Recht - einschließlich von 
den Parteien vereinbarter Rechte - sicher, soweit sie nicht mit den zwingenden Bestimmungen des 
Kapitels III unvereinbar sind.  
 
24. Artikel 8 ermächtigt den Sicherungsnehmer, soweit der Sicherungsgeber zugestimmt hat,  

 
• einen zu seinen Gunsten belasteten Gegenstand in Besitz oder in seine Verfü-

gungsgewalt zu nehmen; 
 

• einen solchen Gegenstand zu veräußern oder zu verleasen;7  
 

• Einkünfte oder Gewinne aus der Verwaltung eines solchen Gegenstands einzuziehen 
oder einzunehmen.  

 
Auch kann der Sicherungsnehmer - mit oder ohne Zustimmung des Sicherungsgebers - die 
gerichtliche Genehmigung oder Anordnung einer der oben genannten Handlungen beantragen. 
 
25. Artikel 9 ermächtigt den Sicherungsnehmer, zur Befriedigung seiner Verbindlichkeiten seine 
Eigentumsrechte an dem Gegenstand auszuüben. Jedoch verfügen der Sicherungsgeber und 
andere Beteiligte, wie beispielsweise spätere Sicherungsnehmer und Garantiegeber, über eine 
Reihe von Sicherheiten. Außergerichtliche Rechte müssen in wirtschaftlich angemessener Weise 
ausgeübt werden. Den Beteiligten muss eine beabsichtigte Veräußerung oder der beabsichtigte 
Abschluss eines Leasingvertrags mitgeteilt werden. Die Übertragung des Eigentums zur 
Befriedigung der Verbindlichkeiten kann nur mit Zustimmung aller Beteiligten oder auf gerichtliche 
Anordnung erfolgen, und im letzteren Fall auch nur dann, wenn sich das Gericht vergewissert hat, 
dass die Summe der zu erfüllenden gesicherten Verpflichtungen in einem angemessenen Verhältnis 
zum Wert des Gegenstands steht. Die Parteien können einvernehmlich bestimmen, welche 
Ereignisse eine Nichterfüllung darstellen oder sonst die in Kapitel III bezeichneten Rechte 
begründen. Besteht ein derartiges Einvernehmen nicht, so muss die Nichterfüllung erheblich sein. 

                                                 
6 Der Vorbehaltsverkäufer oder Leasinggeber ist nicht notwendigerweise auch der Eigentümer; oft ist es 
eine zwischengeschaltete Partei, die die Ausrüstung aufgrund einer Vereinbarung über einen Vorbehaltskauf 
oder eines Leasingvertrags innehat. In seinen Beziehungen zum "Unter-Vorbehaltskäufer" oder "Unter-
Leasingnehmer" ist seine Rechtsstellung jedoch analog zu der eines Eigentümers. 
7 Jedoch kann ein Vertragsstaat durch eine Erklärung nach Artikel 54 die Befugnis zur Verleasung von 
Ausrüstung ausschließen, die sich in seinem Hoheitsgebiet befindet.  
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Sonstige vom anzuwendenden Recht gewährte Rechte einschließlich der von den Parteien ver-
einbarten Rechte können ausgeübt werden, soweit sie mit den in Artikel 15 aufgeführten 
zwingenden Bestimmungen in Einklang stehen. 
 
26. Im Fall einer Vereinbarung über einen Vorbehaltskauf oder eines Leasingvertrags sind die 
einzigen (in Artikel 10) bezeichneten Rechte die Beendigung der Vereinbarung, die Inbesitznahme 
des Gegenstands oder die Übernahme der Verfügungsgewalt über ihn oder eine gerichtliche 
Genehmigung oder Anordnung einer dieser Handlungen. Wie bereits unter Nummer 23 erwähnt, 
sind die Bestimmungen viel einfacher, da - anders als beim Sicherungsnehmer, der lediglich ein 
Sicherungsrecht hat - der Vorbehaltsverkäufer oder Leasinggeber der Eigentümer ist. In den 
Vereinigten Staaten, in den meisten kanadischen Hoheitsbereichen und in Neuseeland haben 
Vereinbarungen über einen Vorbehaltskauf und bestimmte Arten von Finanzierungs-
leasingverträgen jedoch den Charakter von Sicherungsvereinbarungen, so dass ein Gericht in 
einem solchen Hoheitsbereich die Vorschriften des Übereinkommens über Sicherungsvereinbarun-
gen anwenden wird. 
 
27. Artikel 13 gewährt dem Gläubiger, der Beweis für die Nichterfüllung antritt, bis zur 
endgültigen Entscheidung über seinen Anspruch ein Recht auf sofortigen Rechtsschutz, und zwar in 
Form einer Anordnung auf Erhaltung des Gegenstands oder seines Wertes, auf Besitz oder 
Verfügungsgewalt an dem Gegenstand oder dessen Verwahrung, auf Stilllegung des Gegenstands 
oder auf Abschluss eines Leasingvertrags über den Gegenstand oder Verwaltung des Gegenstands 
und der aus ihm fließenden Einkünfte, nicht aber auf Veräußerung und Verwendung des 
Veräußerungserlöses (auch wenn diese Rechte in das Luftfahrtprotokoll in Bezug auf 
Luftfahrzeuggegenstände zusätzlich aufgenommen worden sind). Bestimmte Sicherheiten sind für 
den Schuldner vorgesehen. Nach Artikel 55 kann ein Vertragsstaat eine Erklärung abgeben, der 
zufolge er Artikel 13 ganz oder teilweise ausschließt.  
 
 
Das Registrierungssystem 
 
28. Das Registrierungssystem steht im Zentrum des Rangordnungssystems des Über-
einkommens. Die Eintragung macht öffentlich Mitteilung über ein internationales Sicherungsrecht 
oder ein künftiges internationales Sicherungsrecht und ermöglicht es dem Gläubiger, seinen 
Vorrang zu wahren und die Wirksamkeit des internationalen Sicherungsrechts in Insolvenz-
verfahren gegen den Schuldner aufrechtzuerhalten. Die Eintragung ist jedoch kein Beweis für die 
Existenz eines internationalen Sicherungsrechts und ist wirkungslos, wenn das angebliche 
internationale Sicherungsrecht nicht wirksam geschaffen worden ist. Durch die Eintragung wird 
vielmehr sichergestellt, dass die Rangordnung, ist ein wirksam geschaffenes internationales 
Sicherungsrecht erst einmal eingetragen, einfach, objektiv und nach der Reihenfolge der 
Eintragung festgestellt werden kann. Die Eintragung wird in Bezug auf einen einzelnen Gegenstand 
vorgenommen, nicht in Bezug auf den Schuldner. Deshalb auch das Erfordernis der eindeutigen 
Identifizierbarkeit des Gegenstands und die Einschränkung von Ansprüchen auf Ersatzleistungen 
auf Versicherungsleistungen und andere verlustbezogene Ersatzleistungen. Es ist geplant, dass es 
für verschiedene Ausrüstungstypen unterschiedliche Registrierungssysteme geben soll. Das 
Internationale Register wird von einem Registerführer unter der Aufsicht einer Aufsichtsbehörde 
verwaltet, die (soweit sie nicht schon darüber verfügt) Völkerrechtspersönlichkeit und Immunität 
von Gerichtsverfahren erhalten wird. Im Gegensatz hierzu haftet der Registerführer - ohne 
Nachweis des Verschuldens - kompensatorisch für den Ersatz des Schadens, der durch Fehler, 
Unterlassungen oder Fehlfunktionen des Systems entstanden ist; hierfür gelten bestimmte, nur 
sehr beschränkte Einwendungen. […]  
 
29. Die Bestimmungen über die Eintragung basieren auf der Annahme, dass es sich um ein 
elektronisches, online verfügbares System handelt, so dass die Überprüfung von Anträgen auf 
Eintragung, die Eintragung selbst und Antworten auf Abfragen automatisch per Computer erfolgen 
und kein menschliches Eingreifen erforderlich machen. Die Bestimmungen des Übereinkommens 
und des Protokolls werden ergänzt durch eine Registerordnung über die Führung des 
Internationalen Registers und Verfahren zur Durchführung von Eintragungen und Abfragen. […]. 
 
 
30. Das Registrierungssystem vereinigt unter einem Dach Eintragungen von internationalen 
Sicherungsrechten, künftigen internationalen Sicherungsrechten und eintragungsfähigen 
gesetzlichen Rechten (Erklärung hierzu unter Nummer 45) sowie Eintragungen von Abtretungen 
und künftigen Abtretungen, Rangrücktritten und solche des Erwerbs von internationalen 
Sicherungsrechten durch gesetzlichen oder vertraglichen Forderungsübergang nach dem 
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anzuwendenden Recht. Das System nimmt auch Eintragungen über Mitteilungen nationaler 
Sicherungsrechte entgegen, d. h., Sicherungsrechte, die in einem nationalen Register eingetragen 
und aus einem rein lokalen Rechtsgeschäft entstanden sind (d. h., wenn sich alle Parteien und der 
Gegenstand in demselben Vertragsstaat befinden), für das der betreffende Vertragsstaat nach 
Artikel 50 Absatz 1 erklärt hat, dass es nicht unter das Übereinkommen fällt. Wurde eine solche 
Erklärung abgegeben, so kann ein nationales Sicherungsrecht nicht wirksam als ein internationales 
Sicherungsrecht eingetragen werden, jedoch kann eine Mitteilung des nationalen Sicherungsrechts 
nach Artikel 16 Absatz 1 Buchstabe d eingetragen werden. Dies stellt das nationale 
Sicherungsrecht aufgrund des Artikels 50 Absatz 2 auf dieselbe Rangstufe wie ein eingetragenes 
internationales Sicherungsrecht, so dass - wie bereits weiter oben angemerkt - die Wirkung einer 
Erklärung nach Artikel 50 Absatz 1 eingeschränkt ist. Die Erfordernisse für die Eintragung werden 
im Detail durch das jeweils einschlägige Protokoll und durch die auf dessen Grundlage zu 
erstellende Registerordnung vorgeschrieben. In Artikel 20 ist festgelegt, wessen Zustimmung 
erforderlich ist, um eine Eintragung vorzunehmen, zu ändern oder zu löschen. 
 
 
Rangordnung 
 
31. Die Vorschriften über die Rangordnung werden in Artikel 29 dargestellt. Sie sind gering an 
der Zahl und zum größten Teil einfach. Ein eingetragenes Recht hat Vorrang vor einem später 
eingetragenen Recht sowie vor einem nicht eingetragenen Recht. Dieser Vorrang besteht sogar 
dann, wenn der Inhaber des eingetragenen Rechts es mit tatsächlicher Kenntnis des nicht 
eingetragenen Rechts erworben hat, eine Regel, die notwendig ist, um Sachstreitigkeiten darüber 
zu vermeiden, ob ein Inhaber Kenntnis hatte oder nicht. Es gibt drei Ausnahmen von den 
allgemeinen Vorschriften über die Rangordnung. Erstens sieht Artikel 29 Absatz 3 vor, dass der 
Käufer sein Recht frei von einem vor dem Erwerb nicht eingetragenen internationalen 
Sicherungsrecht erwirbt, da nämlich das Recht eines lastenfreien Käufers (outright buyer) nicht 
eintragungsfähig ist [8]. Zweitens gibt es in Artikel 29 Absatz 4 eine besondere Regel über die 
Rangordnung, die sich auf bestimmte Vorbehaltskäufer und Leasingnehmer bezieht. Diese wird 
unter Nummer 32 erläutert. Drittens können die Vorschriften über die Rangordnung durch 
Vereinbarung zwischen den Inhabern konkurrierender Rechte geändert werden (Artikel 29 
Absatz 5). 
 
32. Artikel 29 Absatz 4 befasst sich mit der Rangordnung zwischen einem Vorbehaltskäufer 
oder Leasingnehmer und dem Inhaber eines eingetragenen Rechts (unter dem natürlich ein 
Inhaber zu verstehen ist, der nicht der eigene Vorbehaltsverkäufer oder Leasinggeber des 
Vorbehaltskäufers oder Leasingnehmers ist). Einer der angedachten Fälle ist ein Konflikt zwischen 
dem Vorbehaltskäufer oder Leasingnehmer und einer Person, zu deren Gunsten der 
Vorbehaltsverkäufer oder Leasinggeber die Güter aufgrund einer Sicherungsvereinbarung belastet 
hat. Der durch Artikel 29 Absatz 4 zum Ausdruck gebrachte Grundsatz besagt, dass die Parteien 
durch nichts beeinträchtigt werden sollen, was nicht im Register steht. Es wäre gegenüber einem 
Sicherungsnehmer ungerecht, wenn der Vorbehaltsverkäufer oder Leasinggeber die Belastung den 
Rechten eines Vorbehaltskäufers oder Leasingnehmers, die der Sicherungsnehmer durch eine 
Abfrage im Internationalen Register nicht finden konnte, unterordnen würde. Das Recht des 
Vorbehaltskäufers oder Leasingnehmers ist für sich genommen nicht eintragungsfähig. Jedoch 
erfolgt durch die Eintragung des Rechts, das der Vorbehaltsverkäufer oder Leasinggeber innehat, 
Mitteilung über das Bestehen der Vereinbarung über einen Vorbehaltskauf oder des 
Leasingvertrags und auf diese Weise über das Recht des Vorbehaltskäufers oder Leasingnehmers 
hieraus. Daher wirkt sich die in Artikel 29 Absatz 4 enthaltene Vorschrift so aus, dass der Vorrang 
des Vorbehaltskäufers oder Leasingnehmers gegenüber dem Sicherungsnehmer danach festgelegt 
wird, ob das von seinem Vorbehaltsverkäufer oder Leasinggeber innegehabte internationale 
Sicherungsrecht eingetragen war, bevor der Sicherungsnehmer sein Recht eingetragen hat. Wenn 
dem so war, erwirbt der Sicherungsnehmer sein Recht belastet mit den Rechten des 
Vorbehaltskäufers oder Leasingnehmers. Wenn andererseits der Sicherungsnehmer sein Recht 
einträgt, bevor der Vorbehaltsverkäufer oder Leasinggeber sein eigenes Recht eingetragen hat, 
dann hat der Sicherungsnehmer Vorrang vor dem Vorbehaltskäufer oder Leasingnehmer, über 
dessen Existenz der Sicherungsnehmer aufgrund einer Abfrage im Register vermutlich nichts hat 
erfahren können. Artikel 29 Absatz 5, durch den die Rangordnung konkurrierender Rechte geändert 
und dies so - mit Bindungswirkung gegenüber Dritten - eingetragen werden darf, ist auf die 
vorhergehenden Vorschriften anzuwenden. Zudem erweitert Artikel XVI des Luftfahrtprotokolls das 
Konzept der Rechte des Vorbehaltskäufers und Leasingnehmers, die an den Zeitpunkt der 

                                                 
8 […] 
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Eintragung geknüpft sind, und überträgt dem Vorbehaltskäufer oder Leasingnehmer ein Recht auf 
ungestörten Besitz gegenüber einem Sicherungsnehmer, vor dem der Vorbehaltskäufer oder 
Leasingnehmer aufgrund der oben beschriebenen Vorschrift Vorrang hat. Auch dieser Arti-
kel erlaubt eine vertragliche Änderung. 
 
33. Durch Artikel 29 Absatz 6 erstreckt sich jeder Rang auf Ersatzleistungen. Allerdings ist der 
Begriff "Ersatzleistungen" durch Artikel 1 Buchstabe w beschränkt auf Versicherungsleistungen 
oder andere verlustbezogene Ersatzleistungen. Allgemeine Ersatzleistungen, wie z. B. Forderungen 
aus der Veräußerung eines Gegenstands, werden nicht erfasst. Solange Ersatzleistungen im Sinne 
des Artikels 1 Buchstabe w in den Händen des Schuldners identifizierbar sind, hat der Gläubiger in 
Bezug auf diese Ersatzleistungen denselben Rang, den er in Bezug auf den Gegenstand selbst vor 
seinem Verlust hatte. Die Frage, ob Ersatzleistungen, die sich nicht mehr in Händen des Schuldners 
befinden oder mit anderen Vermögenswerten des Schuldners vermischt worden sind, weiterhin 
nachverfolgt werden können, wird nicht durch das Übereinkommen, sondern durch das anzuwen-
dende Recht beantwortet. Artikel 29 Absatz 7 soll sicherstellen, dass nach anzuwendendem Recht 
begründete Rechte an Bestandteilen oder Zubehör (die nicht selbst Gegenstand sind) nicht durch 
den Einbau der Bestandteile oder des Zubehörs in einen Gegenstand verloren gehen und dass neue 
Rechte an eingebauten Bestandteilen oder eingebautem Zubehör begründet werden können, wenn 
dies durch das anzuwendende Recht gestattet ist. [...] Mit dem Begriff "Bestandteil oder Zubehör" 
ist jedes Teil gemeint, das keine Flugzeugzelle, kein Flugzeugtriebwerk oder Hubschrauber, kein 
Eisenbahnwaggon oder -motor und kein Weltraumvermögenswert ist. Der Begriff umfasst Teile wie 
Ersatzteile, die nicht selbst Flugzeugtriebwerke sind, an Triebwerken bzw. Motoren befestige 
Module, Computer, Audiosysteme, visuelle Systeme u. ä.. 
 
34. Ist schließlich ein künftiges internationales Sicherungsrecht eingetragen und erstarkt es 
später zu einem vollen internationalen Sicherungsrecht, so gilt es als zum Zeitpunkt der Eintragung 
des künftigen internationalen Sicherungsrechts eingetragen und erhält den entsprechenden Rang 
(Artikel 19 Absatz 4). Bis zum Zeitpunkt der Vornahme der Eintragung hat der künftige Schuldner 
das Recht, die Eintragung löschen zu lassen, wenn nicht der künftige Gläubiger die Gegenleistung 
erbracht oder sich zur Erbringung der Gegenleistung verpflichtet hat (Artikel 25 Absatz 2). Was 
unter einer Gegenleistung zu verstehen ist, bestimmt sich nach dem anzuwendenden Recht.  
 
 
Die Wirkung der Insolvenz 
 
35. Nach allgemeiner Regel ist ein internationales Sicherungsrecht in einem Insolvenzverfahren 
gegen den Schuldner dann wirksam, wenn es vor der Einleitung des Verfahrens eingetragen war 
(Artikel 30 Absatz 1). "Wirksam" bedeutet, dass das Vermögensrecht anerkannt wird und der 
Inhaber des internationalen Sicherungsrechts für geschuldete Verpflichtungen einen Anspruch auf 
den Vermögenswert hat und nicht beschränkt ist auf eine pari passu-Aufteilung (gleichrangige 
Aufteilung) mit Gläubigern ohne Sicherung. Diese Bestimmung berührt jedoch nicht die 
Wirksamkeit eines internationalen Sicherungsrechts, das nach anzuwendendem Recht wirksam ist 
(Artikel 30 Absatz 2). Mit anderen Worten ist die in Artikel 30 Absatz 1 enthaltene Vorschrift eine 
Wirksamkeitsvorschrift, keine Unwirksamkeitsvorschrift. Ist das internationale Sicherungsrecht 
nach dem anzuwendenden Recht bei Insolvenz wirksam, selbst wenn es nicht vor Einleitung des 
Insolvenzverfahrens - oder gar überhaupt nicht - eingetragen war, wird seine Wirksamkeit in 
diesem Verfahren von dem Übereinkommen nicht berührt. Nach Artikel 30 Absatz 3 schützt die 
allgemeine Vorschrift ein eingetragenes internationales Sicherungsrecht nicht vor Vorschriften des 
Insolvenzrechts über die Anfechtung eines Rechtsgeschäfts wegen Gläubigerbegünstigung oder 
Gläubigerbenachteiligung oder vor Insolvenzverfahrensvorschriften über die Durchsetzung von 
Ansprüchen in Bezug auf Vermögenswerte, die sich in der Verfügungsgewalt oder unter der 
Aufsicht eines Insolvenzverwalters befinden, z. B. Vorschriften, durch die die Durchsetzung eines 
Sicherungsrechts zur Erleichterung der Sanierung des Schuldners ausgesetzt oder beschränkt wird. 
 
 
Abtretungen 
 
36. Kapitel IX des Übereinkommens befasst sich mit der Wirkung, mit den Formerfordernissen 
und mit der Rangordnung von Abtretungen von abgesicherten Forderungen und damit 
verbundenen internationalen Sicherungsrechten und mit dem Forderungsübergang. Der Begriff der 
"Abtretung" ist im weiteren Sinne definiert und umfasst sowohl die Übertragung als auch die 
Belastung bzw. Verpfändung. "Abgesicherte Forderungen" werden in Artikel 1 Buchstabe c definiert 
als alle aufgrund einer Vereinbarung bestehenden Ansprüche auf Zahlung oder sonstige Leistung 
eines Schuldners, die durch den Gegenstand gesichert sind oder sich auf diesen beziehen. Nicht zu 
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den abgesicherten Forderungen gehören deshalb a) Ansprüche auf Leistung eines Dritten und b) 
Ansprüche auf Leistung des Schuldners aus einem anderen Vertrag oder aus einer anderen 
Verbindlichkeit (einschließlich einer in einem Schuldschein enthaltenen Verbindlichkeit), wenn sich 
nicht der Schuldner in beiden Fällen in der Vereinbarung dazu verpflichtet, den Verpflichtungen des 
Dritten oder seinen eigenen aus dem anderen Vertrag oder der anderen Verbindlichkeit nach-
zukommen.  
 
37. Es gibt zwei Kategorien von abgesicherten Forderungen: diejenigen, die mit der Fi-
nanzierung und dem Leasing eines Gegenstands im Sinne des Artikels 36 Absatz 2 in Zu-
sammenhang stehen, z. B. Rechte auf Zahlung des Kaufpreises für den Gegenstand, Rückzahlung 
einer Vorausleistung für den Kauf der Güter oder damit in Zusammenhang stehende 
Verpflichtungen des Schuldners aus dem Rechtsgeschäft (wie z. B. Schadensersatz und 
Vorfälligkeitszinsen, die sich aus der Abwicklung einer Finanzierungsvereinbarung aufgrund der 
frühzeitigen Beendigung der Vereinbarung wegen Nichterfüllung ergeben), und diejenigen, die nicht 
damit in Zusammenhang stehen, z. B. Recht auf Rückzahlung eines Darlehens, das kein 
Kaufpreisdarlehen ist (non-purchase money loan), in einem nicht damit in Zusammenhang 
stehenden Rechtsgeschäft, das zwar eine Sicherheit an dem Gegenstand als Bestandteil haben 
mag, aber nichts mit seiner Finanzierung, dem Leasingzins oder damit verbundenen 
Verpflichtungen zu tun hat. Die Unterscheidung zwischen der ersten und der zweiten Kategorie ist 
wichtig für die Rangordnung konkurrierender Abtretungen von abgesicherten Forderungen nach 
Artikel 36, mit der sich Nummer 43 weiter unten befasst. 
 
38. Ein früherer Entwurf des Übereinkommens hatte sich auf die Abtretung internationaler 
Sicherungsrechte konzentriert und vorgesehen, dass hierdurch auch die abgesicherten Forderungen 
übergehen sollten, d. h., alle Ansprüche auf Zahlung oder sonstige Leistung eines Schuldners, die 
durch den Gegenstand gesichert sind (im Fall einer Sicherungsvereinbarung) oder sich auf diesen 
beziehen (im Fall einer Vereinbarung über einen Vorbehaltskauf oder eines Leasingvertrags) 
(Artikel 1 Buchstabe c). Obwohl dies im Widerspruch zu der normalen Regel steht, nach der 
nämlich ein Sicherungsrecht akzessorisch in Bezug auf die gesicherte Verpflichtung ist, war dies 
von einer gewissen Logik, da sich das Übereinkommen mit internationalen Sicherungsrechten 
befasst und nicht mit der Abtretung von Forderungen als solchen. Schließlich war man aber der 
Auffassung, dass die normale Regel angewendet werden sollte. Dementsprechend sieht Artikel 31 
Absatz 1 vor, dass, sofern die Parteien nicht etwas anderes vereinbart haben, mit einer im Einklang 
mit den vorgeschriebenen Formerfordernissen vorgenommenen Abtretung von abgesicherten 
Forderungen auch das damit verbundene internationale Sicherungsrecht und alle Rechte des Ze-
denten sowie ihr Rang nach dem Übereinkommen auf den Zessionar übergehen. Zu dem Fall, in 
dem das abgetretene internationale Sicherungsrecht nicht registriert ist, vgl. Anmerkung 4 zu 
Artikel 35. Der Schuldner kann gegenüber dem Zessionar jede ihm nach dem anzuwendenden 
Recht zur Verfügung stehende Einwendung und Aufrechnung geltend machen, wenn er nicht 
schriftlich auf sie verzichtet hat. Nach dem Übereinkommen ist ein solcher Verzicht verbindlich, es 
sei denn, er erweckt den Anschein, Einwendungen aus betrügerischen Handlungen des Zedenten∗ 
zu verhindern (Artikel 31 Absätze 3 und 4). 
 
39. Es steht den Parteien offen, sich darauf zu einigen, die abgesicherten Forderungen ohne 
Übergang des damit verbundenen internationalen Sicherungsrechts abzutreten. Dies geschieht 
ohnehin dann, wenn die Abtretung nicht den Erfordernissen des Artikels 32 entspricht. In beiden 
Fällen ist das Übereinkommen aber nicht auf die Abtretung anzuwenden (Artikel 32 Absatz 3) und 
die Wirkungen bestimmen sich nach dem anzuwendenden Recht. Nicht gestattet ist es den Parteien 
jedoch, ein internationales Sicherungsrecht abzutreten, ohne wenigstens auch einen Teil der damit 
verbundenen abgesicherten Forderungen abzutreten, da ein internationales Sicherungsrecht ohne 
Bedeutung ist, wenn es nicht mit den Verpflichtungen, die es sichert oder auf die es sich bezieht, 
im Zusammenhang steht. Eine angebliche Abtretung eines internationalen Sicherungsrechts 
aufgrund einer Sicherungsvereinbarung ohne die vollständige oder teilweise Einbeziehung der 
abgesicherten Forderungen ist nicht wirksam (Artikel 32 Absatz 2).  
 
40. Die Teilabtretung abgesicherter Forderungen ist gestattet. In einem solchen Fall ist es 
Sache der Parteien, eine Vereinbarung über ihre jeweiligen Ansprüche in Bezug auf das damit 
verbundene internationale Sicherungsrecht zu treffen, mit der jedoch der Schuldner ohne seine 
Zustimmung nicht benachteiligt werden darf (Artikel 31 Absatz 2). Die Parteien könnten zum 

                                                 
∗ Anmerkung d. Übers.: An der genannten Stelle des Übereinkommens (Artikel 31 Absatz 4) ist bereits 
im englischen Ausgangstext von betrügerischen Handlungen des Zessionars (E: fraudulent acts on the part of 
the assignee), nicht - wie in diesem Kommentar beschrieben - des Zedenten (E: fraudulent acts of the 
assignor) die Rede. Vermutlich liegt hier eine Verwechslung vor. 
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Beispiel vereinbaren, dass das internationale Sicherungsrecht als auf sie gemeinsam abgetreten 
eingetragen werden soll, um ihre jeweiligen Ansprüche zu sichern, oder dass es weiterhin unter 
dem alleinigen Namen des Zedenten firmieren soll (in diesem Fall wird die Abtretung nicht 
eingetragen und der Zessionar zieht gegenüber einem späteren Zessionar keinen Nutzen aus den 
im Übereinkommen vorgesehenen Vorschriften über die Rangordnung) verbunden mit einer 
Verpflichtung des Zedenten, seine Ansprüche im Namen des Zessionars und auf dessen Ersuchen 
durchzusetzen, oder seine eigenen Ansprüche in Bezug auf den zurückbehaltenen Teil den Rechten 
des Zessionars in Bezug auf den abgetretenen Teil unterzuordnen. Eine Teilabtretung kann den 
Schuldner benachteiligen, da sie ihn zu Aufwendungen zwingt, die dadurch entstehen, dass er 
Zahlungen an zwei Parteien anstatt an eine leistet. In diesem Fall müssen die Parteien der 
Teilabtretung die Zustimmung des Schuldners einholen, falls sie nicht bereits erteilt worden ist. Im 
Versäumnisfall berührt dies jedoch nicht die Wirksamkeit der Abtretung zwischen Zedenten und 
Zessionar. 
 
41. In Artikel 32 bilden die Formerfordernisse, die erfüllt werden müssen, wenn mit einer 
Abtretung von abgesicherten Forderungen das damit verbundene internationale Sicherungsrecht 
übergehen soll, diejenigen Erfordernisse nach, die auf die Begründung eines internationalen 
Sicherungsrechts anzuwenden sind. Die Abtretung muss schriftlich erfolgen, muss die Bestimmung 
der abgesicherten Forderungen nach dem Vertrag, aus dem sie entstehen, ermöglichen und muss 
im Fall einer Sicherungsabtretung die Bestimmung der Verpflichtungen, die durch die Abtretung 
gesichert sind, nach Maßgabe des jeweils einschlägigen Protokolls ermöglichen, ohne dass dabei 
jedoch ein gesicherter Betrag oder Höchstbetrag angegeben werden muss. Ist dies geschehen, so 
ist der Schuldner dem Zessionar gegenüber zur Zahlung oder zur Erbringung einer sonstigen 
Leistung verpflichtet, vorausgesetzt, der Schuldner hat vom Zedenten selbst oder mit dessen 
Zustimmung eine schriftliche Mitteilung über die Abtretung erhalten und die Mitteilung bezeichnet 
die abgesicherten Forderungen (Artikel 33). […] 
 
42. Nach Artikel 34 folgen die Rechte bei Nichterfüllung, die einem Zessionar aufgrund einer 
Sicherungsabtretung zur Verfügung stehen, sinngemäß den auf das internationale Sicherungsrecht 
selbst anzuwendenden Vorschriften. 
 
43. Die Rangordnung konkurrierender Abtretungen ist etwas komplex. Die Ausgangslage ist 
Folgende: Geht bei konkurrierenden Abtretungen von abgesicherten Forderungen mit mindestens 
einer dieser Abtretungen das damit verbundene internationale Sicherungsrecht über und ist dies 
eingetragen, so ist Artikel 29 sinngemäß anzuwenden, so dass eine eingetragene Abtretung 
Vorrang vor einer nicht eingetragenen Abtretung und vor einer späteren Abtretung hat. Es ist 
selbstverständlich erforderlich, dass mindestens eine der Abtretungen das damit verbundene 
internationale Sicherungsrecht umfasst, denn sonst hätte kein Zessionar einen Anspruch auf 
Eintragung seiner Abtretung, da die Funktion der Eintragung darin besteht, Rechte an Ausrüstung 
und nicht Rechte an isolierten Ansprüchen, die sich auf diese beziehen, festzuhalten. Und eine 
Abtretung von solchen Ansprüchen allein fällt, wie bereits früher ausgeführt wurde, nicht unter das 
Übereinkommen (Artikel 32 Absatz 3). Außerdem ist es erforderlich, dass die abgetretenen 
abgesicherten Forderungen mit einem internationalen Sicherungsrecht verbunden bleiben (vgl. 
Anmerkung 2 zu Artikel 35). Ebenso muss zumindest eine der Abtretungen eingetragen werden, da 
Artikel 29 keine Regelungen über die Rangordnung nicht eingetragener konkurrierender Ab-
tretungen vorsieht; diese Frage bestimmt sich nach dem anzuwendenden Recht. In Artikel 36 wird 
der ansonsten durch Artikel 35 gewährte Vorrang in zweierlei Hinsicht eingeschränkt. Erstens wird 
er auf Fälle beschränkt, in denen in dem Vertrag, aus dem die abgesicherten Forderungen 
entstehen, festgelegt ist, dass diese Forderungen durch den Gegenstand gesichert sind oder sich 
auf diesen beziehen. Dies gilt für die Situation, in der z. B. eine Vereinbarung nicht nur die in ihrem 
Rahmen vorgesehenen Verpflichtungen sichert, sondern auch Verpflichtungen, die aus einer 
späteren Vereinbarung entstehen, die sich nicht auf die Sicherheit bezieht, so dass ein späterer 
Zessionar der abgesicherten Forderungen aus der späteren Vereinbarung keine Möglichkeit hat, zu 
erfahren, ob die Verpflichtungen aus der späteren Vereinbarung durch die Ausrüstung gesichert 
oder in irgendeiner Art und Weise mit ihr verbunden sind; deshalb sollte er nicht den im 
Übereinkommen vorgesehenen Vorschriften über die Rangordnung unterworfen sein. Zweitens wird 
der Vorrang der ersten Abtretung nur gewährt, soweit die abgesicherten Forderungen mit einem 
Gegenstand im Zusammenhang stehen. Dies ist in Artikel 36 Absatz 2 festgelegt, der sich in 
groben Zügen mit den Verpflichtungen zur Rückzahlung von Kaufpreisdarlehen (purchase-money 
loans) und der Zahlung des Kaufpreises und des Leasingzinses sowie mit allen Nebenpflichten aus 
den Vertragsunterlagen des Finanzierungsgeschäfts befasst. Der Vorrang in Fällen, die sich nicht 
innerhalb dieser Grenzen bewegen - z. B. ein Vorrang mit einem Zessionar von abgesicherten 
Forderungen als Sicherheit für ein anderes als ein Kaufpreisdarlehen (non-purchase money loan) - 
bestimmt sich nach dem anzuwendenden Recht, einschließlich (wenn es anzuwenden ist) des am 
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12. Dezember 2001 zur Unterzeichnung aufgelegten Übereinkommens der Vereinten Nationen über 
die Abtretung von Forderungen im internationalen Handel ("VN-Übereinkommen"). 
 
44. Bei Insolvenz des Zedenten ist Artikel 30 so anzuwenden, als wären Bezugnahmen auf den 
Zedenten Bezugnahmen auf den Schuldner (Artikel 37). Rechte des gesetzlichen oder vertraglichen 
Forderungsübergangs bleiben im Allgemeinen unberührt (Artikel 38). Artikel 38 Absatz 2 gestattet 
es den Parteien, die Rangordnung untereinander nach den Bestimmungen des Artikels 29 Absatz 5 
zu ändern. 
 
 
Gesetzliche Rechte 
 
45. Ein Vertragsstaat kann diejenigen Kategorien gesetzlicher Rechte benennen, die nach 
seiner Rechtsordnung Vorrang haben vor einem Recht, das dem des Inhabers des internationalen 
Sicherungsrechts entspricht ("äquivalentes Recht"), und die sogar einem eingetragenen 
internationalen Sicherungsrecht vorgehen sollen (Artikel 39). Grundsätzlich kann ein Staat an 
seinen eigenen, vorrangig anzuwendenden gesetzlichen Rechten festhalten oder sie einschränken, 
er darf aber das Übereinkommen nicht nutzen, um diese Rechte auszudehnen. Typische Beispiele 
sind vorrangige Steuer- oder Lohnforderungen, die von einem insolventen Arbeitgeber geschuldet 
werden, sowie gesetzliche und sonstige Pfandrechte mit Vorrang. Durch eine Erklärung nach 
Artikel 39 erfasste Rechte haben Vorrang vor einem eingetragenen internationalen 
Sicherungsrecht, auch wenn sie selbst nicht eintragungsfähig sind. Für einen Vertragsstaat ist es 
nicht erforderlich, alle diese Kategorien von gesetzlichen Rechten einzeln aufzuführen. Er kann 
einfach eine Erklärung abgeben, der zufolge alle Forderungen, die nach seinem geltenden Recht 
Vorrang vor einem äquivalenten Recht haben oder die diesen Vorrang künftig erwerben werden, 
Vorrang vor einem eingetragenen internationalen Sicherungsrecht genießen sollen. Es ist aber von 
dem Vertragsstaat zu entscheiden, welche dieser Forderungen Vorrang vor einem eingetragenen 
internationalen Sicherungsrecht haben sollen. Die von seiner Erklärung erfassten Kategorien 
könnten zahlenmäßig geringer sein als diejenigen Kategorien, die nach seinem innerstaatlichen 
Recht Vorrang vor äquivalenten Rechten haben. Rechte auf Sicherstellung oder Zurückbehaltung 
nach innerstaatlichem Recht können, soweit sie nicht durch eine Erklärung nach Artikel 39 Absatz 1 
Buchstabe a erfasst sind (z. B., weil sie vertraglich sind und deshalb nicht unter Artikel 39 Absatz 1 
Buchstabe a fallen), in dem in Artikel 39 Absatz 1 Buchstabe b vorgesehenen Umfang durch eine 
Erklärung aufrechterhalten werden, die sowohl auf vertragliche Rechte auf Sicherstellung oder 
Zurückbehaltung als auch auf gesetzliche Rechte Anwendung findet [...]. 
 
46. Ein Vertragsstaat kann ferner eine Erklärung abgeben, der zufolge festgelegte Kategorien 
gesetzlicher Rechte so eintragungsfähig sind, als wären sie internationale Sicherungsrechte 
(Artikel 40). Vorstellbar wäre z. B. die Eintragung eines Titels, einer Pfändung durch einen 
Vollstreckungsgläubiger oder eines Pfandrechts eines Handwerkers. Durch die Eintragung eines 
solchen gesetzlichen Rechts würde ihm der gleiche Vorrang gewährt werden wie einem 
internationalen Sicherungsrecht. 
 
 
Erstreckung auf lastenfreie Veräußerungen (outright sales)  
 
47. Das Übereinkommen findet keine Anwendung auf lastenfreie Veräußerungen, denn diese 
sind nicht mit einem Schuldner oder der Geltendmachung eines Sicherungs- oder Eigentumsrechts 
gegenüber dem Schuldner verbunden. Jedoch eröffnet Artikel 41 die Möglichkeit, das 
Übereinkommen, sofern das jeweils einschlägige Protokoll dies vorsieht, auf lastenfreie 
Veräußerungen zu erstrecken und so die lastenfreien Käufer (outright buyers) in die Lage zu 
versetzen, Nutzen aus dem Eintragungsmechanismus zu ziehen und ihre Erwerbungen 
einzutragen[9] 
 
 
Zuständigkeit 
 
48. Die Artikel 42 bis 45 enthalten Vorschriften über die Zuständigkeit, die wie folgt 
zusammengefasst werden können:  
 

                                                 
9 […] 
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(6) Ausschließliche Zuständigkeit für jede Klage nach diesem Übereinkommen haben die von 
den Parteien gewählten Gerichte eines Vertragsstaats, es sei denn, die Parteien vereinbaren, dass 
die Zuständigkeit nicht ausschließlich sein soll. Dies gilt nicht in Bezug auf die Gewährung von 
vorläufigem Rechtsschutz nach Artikel 13 oder für Anordnungen gegen den Registerführer. Der 
gewählte Gerichtsstand muss keine Verbindung zu den Parteien oder zu dem Rechtsgeschäft 
aufweisen. Die Vereinbarung ist schriftlich oder anderweitig in Übereinstimmung mit den 
Formerfordernissen (im Gegensatz zu materiell-rechtlichen Erfordernissen) der lex fori (Recht des 
Gerichtsstands, Artikel 42) zu schließen. 
 
(7) Die von den Parteien gewählten Gerichte eines Vertragsstaats und die Gerichte des 
Vertragsstaats, in dessen Hoheitsgebiet sich der betreffende Gegenstand befindet, haben 
konkurrierende Zuständigkeit beim Erlass von - durch den Gläubiger beantragten - Anordnungen 
über vorläufigen Rechtsschutz, also nicht Anordnungen in Bezug auf den Abschluss eines 
Leasingvertrags über den Gegenstand oder die Verwaltung des Gegenstands und der aus ihm 
fließenden Einkünfte (Artikel 43 Absatz 1). Es steht nicht in der Macht der Parteien, die 
konkurrierende Zuständigkeit von Gerichten des situs (der Belegenheit) des Gegenstands 
auszuschließen. 
 
(8) Die Gerichte des Hoheitsgebiets, in dem sich der Schuldner befindet, haben bis zur 
endgültigen Entscheidung über den Anspruch die konkurrierende Zuständigkeit dafür, auf Antrag 
des Gläubigers a) nach Artikel 13 Absatz 1 Buchstabe d Anordnungen in Bezug auf den Abschluss 
eines Leasingvertrags über den Gegenstand oder die Verwaltung des Gegenstands und der aus ihm 
fließenden Einkünfte zu erlassen und b) nach Artikel 13 Absatz 4 jeden anderen nach der lex fori 
(Recht des Gerichtsstands) verfügbaren vorläufigen Rechtsschutz zu gewähren, auch wenn die 
Zuständigkeit auf Anordnungen beschränkt ist, die nach Maßgabe ihrer Bestimmungen nur in dem 
betreffenden Hoheitsgebiet vollstreckbar sind. Auch hier können die Parteien die konkurrierende 
Zuständigkeit der Gerichte des Ortes, an dem sich der Schuldner befindet, nicht ausschließen. 
 
(9) Die Gerichte des Ortes, an dem sich die Hauptverwaltung des Registerführers befindet, sind 
für die Zuerkennung von Schadensersatz gegen den Registerführer (z. B. für einen aufgrund eines 
Fehlers oder aufgrund einer Fehlfunktion des Registrierungssystems verursachten Schaden oder 
den Erlass von Anordnungen gegen diesen (Artikel 44 Absatz 1) ausschließlich zuständig. In Bezug 
auf letzteren werden zwei spezifische Fälle genannt: Anordnungen, mit denen die Löschung einer 
Eintragung verlangt wird, wenn die Person, die zur Veranlassung der Löschung verpflichtet ist, 
nicht auffindbar ist oder nicht mehr besteht (Artikel 44 Absatz 2), und Anordnungen zur Änderung 
oder Löschung einer Eintragung, wenn eine Person einer Anordnung eines nationalen Gerichts, das 
nach dem Übereinkommen zuständig ist, nicht nachkommt - z. B. eine Anordnung, die Änderung 
oder Löschung einer nicht ordnungsgemäß erfolgten Eintragung zu veranlassen - oder im Fall eines 
nationalen Sicherungsrechts einer Anordnung eines dafür zuständigen Gerichts (Artikel 44 
Absatz 3). Artikel 44 Absatz 1 sollte allerdings im weiteren Sinne ausgelegt werden und (analog zu 
Artikel 44 Absatz 3) dem Gericht des Ortes, an dem der Registerführer seine Hauptverwaltung hat, 
eine Restzuständigkeit für den Erlass einer Anordnung zur Änderung oder Löschung einer 
Eintragung übertragen, wenn eine Partei einer Anordnung eines Gerichts, das nach dem 
Übereinkommen zuständig ist, oder einer Anordnung jedes anderen dafür zuständigen Gerichts, 
mit der diese Partei aufgefordert wird, die Änderung oder Löschung der Eintragung zu veranlassen, 
nicht nachgekommen ist. Ferner überträgt Artikel 44 Absatz 1 dem Gericht des Registerführers die 
ausschließliche Zuständigkeit für den Erlass von Anordnungen zur Durchsetzung der Aufgaben und 
Verpflichtungen des Registerführers nach dem Übereinkommen, z. B. seine Pflicht, a) einer Person, 
die eine vorschriftsmäßige Abfrage durchführt und die erhobene Gebühr zahlt, eine Bescheinigung 
über die Abfrage auszustellen und b) den ihm nach Artikel 17 des Übereinkommens in 
ordnungsgemäßer Weise von der Aufsichtsbehörde erteilten Anweisungen Folge zu leisten. Die 
Zuständigkeit für Ansprüche gegen den Registerführer, die sich nicht aus dem Übereinkommen 
ergeben, z. B. Ansprüche aus Verträgen, die der Registerführer mit der Aufsichtsbehörde oder mit 
Lieferanten oder Dienstleistern geschlossen hat, bestimmt sich nach dem innerstaatlichen Recht 
des Staates, in dem der Registerführer seine Hauptverwaltung hat.  
 
(10) Kapitel XII überträgt keine Zuständigkeit für Insolvenzverfahren, die Angelegenheit der 
zuständigen Insolvenzgerichtsbarkeit sind. 
 
Bei der Anwendung der in den Absätzen 2 und 3 enthaltenen Regeln muss Artikel 52 Absatz 5 
berücksichtigt werden, nach dem der betreffende Vertragsstaat eine Erklärung abgegeben hat, 
durch die eine Gebietseinheit/mehrere Gebietseinheiten, in der/in denen unterschiedliche 
Rechtsordnungen in Bezug auf einen Vertragsstaat anzuwenden sind, von der Anwendung des 
Übereinkommens ausgeschlossen wird/werden. In einem solchen Fall wird der Schuldner oder der 
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Gegenstand nicht als in einem Vertragsstaat befindlich betrachtet, wenn er sich in einer 
Gebietseinheit befindet, die durch eine derartige Erklärung ausgeschlossen wurde. 
 
 
Verhältnis zu anderen Übereinkünften 
 
49. Artikel 45 bis10 sieht vor, dass das Übereinkommen dem VN-Übereinkommen vorgeht. Dies 
bringt auf einfache Weise zum Ausdruck, was bereits implizit in Artikel 38 Absatz 1 des VN-
Übereinkommens enthalten war. Der wichtigste potentielle Kollisionsgrund ist in Artikel 36 des 
vorliegenden Übereinkommens zu suchen, der sich mit dem Vorrang von Abtretungen 
abgesicherter Forderungen befasst. Allerdings ist - wie bereits angemerkt - der Anwendungsbereich 
des Artikels 36 eingeschränkt. Außerdem sind die beiden Übereinkünfte in Bezug auf abgesicherte 
Forderungen von weitgehend ähnlichen Konzepten geprägt. Das Verhältnis zwischen dem 
Übereinkommen und dem Unidroit-Übereinkommen von 1988 über das internationale 
Finanzierungsleasing ("Leasing-Übereinkommen") bestimmt sich durch das Protokoll [11]. 
 
Schlussbestimmungen 
 
50. Kapitel XIV des Übereinkommens enthält die Schlussbestimmungen. Bei einigen handelt es 
sich um Standardbestimmungen, andere bringen besondere Elemente und Ziele des 
Übereinkommens zum Ausdruck, einschließlich des Zwei-Übereinkünfte-Modells und der Möglichkeit 
künftiger Protokolle. 
 
a) Organisationen der regionalen Wirtschaftsintegration 
 
Das Übereinkommen liegt nicht nur für die souveränen Staaten zur Unterzeichnung, zur Annahme, 
zur Genehmigung oder zum Beitritt auf, sondern auch für Organisationen der regionalen 
Wirtschaftsintegration, die von souveränen Staaten gebildet werden und für bestimmte durch das 
Übereinkommen erfasste Fragen zuständig sind. Ein besonderes Beispiel hierfür ist die Europäische 
Gemeinschaft, die bei der Diplomatischen Konferenz an Verhandlungen über den Wortlaut in Bezug 
auf diejenigen Bestimmungen beteiligt war, für die die Gemeinschaft die ausschließliche 
Zuständigkeit in den Außenbeziehungen beansprucht. Nach Artikel 48 des Übereinkommens muss 
jede Organisation der regionalen Wirtschaftsintegration eine Erklärung abgeben, in der sie die 
durch das Übereinkommen erfassten Fragen bezeichnet, für die ihr die Zuständigkeit übertragen 
wurde.  
 
b) Inkrafttreten; Kontrollwirkung des Protokolls 
 
Für das Übereinkommen als solches sind lediglich drei Ratifikationen erforderlich; es tritt drei 
Monate nach Hinterlegung der dritten Ratifikationsurkunde in Kraft, jedoch in Bezug auf eine 
Kategorie von Gegenständen, auf die ein Protokoll anzuwenden ist, nur ab dem Zeitpunkt des 
Inkrafttretens des betreffenden Protokolls, nur nach Maßgabe des betreffenden Protokolls und nur 
zwischen Vertragsstaaten des Übereinkommens und des betreffenden Protokolls (Artikel 49). 
Hieraus folgt, dass das Übereinkommen solange nicht auf eine Kategorie von Gegenständen 
anzuwenden ist, bis das betreffende Protokoll in Kraft ist, und dass vom Protokoll bestimmt wird, 
an welchen Stellen es das Übereinkommen in Bezug auf diese Kategorie von Gegenständen 
modifiziert. Im Fall von Luftfahrzeuggegenständen ist das Übereinkommen daher erstmals 
anzuwenden, wenn das Protokoll in Kraft ist. Außerdem werden die allgemeinen Bestimmungen des 
Übereinkommens in mancherlei Hinsicht durch das Luftfahrtprotokoll modifiziert, damit sie den 
besonderen Bedürfnissen der Luftfahrtindustrie gerecht werden. Für das Luftfahrtprotokoll sind 
acht Ratifikationen erforderlich (Artikel XXVIII), so dass das Übereinkommen als solches in Bezug 
auf Luftfahrzeuggegenstände erst in Kraft tritt, wenn seit der Hinterlegung der achten Ratifika-
tionsurkunde drei Monate verstrichen sind. Es gibt jedoch auch Bestimmungen, die nicht 
gegenstandsbezogen sind. Hierzu gehören Artikel 47 (Unterzeichnung, Ratifikation etc.), Artikel 48 
(Organisationen der regionalen Wirtschaftsintegration), Artikel 51 (Vorkehrungen zur Erstreckung 
auf künftige Protokolle), Artikel 52 (Gebietseinheiten), Artikel 59 (Kündigungen) und Artikel 62 
(Der Verwahrer und seine Aufgaben). Diese Schlussbestimmungen sind nach Artikel 24 Absatz 4 
des Wiener Übereinkommens von 1969 über das Recht der Verträge ("Wiener Übereinkommen") 
am 16. November 2001 in Kraft getreten. Entsprechend verweist Artikel 49 lediglich auf die 

                                                 
10 Dieser Artikel wurde nach der Diplomatischen Konferenz in Übereinstimmung mit einer durch die 
Konferenz genehmigten Anlage eingefügt. Sie ist nicht Bestandteil der veröffentlichten Dokumente, da sie sich 
nach der Einfügung erübrigt hat. 
11 […] 
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Notwendigkeit der Ratifikation des Übereinkommens selbst, ein Punkt, der durch Artikel XXVI 
Absatz 5 des Luftfahrtprotokolls unterstrichen wird, in dem festgelegt ist, dass ein Staat nicht 
Vertragspartei des Protokolls werden kann, ohne auch Vertragspartei des Übereinkommens zu 
werden. 
 
c) Innerstaatliche Rechtsgeschäfte 
 
Auch wenn das Übereinkommen grundsätzlich auch dann anzuwenden ist, wenn sich alle Elemente 
eines Rechtsgeschäfts in einem Hoheitsbereich befinden, erlaubt es Artikel 50 einem Vertragsstaat, 
bei Annahme des Protokolls eine Erklärung abzugeben, durch die die Anwendung des 
Übereinkommens auf ein Rechtsgeschäft ausgeschlossen wird, das für diesen Staat ein 
innerstaatliches Rechtsgeschäft ist, d. h. ein Rechtsgeschäft, bei dem sich der Schwerpunkt der 
Interessen aller an diesem Rechtsgeschäft beteiligten Parteien sowie der betreffende Gegenstand 
bei Abschluss des Rechtsgeschäfts in diesem Staat befinden und bei dem das durch das 
Rechtsgeschäft geschaffene nationale Sicherungsrecht im erklärenden Staat in ein nationales 
Register eingetragen worden ist (Artikel 1 Buchstaben n und r). Die Wirkung des Ausschlusses ist 
jedoch beschränkt. Allgemein gesprochen schließt Artikel 50 zwar die meisten der in Kapitel III 
enthaltenen Bestimmungen über die Nichterfüllung aus, nicht aber das grundlegende System der 
Geltendmachung und der rangmäßigen Einordnung von Rechten. Die in Artikel 8 Absatz 4 und 
Artikel 9 Absatz 1 enthaltenen Bestimmungen über die Nichterfüllung, durch die die Veräußerung 
eines Gegenstands eingeschränkt wird bzw. das Eigentum an dem Gegenstand auf den Gläubiger 
übergeht, sind auf ein nationales Sicherungsrecht anzuwenden. Das nationale Sicherungsrecht 
kann durch Mitteilung im Internationalen Register geschützt werden und erhält dann denselben 
Rang wie ein eingetragenes internationales Sicherungsrecht. Der Vorrang einer Abtretung eines 
nationalen Sicherungsrechts, dessen Mitteilung in das Internationale Register eingetragen worden 
ist, richtet sich nach den Bestimmungen über den Vorrang einer Abtretung eines eingetragenen 
internationalen Sicherungsrechts. Hat schließlich ein Vertragsstaat mit Gebietseinheiten, in denen 
unterschiedliche Rechtsordnungen anzuwenden sind, eine Erklärung nach Artikel 52 abgegeben, 
durch die die Anwendung des Übereinkommens auf eine dieser Gebietseinheiten oder auf mehrere 
ausgeschlossen wird, so ist ein Rechtsgeschäft kein innerstaatliches Rechtsgeschäft, es sei denn, 
der Schwerpunkt der Interessen aller Parteien sowie der Gegenstand selbst befinden sich in 
derselben Gebietseinheit und diese Gebietseinheit ist der Anwendung des Übereinkommens 
unterworfen.  
 
d) Verfahren für zusätzliche Protokolle 
 
Protokolle über rollendes Eisenbahnmaterial und Weltraumvermögenswerte sind im Über-
einkommen (Artikel 2 Absätze 2 und 3) eigens vorgesehen. Artikel 51 sieht ein Verfahren zur 
Erarbeitung weiterer Protokolle und zu ihrer Annahme auf Diplomatischen Konferenzen vor. 
 
e) Übergangsbestimmungen 
 
Artikel 60 enthält wichtige Übergangsbestimmungen. Nach allgemeinem Grundsatz bleibt, soweit 
ein Vertragsstaat nicht etwas anderes erklärt hat, ein schon bestehendes Recht - d. h. ein Recht, 
das vor dem Tag des Inkrafttretens des Übereinkommens geschaffen worden ist (Artikel 1 
Buchstabe v) - von dem Übereinkommen unberührt und behält seinen Rang, den es schon vor dem 
Inkrafttreten des Übereinkommens hatte (Artikel 60 Absatz 1). Unter dem Begriff "Tag des 
Inkrafttretens" ist der Zeitpunkt zu verstehen, zu dem das Übereinkommen in Kraft tritt, oder der 
Zeitpunkt, zu dem der Staat, in dem sich der Schuldner befindet, Vertragsstaat wird, falls dieser 
Zeitpunkt der spätere ist (Artikel 60 Absatz 2 Buchstabe a). Ein Vertragsstaat kann eine Erklärung 
abgeben, in der ein Zeitpunkt - frühestens drei Jahre nach der Erklärung - bestimmt wird, ab dem 
das Übereinkommen und das Protokoll auf ein schon bestehendes Recht aus einer Vereinbarung zur 
Bestimmung der Rangordnung und zum Schutz eines bestehenden Vorrangs anwendbar sein 
sollen; diese Vereinbarung muss zu einem Zeitpunkt geschlossen worden sein, zu dem sich der 
Schuldner in einem Vertragsstaat befand (Artikel 60 Absatz 3). Der von einer Erklärung tangierte 
Inhaber eines schon bestehenden Rechts hat also mindestens drei Jahre Zeit, um seinen Rang, den 
er schon vor dem Inkrafttreten des Übereinkommens hatte, durch Eintragung in das Internationale 
Register zu schützen. Während auf Seiten des Inhabers die erneute Geltendmachung des Rechts 
durch Eintragung in das Internationale Register erforderlich ist, um seinen Rang vor späteren 
Rechten zu schützen, sollte in der Erklärung vorgesehen sein, dass der Inhaber gegenüber früheren 
Rechten seinen Rang, den er schon vor dem Inkrafttreten des Übereinkommens hatte, behält.  
Eine Erklärung nach Artikel 60 ist auf Rangordnungsangelegenheiten beschränkt, so dass ein 
Vertragsstaat in Bezug auf ein schon bestehendes Recht diejenigen Bestimmungen des 
Übereinkommens nicht anwenden kann, die sich auf das Verhältnis zwischen Schuldner und 
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Gläubiger oder auf die Insolvenz beziehen. Natürlich können Schuldner und Gläubiger nicht daran 
gehindert werden, ihre Vereinbarung aus freien Stücken durch eine neue Vereinbarung zu ersetzen, 
die nach dem Tag des Inkrafttretens des Übereinkommens geschlossen wird und auf die das 
Übereinkommen dann anzuwenden ist. Der Gläubiger wird dabei allerdings seinen Vorrang, den er 
schon vor dem Inkrafttreten des Übereinkommens gegenüber früheren Rechten hatte, verlieren.  
 
 
Erklärungssystem12 
 
51. Bestimmte Bestimmungen des Übereinkommens sind von politischen Entscheidungen der 
Staaten abhängig. Für diese Bestimmungen sieht das Übereinkommen ein Erklärungssystem vor, 
das Vertragsstaaten in bestimmten Fragen eine Wahlmöglichkeit einräumt. Erklärungen sind 
insofern ausrüstungsspezifisch, als sie nicht unabhängig von einem Protokoll abgegeben werden 
können. Es gibt vier Arten von Erklärungen: "Opt-in-Erklärungen", "Opt-out-Erklärungen", 
zwingende Erklärungen und sonstige Erklärungen. 
 
(1) Opt-in-Erklärungen 
 
Hierbei handelt es sich um Erklärungen, die ein Vertragsstaat abgeben muss, wenn eine bestimmte 
Bestimmung des Übereinkommens - wie durch ein Protokoll angewandt - in diesem Staat wirksam 
sein soll. Folgende Bestimmungen kommen nur dann zum Tragen, wenn eine Erklärung abgegeben 
wird:  
 

Artikel 39 Ohne Eintragung vorgehende gesetzliche Rechte 
Artikel 40 Eintragungsfähige gesetzliche Rechte 
Artikel 60 Anwendung der Vorschriften des Übereinkommens 

über die Rangordnung auf schon bestehende Rechte 
 
Eine Erklärung nach Artikel 39 kann allgemein oder speziell gehalten sein und so formuliert 
werden, dass sie künftige Kategorien wie auch bestehende Kategorien erfasst.  
 
(2) Opt-out-Erklärungen 
 
Hierbei handelt es sich um Erklärungen, die ein Vertragsstaat abgeben muss, um die Anwendung 
einer bestimmten Bestimmung des Übereinkommens - wie durch ein Protokoll angewandt - in 
diesem Staat auszuschließen. Opt-out-Erklärungen sind erforderlich, um Folgendes auszuschließen: 
 

Artikel 8 Absatz 1 
Buchstabe b 

Recht auf Verleasung eines belasteten Gegenstands, solange 
sich dieser im Hoheitsgebiet des erklärenden Staates 
befindet (Artikel 54 Absatz 1) 

Artikel 8 Absatz 1, 
Artikel 9 Absatz 1 und 
Artikel 10 

Außergerichtliche Rechte (Artikel 54 Absatz 2) 

Artikel 13 Vorläufiger Rechtsschutz (Artikel 55) 
Artikel 43 Zuständigkeit nach Artikel 13 (Artikel 55) 

 
Anwendung des Übereinkommens auf innerstaatliche Rechtsgeschäfte (Artikel 50 Absatz 1) 
 
(3) Zwingende Erklärungen 
 
Hierbei handelt es sich um Erklärungen, die eine Organisation der regionalen Wirtschaftsintegration 
oder ein Vertragsstaat auf jeden Fall abgeben muss. Derartige Erklärungen sind in folgenden Fällen 
erforderlich: 
 

Artikel 48 Absatz 2 Bezeichnung der durch das Übereinkommen erfassten Fragen 
durch eine Organisation der regionalen Wirtschaftsintegra-

                                                 
12 Anhang X enthält ein Erklärungsverzeichnis, das alle nach dem Übereinkommen und dem Luft-
fahrtprotokoll erforderlichen oder erlaubten Erklärungen aufführt und näher erläutert, welche der Erklärungen 
"Opt-in-Erklärungen" und welche "Opt-out-Erklärungen" sind. Der Verwahrer, UNIDROIT, wird folgenden 
Leitfaden für das Erklärungssystem herausgeben: Das Erklärungssystem nach dem Übereinkommen über 
internationale Sicherungsrechte an beweglicher Ausrüstung und dem Protokoll zum Übereinkommen betreffend 
Besonderheiten der Luftfahrzeugausrüstung: Erläuterungen für Staaten und Organisationen der regionalen 
Wirtschaftsintegration zur Unterstützung beim Verfassen von Erklärungen (Unidroit 2002 DC9/DEP Dok. 1). 
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tion, für die ihr von ihren Mitgliedstaaten die Zuständigkeit 
übertragen wurde 

Artikel 54 Absatz 2 Frage, ob Rechte nur aufgrund einer gerichtlichen Ent-
scheidung ausgeübt werden dürfen 

 
(4) Sonstige Erklärungen 
 
Zu dieser Kategorie gehören die folgenden beiden Erklärungen: 
 

 Anwendung des Übereinkommens auf eine Gebietseinheit 
oder mehrere Gebietseinheiten (Artikel 52 Absatz 1) 

Artikel 53 Das für die Zwecke des Artikels 1 und des Kapitels XII 
zuständige "Gericht" 

 
Das Erklärungssystem führt dazu, dass ein Vertragsstaat eine Erklärung abgeben muss, wenn 
 

a) er eine Opt-in-Bestimmung annehmen will, z. B. nach Artikel 39, 40 oder 60, 
 

b) er eine Opt-in-Bestimmung oder eine modifizierende Bestimmung ausschließen will, 
z. B. nach Artikel 8 Absatz 1, Artikel 9 Absatz 1, Artikel 10, Artikel 13 oder 
Artikel 43, 
 

c) die Erklärung zwingend ist, z. B. nach Artikel 48 Absatz 2 und Artikel 54 Absatz 2, 
 

d) er das zuständige Gericht nach Artikel 53 benennen will. 
 
In allen anderen Fällen muss der Vertragsstaat nichts unternehmen. Alle Erklärungen (mit 
Ausnahme derjenigen, die nach Artikel 60 abgegeben werden) können durch nachträgliche 
Erklärungen nach Artikel 57 modifiziert oder ersetzt oder nach Artikel 58 zurückgenommen werden.  
 
[…] 
 
Diese Erklärungen sind von Vorbehalten zu unterscheiden, die nach dem Übereinkommen nicht 
zulässig sind. Bei einem Vorbehalt handelt es sich um eine einseitige Erklärung eines Staates, 
durch die der Ausschluss oder die Änderung der Rechtswirkung einzelner Vertragsbestimmungen in 
der Anwendung auf den den Vorbehalt anbringenden Staat bezweckt wird (Artikel 2 Absatz 1 
Buchstabe d des Wiener Übereinkommens). Wenn der betreffende Vertrag nichts anderes vorsieht, 
bindet ein Vorbehalt keinen anderen Staat, es sei denn, er wird durch diesen Staat angenommen. 
Im Gegensatz hierzu sind die Inhalte einer Erklärung ausdrücklich in dem Vertrag vorgesehen, und 
eine Erklärung bedarf nicht der Annahme, um ihr Wirkung zu verleihen. Die Technik der Abgabe 
von Erklärungen wurde bei völkerrechtlichen Übereinkünften jahrelang regelmäßig angewendet.  
 
Die Artikel 39, 40 und 60 Absatz 1, die allesamt optional sind, sehen vor, dass Erklärungen zu 
ihnen jederzeit abgegeben werden können. Die Artikel 50, 52, 53, 54 und 55 sehen vor, dass 
entsprechende Erklärungen zum Zeitpunkt der Ratifikation etc. abzugeben sind. Jedoch steht es 
einem Vertragsstaat, der dies nicht tut, offen, eine nachträgliche Erklärung nach Artikel 57 
abzugeben, so dass die Wirkung der des Ausdrucks "jederzeit" entspricht. Im Gegensatz hierzu 
sind Erklärungen nach Artikel 48 Absatz 2 und Artikel 54 Absatz 2 zwingend und müssen bei der 
Ratifikation etc. abgegeben werden, auch wenn sie durch eine nachträgliche Erklärung nach 
Artikel 57 ergänzt oder ersetzt werden können, wobei dem Verwahrer nach Artikel 48 Absatz 2 
jede Veränderung in der Verteilung der Zuständigkeit zu notifizieren ist.  
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Ein Überblick über den Entwurf des Eisenbahnprotokolls 

 
Ein wichtiger Schritt nach vorne für die Eisenbahnindustrie 

 
(von Howard Rosen∗, Vorsitzender der Rail Working Group  

(Eisenbahnarbeitsgruppe)) 
 

 
 
1. Einleitung 
 
Nach achtjährigen Vorarbeiten wurde das Kapstädter Übereinkommen über Internationale 
Sicherungsrechte an beweglicher Ausrüstung am 16. November 2001 auf einer Diplomatischen 
Konferenz unterzeichnet. Das Übereinkommen enthält ein Regelungswerk für die Anerkennung und 
Eintragung internationaler Sicherungsrechte an hochwertiger, beweglicher Ausrüstung, die 
üblicherweise innerstaatlichen Eigentumsrechten und Ansprüchen vorgehen. In Zeiten, in denen 
der Handel und seine Finanzierung zunehmend international sind, öffnet dieses Übereinkommen die 
Tür zu einer hoch entwickelten, grenzüberschreitenden sowie nationalen Finanzierung beweglicher 
Vermögenswerte unter Umständen, unter denen andernfalls Banken, Leasinggeber und andere 
Geldgeber, die Vermögenswerte finanzieren, die nicht in ihrem Besitz sind, riskierten, ihre 
Sicherheit zu verlieren, insbesondere wenn die Güter die Grenzen der Gerichtsbarkeit überqueren. 
Indem das Übereinkommen dem privaten Sektor mehr Sicherheit bietet, reduziert es die Kosten 
der Kreditaufnahme und, in bestimmten Fällen, ermöglicht es die Kreditaufnahme erst, die 
andernfalls mangels einer starken Staatsgarantie nicht in Betracht käme. 
 
Das Übereinkommen enthält die grundlegenden Rahmenregelungen, die auf verschiedene 
Industriezweige durch die Annahme eines Protokolls, das speziell für diesen Sektor geschaffen 
wird, Anwendung finden. Ein Luftfahrtprotokoll zum Übereinkommen, durch das es auf 
Luftfahrtausrüstung Anwendung findet, wurde in Kapstadt im Jahr 2001 unterzeichnet. Es trat am 
1. März 2006 in Kraft. Die Schlussakte, die bei der Diplomatischen Konferenz unterzeichnet wurde, 
enthielt eine besondere Entschließung, die den Auftrag zur schnellen Erarbeitung und Annahme 
eines parallelen Protokolls für rollendes Eisenbahnmaterial  für die Eisenbahnindustrie gab. 
 
Die Rail Working Group wurde 1996 auf Einladung von UNIDROIT, eine der Sponsororganisationen 
des Übereinkommens, gegründet. Die Arbeitsgruppe zeichnete verantwortlich für die Erstellung und 
anschließenden Kommentierung eines Arbeitsentwurfs des Eisenbahnprotokolls, woran – so weit 
wie möglich – verschiedene Kreise der Eisenbahnindustrie beteiligt wurden. Der Protokollentwurf 
wurde bereits von Regierungsexperten anlässlich drei getrennter Tagungen eingehend geprüft. 
Zudem haben UNIDROIT, OTIF und die Rail Working Group eine Reihe von Seminaren zu dem 
Protokoll veranstaltet. 
 
 
2. Die Schaffung eines internationalen Sicherungsrechts und eines globalen 

Registers  
 
Das Übereinkommen erkennt folgende Eigentumsrechte als Internationales Sicherungsrechte an: 
 

• Eigentumsrechte eines Kreditgebers, der einen gesicherten Kredit vergibt, 
• Eigentumsrechte eines Verkäufers, der unter Eigentumsvorbehalt verkauft, 
• Eigentumsrechte eines Leasinggebers im Rahmen eines Leasingsvertrags 

 
in Bezug auf hochwertige, bewegliche Ausrüstung, die unter ein Protokoll zum Übereinkommen 
fällt. Das Sicherungsrecht ist abtretbar. Außerdem ist es möglich, ein künftiges Sicherungsrecht 
zum Schutz des Sicherungsnehmers einzutragen, bevor die Finanzierung abgeschlossen ist. 
 
Das Übereinkommen sieht ein weltweites Register für jede Art von Vermögenswert vor, auf das es 
Anwendung findet. Es ist im Internet 24 Stunden am Tag, sieben Tage die Woche erreichbar. 

                                                 
∗ Howard Rosen ist ein englischer Anwalt aus der Schweiz, der in der Beratung internationaler, durch 
Vermögenswerte gesicherter Finanzgeschäfte spezialisiert ist. Er ist Correspondent von UNIDROIT und gründete 
die Rail Working Group in 1996. Er war als Beobachter aktiv eingebunden in die Tagungen des Ausschusses von 
Regierungsexperten, der das Übereinkommen vorbereitet hat, und leitete die Delegation der Arbeitsgruppe bei 
der Diplomatischen Konferenz in Kapstadt. Er wirkte an der Erstellung des Übereinkommens und des 
dazugehörigen Luftfahrtsprotokolls mit und ist einer der Hauptverfasser des Entwurfs des Eisenbahnprotokolls. 
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Darüber kann ein Finanzierer nachprüfen, ob irgendeine andere Partei Ansprüche an der zu 
finanzierenden Ausrüstung geltend macht. Der Finanzierer kann sein Sicherungsrecht eintragen 
lassen, das dann, in beinahe allen Fällen, Vorrang vor anderen, nicht registrierten 
Sicherungsrechten und vor allen zu einem späteren Zeitpunkt eingetragenen Rechten genießt. 
Ferner hat es Vorrang vor Rechten von Dritten, die im Falle des Konkurses des Besitzers geltend 
gemacht werden. Das Register wird von einer unabhängigen Organisation geführt und wird von 
einem Supervisor überwacht, einem internationalen (möglicherweise zwischenstaatlichen) Organ, 
das im Rahmen der einzelnen Protokolle bestellt wird. 
 
 
3. Ein neues Sicherungssystem für die Eisenbahnen 
 
Der Eisenbahnsektor wurde als einer der ersten Sektoren ausgewählt, auf den das Übereinkommen 
Anwendung finden sollte, und zwar aufgrund des zusätzlichen Risikos, dem internationale 
Geldgeber in Bezug auf Vermögenswerte ausgesetzt sind, die ihrem Wesen nach Grenzen 
überschreiten können. Aber auch in Bezug auf Rollmaterial, das keine Grenzen überschreitet, wird 
das Übereinkommen zusätzliche Sicherheit für Kreditgeber bieten, selbst wenn das Rollmaterial nur 
als Teil eines inländischen Rechtsgeschäfts finanziert wird, da die meisten Staaten kein 
innerstaatliches System kennen, um Belastungen auf Rollmaterial zu registrieren. Hierdurch wird 
sich sowohl die innerstaatliche als auch die internationale Finanzierung von Rollmaterial erheblich 
vereinfachen. Sobald das Übereinkommen von Kapstadt auf verschiedene Kategorien von 
Vermögenswerten Anwendung findet, steht außerdem der Weg frei für eine komplexe 
Securitisation multipler Vermögenswerte in erheblichen Größenordnungen und bei niedrigeren 
Kosten mit angemessenen Sicherheiten für jeden Vermögenswert. Auch hierdurch wird die 
Eisenbahnindustrie unmittelbar begünstigt.  
 
 
4. Besserer Zugang zu Privatfinanzierung für die Eisenbahnindustrie 
 
Der Eisenbahnsektor ist bei weitem größer, als es scheint. Er umfasst nicht nur Passagier- und 
Güterwaggons, Lokomotiven und hoch spezialisierte Eisenbahnausrüstung, sondern auch 
Stadtbahnen, städtische U-Bahnen und Straßenbahnen. Auch wenn Schätzungen zufolge bereits 
etwa 25 Billionen US-Dollars jährlich in rollendes Eisenbahnmaterial investiert werden, braucht die 
Eisenbahnindustrie dringend mehr Investitionen. In Europa beispielsweise liegt das 
durchschnittliche Alter von Güterwagen, die im Verkehr sind, nahe an der empfohlenen, normalen 
Nutzungsdauer. Im Allgemeinen ist der Eisenbahnsektor nicht in der Lage, den Kunden 
durchgängig modernes rollendes Eisenbahnmaterial anzubieten, obwohl dies wirtschaftlich 
notwendig ist, und in vielen Ländern besteht ein bedenklicher Kapazitätsmangel. Zur gleichen Zeit 
werden mangels Aufträgen Produktionsanlagen geschlossen, wodurch wertvolle Expertise verloren 
geht, während gleichzeitig mehr Verkehr auf die Straße wechselt. Ein weiterer Wettbewerber, die 
Luftfahrtbetreiber, hatte herkömmlicherweise ein sehr viel flexibleres Finanzierungsmodell, das 
durch das Inkrafttreten des bereits erwähnten Luftfahrtprotokolls verbessert wurde. In vielen 
Fällen sind die Betreiber staatlich (national oder kommunal) und daher die Ressourcen häufig 
begrenzt. Auch ist Privatisierung ist nicht immer eine politisch akzeptable Option.  
 
Die Lösung für die Betreiber ist der Zugang zu privaten Kapitalmärkten, mit Kreditgebern, die ohne 
Rückgriff auf staatliche Garantien und Unterstützung Gelder bereitstellen. Sowohl für staatliche als 
auch private Eisenbahnen ist dies häufig nur möglich, wenn die Kreditgeber eine Sicherheit an dem 
zu finanzierenden Vermögenswert haben, nämlich eine eindeutige Anerkennung ihre 
Eigentumsrechte und klare Regelungen zur Wiedererlangungen des Besitzes bei Nichterfüllung des 
Schuldners. Im Luftfahrtsektor, einem Wettbewerber, haben Leasing und andere 
Finanzierungstechniken in den letzten 25 Jahren zu einem soliden Investitionswachstum geführt, 
da der Kredit-/Leasinggeber durch die Eintragung seiner Rechte abgesichert ist. Im Gegensatz dazu 
haben die Investitionen im Eisenbahnsektor stagniert. Zudem gibt es weltweit kein nationales, 
öffentliches Register, in dem Kredit- und Leasinggeber ihre Sicherungsrechte an den finanzierten 
Vermögenswerten eintragen lassen können, und keinen völkerrechtlichen Vertrag, der bestimmte 
Eigentumsrechte anerkennt. Das Übereinkommen wird, sobald es durch das Eisenbahnprotokoll für 
den Eisenbahnsektor umgesetzt ist, neue, hocheffektive Regelungen sowohl für private als auch 
staatliche Eisenbahnbetreiber zur Verfügung stellen, damit sie die privaten Kapitalmärkte 
kostengünstig und zu ähnlichen Bedingungen wie der Luftfahrtsektor nutzen können, wodurch 
wiederum ein besserer Service für die Kunden ermöglicht wird, sowie ein unbedingt notwendiges 
Instrument bereitstellen, um den Marktanteil von der Straße und dem Luftfahrtsektor im Güter- 
und Passagiertransport zurückzugewinnen. 
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5. Vorteile für Eisenbahnbetreiber 
 
Auch für staatliche Eisenbahnen wird das Übereinkommen erhebliche Vorteile mit sich bringen, da 
neue Geldquellen erschlossen werden, die für Investitionen in neues Rollmaterial verfügbar sind, 
ohne dass direkte staatliche Hilfen (finanziert durch Kreditaufnahme oder Steuern), indirekte Hilfen 
(z. B. Eurofima) oder Garantien notwendig sind. Dies ist Folge des verringerten Risikos, das ein 
Finanzierer eingehen muss. Darüber hinaus werden sich Möglichkeiten für Securitisationen ohne 
Rückgriffsmöglichkeiten und andere Finanzierungen eröffnen. Sowohl staatliche als auch private 
Eisenbahnen werden mehr Unabhängigkeit bei der Frage haben, wie sie ihren Ausrüstungsbedarf 
entwickeln. Es wird zukünftige Investitionen erleichtern – ebenso wie Finanzierungen für staatliche 
Betreiber sicherstellen, wenn sich die Regierungen Schritt für Schritt aus dem Sektor 
zurückzuziehen, entweder durch Teil- oder Gesamtprivatisierung oder indem sie sich weigern, für 
zukünftige Schulden von Eisenbahnen zu bürgen. Investitionen werden dann durch Bedarf und 
wirtschaftliche Erwägungen bestimmt und nicht durch politische Überlegungen begrenzt. Für 
private Betreiber wird der Zugang zu den Kapitalmärkten, direkt oder durch Banken und Leasing-
Firmen, maßgeblich für ihren Eintritt in den Eisenbahnsektor sein, und dies wird wiederum der 
entscheidende Punkt für die Renaissance des Eisenbahnsektors im neuen Jahrhundert sein. Auf alle 
Fälle wird, je mehr privates Kapital verfügbar ist und je geringer das Risiko ist, das ein Kreditgeber 
eingehen muss, desto billiger das Kapital sein. 
 
Das Übereinkommen wird mehr Flexibilität in den Gebrauch finanzierten Rollmaterials bringen und 
die Entwicklung sowohl von Finanzierungs- als auch Operating-Leasing (aufgrund des neuen 
Schutzes für den Leasinggeber) und eines Sekundärmarktes fördern, wodurch die 
Kapitalverbindlichkeiten des Betreibers maßgeblich verringert werden (oder es ihm ermöglichen, 
Kunden mehr neues und effizientes Rollmaterial anzubieten, ohne sein Eigenkapital zu erhöhen). 
Die Verfügbarkeit des Operating-Leasings für Flugzeuge war ein Schlüsselelement für die 
Entwicklung des Luftfahrtsektors. Investoren und Leasinggeber werden bereit sein, ein höheres 
Restwertrisiko einzugehen aufgrund der gesteigerten Sicherheit, die dem Leasinggeber und dem 
Investor gegeben werden kann, indem verhindert wird, dass ihr Sicherungsrecht an dem 
Vermögenswert innerstaatlich in Frage gestellt wird. 
 
Die Betreiber selbst verleasen und unterverleasen laufend Rollmaterial an andere Betreiber, 
während sie Grenzen überqueren. Im ersten Fall kann der Vermögenswert aufgrund der Eintragung 
des Sicherungsrechts des Leasinggebers Grenzen überqueren, ohne dass der Leasinggeber-
Betreiber Sorge haben muss, dass die Rechte innerstaatliche Betreiber und deren Gläubiger seinem 
Eigentum oder seinen Leasingrechten vorgehen. Im zweiten Fall, wenn des Sicherungsrecht des 
Eigentümers aus der Leasingvereinbarung bereits eingetragen ist, würde dadurch bereits jeder 
ausländische, gutgläubige Dritte von den vorrangigen Rechten des Leasinggebers in Kenntnis 
gesetzt. 
 
Schließlich bringt Schuldenfinanzierung für Rollmaterial gegenwärtig eine umfangreiche 
Dokumentation mit sich – besonders für Sicherheiten - als auch komplexe Rechtsauffassungen und 
fortdauernde rechtliche Unsicherheit für alle Beteiligten. Indem die Unsicherheit erheblich reduziert 
und ein universelles Sicherungsrecht geschaffen wird, das alle Vermögenswerte, die in 
unterschiedlichen Gerichtsbarkeiten genutzt werden, erfasst, sollte das Übereinkommen auch eine 
einfachere Dokumentation der Sicherheiten als auch weniger komplizierte Rechtsauffassungen und 
erheblich reduzierte Transaktionskosten zur Folge haben. 
 
 
6. Vorteile für Hersteller von Rollmaterial  
 
Für einen Kunden die Finanzierung zu übernehmen, ist ein hervorragender Weg, eine 
Geschäftsbeziehung aufrechtzuerhalten. Gelegentlich kann dies sogar Voraussetzung sein, um als 
Lieferant in Betracht zu kommen. Hierdurch wird dem Kunden eine „one-stop-shop“-Lösung“ 
angeboten. Auf der anderen Seite kann ein Hersteller nicht immer finanzierte Vermögenswerte in 
seinen eigenen Büchern führen, da dies nachteilige Auswirkungen auf die Bilanzen und den 
Kapitalfluss haben wird. Die Lösung besteht in einer Finanzierung durch Dritte, die nur auf die 
finanzierten Vermögenswerte zugreifen können. Dadurch, dass das Übereinkommen einem 
Investor die Möglichkeit erleichtert, sein Darlehen oder sein Leasing abzusichern, werden 
Investoren ermutigt, in den Markt einzutreten und dadurch Hersteller zu unterstützen. Selbst wenn 
der Hersteller nicht selbst die Finanzierung vornimmt, sondern zusammen mit einer Bank oder 
einem anderen Investor, werden doch durch die verbesserte Sicherungsposition die Möglichkeiten 
konkurrierender Finanzierung, die dem Kunden zur Verfügung stehen, erweitert und so mehr 



22.  UNIDROIT/OTIF 2006 – DCME-RP – Doc. 4 

 
Investitionen gefördert. Das verbesserte Sicherungssystem wird auch Investoren auf der Seite der 
Hersteller ermöglichen, ihr Investment wirksam einzusetzen, sowie den Herstellern erleichtern, 
laufende Arbeiten zu finanzieren.  
 
Unter bestimmten Umständen wollen Hersteller jedoch Rollmaterial kurz- oder langfristig an 
Kunden verleasen und das Risiko in der eigenen Bilanz tragen. Das kann der Fall sein, um 
Zwischenlösungen für Kunden anzubieten, aber Leasing kann auch das Angebot eines 
Wartungsdienstes beinhalten, so dass hierdurch die Entwicklung eines anderen Teils des typischen 
Herstellergeschäfts gefördert wird. Das Übereinkommen gibt Herstellern unmittelbaren Schutz ihrer 
Rechte an verleasten Vermögenswerten, wodurch es ihnen möglich wird, die Banken, die die 
Kreditlinien für ihr Arbeitskapital sicherstellen, zu entlasten und mehr Flexibilität beim Einsatz 
eigener Vermögenswerte für diese Zwecke zu fordern (wenn sie gegebenenfalls als Sicherheit für 
eine solche Kreditlinie eingesetzt werden).  
 
Viele der in Abschnitt 5 (s. oben) dargelegten Vorteile treffen auch auf Hersteller zu, sei es direkt 
oder mittelbar. Da das Übereinkommen selbst staatseigene Eisenbahnen von staatlichen 
Ausgabezwängen befreien wird, wird es die Ressourcen, die zum Kauf neuen Rollmaterials zur 
Verfügung stehen, beträchtlich erhöhen. In diesem Zusammenhang ist das Beispiel des Vereinigten 
Königreichs interessant, wo Jahre minimaler Investitionen in Rollmaterial inzwischen neuen post-
privatisierten Lieferaufträgen in unbekanntem Ausmaß gewichen sind, wobei die Finanzierung fast 
ausschließlich aus den privaten Märkten stammt.  
 
 
7. Unterstützung für Banken und Leasinggeber  
 
Viele der oben dargelegten Vorteile treffen auch, sei es direkt oder mittelbar, auf Banken und 
Leasinggeber zu. Jede Bank, die sich mit der Finanzierung von Rollmaterial befasst, das nationale 
Grenzen überqueren kann, wird sich hochgradig der damit verbundenen Kosten und Risiken 
bewusst sein. Selbst wenn eine Bank heute auf eine langfristig gegebene Staatsgarantie eines 
Betreibers vertrauen kann, kann sich dies im Hinblick auf laufende Verbindlichkeiten schnell ändern 
und erhebliche Kreditprobleme aufwerfen, wenn eine solche Unterstützung nicht – was 
wahrscheinlich ist – gleichermaßen einfach in der Zukunft verfügbar ist. Die Rechtsstellung von 
Leasinggebern und Pfandgläubiger wird sich beträchtlich verbessern, wenn Dritten aufgrund der 
Anwendung des Übereinkommens die Kenntnis von ihrem Sicherungsrecht zugerechnet wird.  
 
Wie auch schon im Luftfahrtbereich ist die Finanzierung von Rollmaterial ideal für die Securitisation 
und andere internationale Finanzierungsinstrumente ebenso wie für grenzüberschreitende Equity-
Investmentprogramme. Das Übereinkommen wird in jedem Fall die Absicherung verbessern und 
die Anzahl der potentiellen Investoren erhöhen und so zur Absenkung der direkten und indirekten 
Kosten beitragen.  
 
 
8. Die Bedeutung für Regierungen  
 
„Mit 241 Mrd. Tonnenkilometern 1998 im Vergleich zu 283 im Jahr 1970 ist der Marktanteil der 
Schiene bei gleichzeitiger spektakulärer Zunahme der Güterbeförderung allgemein von 21,1 % auf 
8,4 % geschrumpft.“ – Die europäische Verkehrspolitik bis 2010: Weichenstellungen für die 
Zukunft, Weißbuch der Europäischen Kommission, 2001.  
 
Der Eisenbahnsektor hat allgemein in den letzten Jahren gegenüber anderen Verkehrsmitteln 
verloren. Demgegenüber boomt der Güterverkehr auf der Straße.  
 
In den kommenden Jahren wird in vielen Ländern aus Umweltschutz-, sozialen und 
Kapazitätsgründen der einzige praktikable Weg zur Erweiterung des Verkehrssektors darin liegen, 
die Eisenbahnen weiterzuentwickeln. Dies muss zu einem Zeitpunkt finanziert werden, in dem der 
Wettbewerb um staatliche Gelder intensiver als je zuvor ist. Das Übereinkommen wird Anreize für 
größere private Kapitalinvestitionen im Eisenbahnsektor geben und schafft so die Mittel dafür, dass 
die Entwicklung ohne staatliche Unterstützung finanziert werden kann. Es wird wertvolle Bereiche 
privater Finanzierung eröffnen und umgekehrt den Betrieb der Marktdisziplin unterwerfen, ohne 
dass privatisiert werden müsste. Es wird auch den Eintritt neuer Marktteilnehmer fördern und eine 
„open rail“-Strategie unterstützen. Außerdem bedeuten größere Investitionen mehr qualifizierte 
Arbeitsplätze auf der Herstellerseite und schließlich ein besseres Endprodukt für den Kunden. Es 
wird auch den Wert der staatseigene Eisenbahnen erhöhen. Deren eigenes Rollmaterial wird 
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einfacher zu benutzen oder an Dritte zu verleasen sein. Die Beschaffung anderen Rollmaterials 
durch Operating-Leasing-Verträge oder andere abgesicherte Finanzierungsmechanismen ohne 
Belastung der Bilanzen wird vereinfacht und hierdurch den Kapitalertrag des Betreibers erhöhen. In 
Europa schließlich wird die Annahme des Eisenbahnprotokolls völlig vereinbar sein mit der neuen 
Europäischen Eisenbahnagentur und dem Ziel gemeinsamer Sicherheitsstandards und 
Interoperabilität von Rollmaterial in Europa und diese ergänzen.  
 
Für viele Regierungen steht noch eine andere Erwägung im Raum. Das Eisenbahnprotokoll wird ein 
wertvolles neues Instrument sein, um Entwicklungsländern Hilfe zukommen zu lassen. Viele dieser 
Länder haben aus Kolonialzeiten ein Eisenbahnsystem übernommen, das heute heruntergekommen 
ist; das Rollmaterial ist veraltet und ineffizient. Gleichwohl stellt das Eisenbahnsystem eine 
notwendige Infrastruktur für die wirtschaftliche Entwicklung dar und ist auch ein hochwirksames 
Mittel, um Lebensmittelhilfe zu verteilen. Die Priorität für dringend notwendige Hilfe wird allerdings 
häufig an anderen Stellen gesetzt. Kein Kreditgeber aus dem privaten Sektor wird die dringend 
benötigten Investitionen finanzieren. Indem privaten Kreditgebern Sicherheiten verschafft werden, 
eröffnet das Eisenbahnprotokoll erstmalig die Möglichkeit der Finanzierung von Rollmaterial durch 
die Kapitalmärkte, selbst wenn der Betreiber ein schlechtes Kreditrating hat. Das liegt daran, dass 
der Finanzierer nunmehr beruhigt gegen den Vermögenswert Kredit geben kann. Hierdurch:  
 

• wird die örtliche Industrie für Eisenbahnproduktion und -wartung stimuliert; 
• kann sich die internationale Hilfe auf die Zahlung der Leasingraten konzentrieren; das 

Ergebnis sind niedrigere Barzahlungsverbindlichkeiten, indem das Geld direkt an den 
Leasinggeber gezahlt wird;   

• wird ein Markt für Operating-Leasing von Eisenbahnmaterial aus zweiter Hand (zum 
Beispiel aus wohlhabenderen Ländern) eröffnet;  

• wird ein Mechanismus geschaffen, durch den der private Sektor die effiziente 
Verwendung bestimmter Kapitalinvestitionen selbst überwachen kann, wodurch 
Regierungen und zwischenstaatliche Einrichtungen entlastet werden;  

• wird ein Anreiz für wohlhabendere Länder, selbst innerhalb eines Entwicklungsgebiets, 
gesetzt, ihr Rollmaterial in weniger wohlhabenden und entwickelten Teilen der Region 
zu verleihen, zu verleasen oder zur Benutzung freizugeben.  

 
 
9. Ein entscheidender Anstoß für die Zukunft der Eisenbahnindustrie 
 
Das Eisenbahnprotokoll zum Übereinkommen von Kapstadt wird beträchtliche Kapitalinvestitionen 
in den Eisenbahnbereich befördern. Es wird der Eisenbahnindustrie auch ermöglichen, 
wirkungsvoller mit anderen Teilen des Verkehrssektors, wie dem Luftfahrtbereich, in den 
Wettbewerb um Finanzierungen zu treten, die Finanzierungskosten des privaten Sektors nach 
unten drücken und die Entwicklung eines echten Operating-Leasing-Marktes erleichtern. Es wird 
auch Betreibern, Herstellern, Finanzierern und Regierungen erhebliche Vorteile bringen.  
 
Anders als im Luftfahrtbereich gibt es nur wenige nationale Registrierungssysteme, die Finanzierern 
(beschränkte) Sicherheit bieten. Außerdem hat die weite Verbreitung direkter oder indirekter 
staatlicher Unterstützung für bedeutende Betreiber Kapitalgeber davon abgehalten, ins Geschäft 
einzusteigen (aufgrund enger Gewinnspannen), und die derzeitigen Kreditgeber dazu gebracht, die 
Sicherheit aufgrund der Werthaltigkeit des Kredits außer acht zu lassen. Auf der anderen Seite gibt 
es für Investitionen in Rollmaterial nur eine sehr begrenzte Finanzierung durch den privaten 
Sektor, wenn es keine staatliche Garantie gibt. Die Unterstützung der öffentlichen Hand für die 
Eisenbahnindustrie wird jedoch in Zukunft weiter abnehmen, und neue Betreiber werden auf dem 
Markt benötigt. Im Luftfahrtsektor hat dieser Wechsel bereits stattgefunden und allgemein sehr 
positive Resultate mit sich gebracht. Durch die Einführung einer breiteren und leichteren 
Finanzierung durch die private Hand hat der Luftfahrtbereich bisher ungekannten Erfolg, Innovation 
und Wachstum erlebt. Wir können eine ähnliche Entwicklung in den nächsten 10 Jahren im 
Eisenbahnbereich erwarten. Wir müssen jetzt die Weichen für diesen Wechsel stellen.  
 
Es ist zu erwarten, dass neue Finanzierungsquellen beträchtliche zusätzliche Investitionen im 
Eisenbahnbereich ankurbeln werden, indem die privaten Kapitalmärkte einbezogen werden. Wir 
haben eine einmalige Gelegenheit, einen spannenden und hochgradig praxisrelevanten Wechsel im 
internationalen Zivilrecht zu beeinflussen. Dies wird grundlegend die Art beeinflussen, in dem sich 
die Eisenbahnindustrie im neuen Jahrtausend entwickelt.  
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ENTWURF EINES PROTOKOLLS BETREFFEND DIE BESONDERHEITEN  

DES ROLLENDEN EISENBAHNMATERIALS 
 

ZUM ÜBEREINKOMMEN ÜBER INTERNATIONALE SICHERUNGSRECHTE AN BEWEGLICHER 
AUSRÜSTUNG 

 
und 

 
ERLÄUTERNDER BERICHT 

 
 

DIE VERTRAGSSTAATEN DIESES PROTOKOLLS 
 

IN ANBETRACHT der Notwendigkeit, das Übereinkommen über internationale 
Sicherungsrechte an beweglicher Ausrüstung (im Folgenden als das 
"Übereinkommen" bezeichnet), soweit es sich auf rollendes Eisenbahnmaterial 
bezieht, unter Berücksichtigung der Zielsetzungen durchzuführen, die in der 
Präambel des Übereinkommens aufgeführt sind, 

 
IM BEWUSSTSEIN der Notwendigkeit, das Übereinkommen den besonderen 
Anforderungen des rollenden Eisenbahnmaterials und seiner Finanzierung 
anzupassen - 

 
HABEN die folgenden Bestimmungen über rollendes Eisenbahnmaterial 
VEREINBART: 

 
 
Erläuterung 
 
Die Präambel spiegelt den Hauptzweck eines Protokolls wider, nämlich das Übereinkommen an die 
besonderen Bedürfnisse des betreffenden Industriesektors anzupassen und es im Übrigen 
unverändert zu lassen. Das Protokoll, ebenso wie das Übereinkommen, basiert auf dem Grundsatz 
weitgehender Vertragsfreiheit der Parteien und auf der Notwendigkeit, den Gläubiger im Falle der 
Nichterfüllung angemessen zu schützen. Es beinhaltet aber auch Bestimmungen, die es einem 
Vertragsstaat ermöglichen, seine Rechtsphilosophie und Aspekte des Allgemeinwohls gegen die 
wirtschaftlichen Vorteile bestimmter Bestimmungen abzuwägen und eine Erklärung abzugeben, 
wonach solche Bestimmungen, ganz oder teilweise, ausgeschlossen werden. 
 
 

KAPITEL I 
ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

 
Artikel I 

Begriffsbestimmungen 
 

1. Sofern der Zusammenhang nichts anderes erforderlich macht, haben die in 
diesem Protokoll verwendeten Begriffe die im Übereinkommen angegebenen 
Bedeutungen. 

2. In diesem Protokoll werden die folgenden Begriffe in der im Folgenden 
angegebenen Bedeutung verwendet:1 

a) "Garantievertrag" bedeutet einen Vertrag, den eine Person als 
Garantiegeber schließt; 

b) "Garantiegeber" bedeutet eine Person, die zur Sicherung der Erfüllung von 
Verpflichtungen zugunsten eines Gläubigers, die durch eine Sicherungsvereinbarung 
oder aufgrund einer Vereinbarung gesichert sind, eine Bürgschaft übernimmt oder 
eine Garantie, einen standby letter of credit oder eine Kreditsicherung anderer Art 
gewährt; 

                                                 
1  Der offizielle Kommentar zu Artikel 7 Buchstabe b des Übereinkommens stellt klar, dass das 
"Verfügenkönnen" auch die Befugnis einschließt, die Nutzung eines Gegenstands zu erlauben. Der 
Redaktionsausschuss ist deshalb der Auffassung, dass in diesem Protokoll weder eine Begriffsbestimmung noch 
eine ähnliche Bestimmung zur Bestätigung dieser Position hinzugefügt werden sollte. 
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c) "Insolvenzfall" bedeutet 

i) die Einleitung des Insolvenzverfahrens oder 
ii) die Erklärung des Schuldners, dass er die Zahlungen einzustellen 

beabsichtigt, oder die tatsächliche Zahlungseinstellung durch den Schuldner, wenn 
das Recht des Gläubigers auf Einleitung des Insolvenzverfahrens gegen den 
Schuldner oder auf Ausübung der bei Nichterfüllung bestehenden Rechte nach dem 
Übereinkommen durch Gesetz oder eine staatliche Maßnahme ausgeschlossen ist 
oder ruht; 

d) "primäre Insolvenzgerichtsbarkeit" bedeutet die Gerichtsbarkeit des 
Vertragsstaats, in dem sich der Schwerpunkt der Interessen des Schuldners befindet; 
als ein solcher Schwerpunkt wird der Ort angesehen, an dem sich der satzungsmä-
ßige Sitz des Schuldners befindet, oder, wenn es einen solchen Sitz nicht gibt, der 
Ort, an dem der Schuldner gegründet ist, es sei denn, es wird etwas anderes 
nachgewiesen; 

e) "rollendes Eisenbahnmaterial für den öffentlichen Personenverkehr" 
bedeutet rollendes Eisenbahnmaterial, das gewöhnlich im Personenverkehr fahr-
planmäßig eingesetzt wird, zusammen mit Lokomotiven und zusätzlichem rollenden 
Eisenbahnmaterial, das gewöhnlich für solchen Verkehr eingesetzt wird; 

f) "Eisenbahnfahrzeug" bedeutet ein Fahrzeug, das sich auf oder unmittelbar 
über festen Gleisanlagen oder Führungsbahnen bewegen kann, oder fest verbundene 
Aufbauten oder Oberbauteile, die an solchen Fahrzeugen befestigt sind oder befestigt 
werden sollen, einschließlich aller Traktionssysteme, Motoren, Bremsen, Radachsen, 
Drehgestelle und Stromabnehmer nebst allen befestigten, eingebauten oder 
angebrachten Teilen und sonstigen Komponenten; 

g) "rollendes Eisenbahnmaterial" bedeutet Eisenbahnfahrzeuge sowie le be-
trieblichen und technischen Angaben, Handbücher und sonstigen Aufzeichnungen, die 
sich auf ein bestimmtes Eisenbahnfahrzeug beziehen. 

 
 
Erläuterung 
 
Artikel I beinhaltet eine Reihe von Definitionen, die diejenigen in Artikel 1 des Übereinkommens 
ergänzen. Die folgenden sollen erwähnt werden: 
 
1. „Garantievertrag“, „Garantiegeber“ – diese Begriffe erfassen nicht nur Bürgschaften, die 
akzessorisch zum Hauptvertrag sind, von dessen Gültigkeit abhängen und aufgrund der 
Nichterfüllung des Hauptschuldners zum Tragen kommen, sondern auch Garantien, die als 
unabhängige Zahlungsverpflichtungen gegeben werden und auf die auf schriftliche Aufforderung 
und Vorlage anderer, genau benannter Dokumente geleistet werden muss, unabhängig von der 
Erfüllung oder Nichterfüllung des zugrunde liegenden Geschäfts, zum Beispiel, 
Dokumentenakkreditive, Garantien oder standby Kredite. 
 
2. „Insolvenzfall“, „primäre Insolvenzgerichtsbarkeit“ – relevant für Artikel IX und X. 
 
3. „Rollendes Eisenbahnmaterial für den öffentlichen Personenverkehr“ – relevant für Artikel 
XXV. 
 
4. „Eisenbahnfahrzeug“ – so definiert, dass die Fahrzeugtypen, die derzeit hauptsächlich 
genutzt werden und für Sicherheiten nach dem Protokoll in Betracht kommen, erfasst werden. 
 
5. „rollendes Eisenbahnmaterial“ – erweitert den Anwendungsbereich über 
Eisenbahnfahrzeuge hinaus, so dass verschiedene Bestandteile und Zubehör, die für ihren Betrieb 
erforderlich sind und die sich auf ein bestimmtes Eisenbahnfahrzeug beziehen, erfasst werden. 

 
 

Artikel II 
Anwendung des Übereinkommens auf rollendes Eisenbahnmaterial 

 
1. Das Übereinkommen ist auf rollendes Eisenbahnmaterial wie in diesem 
Protokoll vorgesehen anzuwenden. 
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2. Das Übereinkommen und dieses Protokoll werden als das Übereinkommen 
über internationale Sicherungsrechte an beweglicher Ausrüstung in Bezug auf 
rollendes Eisenbahnmaterial bezeichnet. 

 
Artikel III 

Abdingbarkeit 
 

  In ihrem Verhältnis zueinander können die Parteien schriftlich 
übereinkommen, von den Bestimmungen dieses Protokolls abzuweichen 
oder sie zu ändern; hiervon ausgenommen ist Artikel VII Absatz 2. 

 
 
Erläuterung 
 
1. Dieser Artikel normiert den Grundsatz der Vertragsfreiheit der Parteien. Er wiederholt, was 
Artikel 15 des Übereinkommens festlegt. Mit Ausnahme von Artikel VII(2) können die Parteien jede 
Bestimmung des Protokolls ausschließen oder von ihr abweichen. Artikel VII(2) schließt Artikel 8(3) 
des Übereinkommens aus und bestimmt, dass jedes nach dem Übereinkommen bei Nichterfüllung 
vorgesehene Recht bei rollendem Eisenbahnmaterial in wirtschaftlich angemessener Weise 
ausgeübt werden soll. Der Ausdruck „wirtschaftlich angemessene Weise“ wird anschließend 
definiert. 
 
2. „schriftlich“ ist in Artikel 1 (nn) des Übereinkommens definiert. 
 
3. Die Befugnis abzuweichen ist begrenzt auf das Verhältnis zwischen Parteien, die 
selbstverständlich keine Vereinbarung treffen können, die Rechte Dritter betrifft. Zwar können die 
Parteien zum Beispiel die Vorrangregelungen in ihrem Verhältnis untereinander ändern (vgl. Artikel 
29(5) des Übereinkommens), ihre Vereinbarung kann sich aber nicht auf den Vorrang anderer 
Parteien auswirken. 
 
 

Artikel IV 
Vertretung 

 
Eine Person kann in Bezug auf rollendes Eisenbahnmaterial als Stell-

vertreter, Treuhänder oder sonst für einen anderen im Namen eines Gläubigers 
oder mehrerer Gläubiger eine Vereinbarung schließen, eine Eintragung im Sinne 
des Artikels 16 Absatz 3 des Übereinkommens vornehmen und die Rechte nach 
dem Übereinkommen geltend machen. 

 

 
Erläuterung 
 
1. Diese Vorschrift muss weit ausgelegt werden. Regelungsabsicht ist es, einer Person zu 
gestatten, jegliche Maßnahme nach dem Übereinkommen – das Schließen von Vereinbarungen, 
deren Durchsetzung oder Registrierung im Internationalen Register– für einen anderen, entweder 
als Stellvertreter, Treuhänder oder sonstiger Vertreter, zu ergreifen. Ein enges Verständnis dieses 
Artikels würde zu unlogischen Ergebnissen führen: Zum Beispiel wäre ein Stellvertreter befugt, 
eine Vereinbarung zu schließen und ein internationales Sicherungsrecht zu registrieren, aber er 
könnte in dieser Eigenschaft nicht dessen Abtretung vereinbaren oder registrieren. Dieselben 
Probleme würden für den Stellvertreter entstehen, wenn das Sicherungsrecht im Rang zurücktreten 
soll. Deshalb sollten Handlungen des Vertreters, die nicht in Artikel IV aufgeführt werden, aufgrund 
eines Analogieschlusses als von dem Artikel erfasst angesehen werden. Diese Schlussfolgerung 
wird bestätigt durch die weite Definition des Begriffs „Eintragung“ in Artikel 16(3) des 
Übereinkommens. 
 
2. Die weite Auslegung stimmt mit dem Hauptziel dieser Bestimmung überein, nämlich, 
Finanzierungen, an denen mehrere Parteien beteiligt sind, zu vereinfachen. 
 
3. Dieser Artikel vereinfacht auch die Koordinierung von Teileigentum. 
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Artikel V 

Identifizierung des rollenden Eisenbahnmaterials2 
 

1. Für die Zwecke des Artikels 7 des Übereinkommens ist eine Beschreibung 
eines Gegenstands des rollenden Eisenbahnmaterials ausreichend, wenn sie a) 
den Namen und die Seriennummer des Herstellers sowie die Modellbezeichnung 
enthält oder b) mit dem durch die folgenden Absätze vorgeschriebenen Verfahren 
in Einklang steht.  

 
12. Für die Zwecke des Kapitels V des Übereinkommens schreibt die Aufsichts-
behörde in einer Registerordnung ein System für die Zuteilung von Identifi-
zierungsnummern durch den Registerführer vor, das es ermöglicht, Gegenstände 
des rollenden Eisenbahnmaterials eindeutig zu identifizieren. Die Iden-
tifizierungsnummer muss entweder am Gegenstand des rollenden Eisenbahn-
materials angebracht sein oder im Internationalen Register einer an dem 
Gegenstand angebrachten nationalen oder regionalen Identifizierungsnummer 
zugeordnet sein. 

 
23. Für die Zwecke des Absatzes 2 kann ein Vertragsstaat durch eine 
Erklärung das System der nationalen oder regionalen Identifizierungsnummern 
angeben, das zu verwenden ist [in Bezug auf Gegenstände des rollenden 
Eisenbahnmaterials, die mit einem internationalen Sicherungsrecht belastet sind, 
das von einem Schuldner eingeräumt wurde, der sich zum Zeitpunkt des 
Abschlusses der Vereinbarung, mit der das internationale Sicherungsrecht einge-
räumt oder seine Einräumung vereinbart wurde, in dem Vertragsstaat befand]. 
Ein solches nationales oder regionales Identifizierungssystem stellt sicher, dass 
Gegenstände des rollenden Eisenbahnmaterials eindeutig identifiziert werden 
können und dass die im Übereinkommen und in diesem Protokoll gestellten 
grundlegenden Anforderungen an die für die Führung des Internationalen 
Registers erforderlichen Angaben erfüllt werden. 

 
34. Eine Erklärung eines Vertragsstaats nach Absatz 2 wird bei der 
Ratifikation, der Annahme oder der Genehmigung dieses Protokolls oder beim 
Beitritt zu ihm abgegeben und beinhaltet ausführliche Angaben über die 
Funktionsweise des nationalen oder regionalen Identifizierungssystems. 

 
45. Die Aufsichtsbehörde überprüft das nationale oder regionale Identifizie-
rungssystem, das in einer Erklärung eines Vertragsstaats nach Absatz 3 
angegeben wird, und kann Rat hinsichtlich der Maßnahmen geben, die zu 
ergreifen sind, um zu gewährleisten, dass das System die in Absatz 3 festgelegten 
Bedingungen erfüllt. 

 
56. Jede Eintragung in Bezug auf einen bestimmten Gegenstand des rollenden 
Eisenbahnmaterials ist auf Grund der durch den Registerführer nach Absatz 2 
zugeteilten Identifizierungsnummer vorzunehmen. 

 
67. In einer Eintragung in Bezug auf einen Gegenstand des rollenden 
Eisenbahnmaterials, für den eine Erklärung nach Absatz 2 abgegeben worden ist, 
müssen alle nationalen oder regionalen Identifizierungsnummern aufgeführt sein, 
die dem Gegenstand seit dem Inkrafttreten dieses Protokolls zugeteilt worden 
sind, sowie der Zeitraum, währenddessen die einzelnen Nummern für den 
Gegenstand verwendet wurden. Der Schuldner muss und der Gläubiger kann dem 
Internationalen Register alle neuen nationalen oder regionalen Identifizie-
rungsnummern mitteilen, die während der Dauer der Eintragung des betreffenden 
Rechts zugeteilt wurden. Jede auf diese Weise aufgeführte und mitgeteilte 
Identifizierungsnummer wird vom Registerführer in das Internationale Register 
eingetragen. Die Nichterfüllung einer oben genannten Anforderung führt nicht zur 
Unwirksamkeit der Eintragung. 

 
 

                                                 
2  Änderungsvorschlag des Redaktionsausschusses des gemeinsamen Unidroit/OTIF-Ausschusses von 
Regierungsexperten 
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Erläuterung 
 
1. Dieser Artikel schreibt die Identifizierungsnummer (oder ähnliches) als das Merkmal vor, 
das notwendig ist, um den Anforderungen des Übereinkommens und des Protokolls an die 
Identifizierbarkeit eines Gegenstandes des rollenden Eisenbahnmaterials zu genügen. Wenn dieses 
Merkmal fehlt, kann ein Sicherungsrecht nach dem Übereinkommen nicht wirksam zustande 
kommen. Der Artikel bringt zum Ausdruck, dass es derzeit kein einheitliches System für die 
Identifizierung von Gegenständen des rollenden Eisenbahnmaterials gibt, das mit der 
Seriennummer, die Luftfahrzeughersteller nutzen, vergleichbar wäre. Der Artikel normiert deshalb 
das System und das Verfahren für die Zuteilung von Identifizierungsnummern. 
 
2. Nach dem Artikel kommen zwei alternative Mittel zur Identifizierung in Betracht: entweder 
eine Identifizierungsnummer, die an den Gegenstand des rollenden Eisenbahnmaterials angebracht 
ist (die „Protokollidentifizierungsnummer“) oder eine Identifizierungsnummer, die an dem 
Gegenstand angebracht, aber nationalen oder regionalen Ursprungs ist (die „autonome 
Identifizierungsnummer“) und die im Internationalen Register der Identifizierungsnummer 
zugeordnet wird. Es ist Aufgabe der Aufsichtsbehörde, in einer Registerordnung weitere 
Einzelheiten des Systems für die Zuteilung einer Protokollidentifizierungsnummer festzulegen. 
 
3. Absatz 3 sieht vor, dass die Vertragsstaaten durch eine Erklärung das System der 
nationalen oder regionalen Identifizierungsnummern angeben können, das sie verwenden werden, 
sowie den Inhalt einer solchen Erklärung und den Zeitpunkt, zu dem sie abgegeben werden muss. 
Es ist Aufgabe der Aufsichtsbehörde sicherzustellen, dass die nationalen und regionalen 
Identifizierungssysteme, die ein Vertragsstaat angibt, die Anforderungen der eindeutigen 
Identifizierbarkeit nach dem Übereinkommen und dem Protokoll erfüllen. Der Satz, den das 
Redaktionsausschuss auf Grundlage der Diskussionen der Rail Registry Task Force 
(Eisenbahnregisterarbeitsgruppe) ergänzt hat, normiert eine Voraussetzung, um den Vertragsstaat, 
der die Erklärung abgibt, und den Gegenstand des rollenden Eisenbahnmaterials miteinander zu 
verknüpfen. Der Redaktionsausschuss hat allerdings eckige Klammern eingefügt, weil er es für 
erforderlich hielt zu prüfen: (a) ob solche Erklärungen auf Sicherungsrechte, die ein Schuldner 
geschaffen hat, begrenzt werden sollen; und (b) die Anwendung dieser Vorschrift in Fällen, in 
denen der Schuldner sich in einem anderen Vertragsstaat befindet. 
 
4. Absatz 6 wiederholt stillschweigend den Grundsatz, dass die Eintragung eines 
Sicherungsrechts im Internationalen Register aufgrund eines identifizierten Vermögenswertes, nicht 
in Bezug auf den Schuldner erfolgt (vgl. Artikel 16 des Übereinkommens), und ergänzt, dass 
Eintragungen aufgrund der Identifizierungsnummer des Vermögenswertes, die der Registerführer 
ihm zugeordnet hat, erfolgen. 
 
5. Absatz 7 bringt die Tatsache zum Ausdruck, dass nationale oder regionale 
Identifizierungsnummern eines Gegenstandes des rollenden Eisenbahnmaterials während der 
Lebensdauer des Gegenstandes sich ändern können. Es ist erforderlich, dass alle nationalen 
und/oder regionalen Identifizierungsnummern, die dem Gegenstand seit dem Inkrafttreten des 
Protokolls zugeteilt worden sind, sowie der Zeitraum, währenddessen die einzelnen Nummern 
verwendet wurden, mit der Eintragung im Internationalen Register aufgeführt werden müssen. Der 
Zweck der Regelung ist, jeder Person, die erwägt, ein Darlehen aufgrund eines Sicherungsrechtes 
an dem Gegenstand zu geben, als auch jede andere Person, die eine Abfrage macht, die Mittel an 
die Hand zu geben, um den rechtlichen Status eines Vermögenswertes zu irgendeinem beliebigen 
Zeitpunkt seit dem Inkrafttreten des Übereinkommens zu ermitteln. 
 
6. Schließlich, und zur Verwirklichung des bereits erwähnten Ziels, normiert der Artikel die 
Pflicht des Schuldners, und das Recht des Gläubigers, dem Internationalen Register mit jeglicher 
neuer nationalen oder regionalen Identifizierungsnummer, die während der Dauer der Eintragung 
des betreffenden Sicherungsrechts zugeteilt wird, mitzuteilen. Es ist die Pflicht des Registerführers, 
eine aktualisierte Information einzutragen. 
 
7. Dieser Absatz normiert zwei Pflichten. Der Ausschuss von Regierungsexperten überlegte, 
ob er auch die Folgen der Nichterfüllung einer oder beider Pflichten näher bestimmen sollte. Der 
letzte Satz ist eingefügt worden, um klar zu stellen, dass die Nichterfüllung der Anforderungen 
dieses Artikels nicht zur Ungültigkeit der Eintragung führt. 
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Artikel VI 

Rechtswahl 
 

1. Dieser Artikel ist nur dann anzuwenden, wenn ein Vertragstaat eine 
Erklärung nach Artikel XXVII abgegeben hat. 

 
2. Die Parteien einer Vereinbarung, eines damit in Zusammenhang stehenden 
Garantievertrags oder Rangrücktritts können vereinbaren, welchem Recht ihre 
vertraglichen Rechte und Pflichten ganz oder teilweise unterliegen sollen. 

 
3. Sofern nicht etwas anders vereinbart wird, ist die Bezugnahme auf das von 
den Parteien gewählte Recht in Absatz 2 eine Bezugnahme auf die 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften des bezeichneten Staates oder, wenn dieser 
Staat mehrere Gebietseinheiten umfasst, auf das innerstaatliche Recht der 
bezeichneten Gebietseinheit. 

 
 
Erläuterung 
 
1. Das Übereinkommen enthält keine ausdrückliche Bestimmung zur Rechtswahl der 
Vertragsparteien. Dies ist den Regelungen des internationalen Privatrechts des Gerichtsstands 
überlassen. In einigen Rechtsordnungen schränken diese Regelungen die Rechtswahl ein, indem sie 
die Wahl eines Staates, der keine Verbindung zu den Parteien oder dem Rechtsgeschäft aufweist, 
ausschließen oder fordern, dass die Wahl den Grundsätzen von Treu und Glauben entspricht. 
Dieser Artikel, der wirtschaftliche Vorhersehbarkeit gewährleisten will und der nur anwendbar ist, 
wenn ein Vertragsstaat eine diesbezügliche Erklärung nach Artikel XXVII(1) abgegeben hat, erlaubt 
den Vertragsparteien eine Rechtswahl ohne Einschränkungen dieser Art. Vertragsstaaten, die nicht 
bereit sind, eine uneingeschränkte Wahl der Vertragsparteien zu gestatten, werden nicht für die 
Vorschrift optieren. 
 
2. Es wird vermutet, dass das gewählte Recht die innerstaatlichen Rechtsvorschriften des 
bezeichneten Staates mit Ausnahme seiner Kollisionsnormen sind. Dies stimmt mit dem 
herkömmlichen Vorgehen bei Kollisionsnormen in internationalen Übereinkommen bei wirtschaft-
lichen Transaktionen überein und vermeidet die Probleme des renvoi. 
 
3. Artikel VI(3) befasst sich zweitens mit den Fällen, in denen die Vertragsparteien das Recht 
einer Gebietseinheit eines Vertragstaates, der mehrere Gebietseinheiten umfasst, wählen. Artikel 
VI(3) ist zwar, im Gegensatz zu Artikel 52(1) des Übereinkommens, nicht ausdrücklich beschränkt 
auf Gebietseinheiten, die ein eigenes Rechtssystem haben; der Artikel setzt dies aber voraus, denn 
andernfalls würde es kein gesondertes Rechtssystem geben, das in Betracht kommen könnte, und 
die Wahl der Vertragsparteien müsste als Bezugnahme auf das Recht des Vertragsstaates selbst 
ausgelegt werden. Artikel 6(3) ist nicht beschränkt auf Bundesstaaten, sondern er findet immer 
dann Anwendung, wenn ein Vertragsstaat Gebietseinheiten mit unterschiedlichen Rechtssystemen 
hat. 
 
4. In ihrem Verhältnis zueinander können die Vertragsparteien das gewählte Recht nur auf 
Teile ihres Vertrags und damit auch unterschiedliche Rechtsordnungen auf unterschiedliche Teile 
oder Aspekte anwenden (dépeçage). 
 
5. Die Wahl der Vertragsparteien ist beschränkt auf die vertraglichen Rechte und Pflichten. 
Eigentumsrechte können Dritte und Rechte von Gläubigern im Fall der Insolvenz des Schuldners 
betreffen. Sie fallen nicht in den Anwendungsbereich des Artikels. 
 
6. Es ist nicht erforderlich, dass die Rechtswahl schriftlich erfolgt, obwohl sie es in der Praxis 
nahezu ausnahmslos sein wird. 
 
7. Die Befugnis, das maßgebliche Recht für die vertraglichen Fragen zu wählen, besteht nicht 
nur für Vereinbarungen, die ein internationales Sicherungsrecht begründen, sondern auch für 
Garantien und Rangrückritte sowie für andere Verträge, auf die in einem der oben genannten 
Verträge Bezug genommen wird und die dadurch Teil dessen werden. 
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KAPITEL II 

 
RECHTE BEI NICHTERFÜLLUNG, RANGORDNUNG UND ABTRETUNGEN 

 
 

Artikel VII 
Änderung der Bestimmungen über die Rechte bei Nichterfüllung 

 
1. Jede Anordnung eines Gerichts nach Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe a und 
Absatz 2, Artikel 10 und Artikel 13 Absatz 1 Buchstabe b des Übereinkommens, 
die den Gläubiger ermächtigt, den Gegenstand in Besitz, in Verwahrung oder in 
seine Verfügungsgewalt zu nehmen, kann die vom Schuldner zu ergreifenden 
angemessenen Maßnahmen festsetzen, die es dem Gläubiger ermöglichen, seine 
Rechte nach der Anordnung auszuüben. 

 
2. Artikel 8 Absatz 3 des Übereinkommens ist nicht auf rollendes Eisenbahn-
material anzuwenden. Jedes nach dem Übereinkommen bei Nichterfüllung 
vorgesehene Recht ist bei rollendem Eisenbahnmaterial in wirtschaftlich 
angemessener Weise auszuüben. Die Ausübung eines Rechts gilt als wirtschaftlich 
angemessen, wenn sie in Übereinstimmung mit einer Bestimmung der 
Vereinbarung erfolgt, es sei denn, diese Bestimmung ist offensichtlich un-
angemessen. 

 
3. Teilt ein Sicherungsnehmer nach Artikel 8 Absatz 4 des Übereinkommens 
Beteiligten eine beabsichtigte Veräußerung oder einen beabsichtigten Abschluss 
eines Leasingvertrags mindestens 14 Kalendertage im Voraus schriftlich mit, so 
gilt damit die darin näher bestimmte Voraussetzung, der zufolge diese 
Veräußerung oder dieser Abschluss des Leasingvertrags "mit einer angemessenen 
Frist ... vorab ... mitzuteilen" ist, als erfüllt. Diese Bestimmung steht einer Abrede 
einer längeren Mitteilungsfrist zwischen einem Sicherungsnehmer und einem 
Sicherungsgeber oder einem Garantiegeber nicht entgegen.  

 
 
Erläuterung 
 
1. Absatz 1 bringt die eisenbahnspezifische Tatsache zum Ausdruck, dass der Gläubiger, sogar 
dann, wenn er nach dem Vertrag und dem Übereinkommen berechtigt ist, den Gegenstand in 
Besitz, in Verwahrung oder in seine Verfügungsgewalt zu nehmen, und er eine gerichtliche 
Genehmigung hat, dies zu tun, dazu die Kooperation des Schuldners benötigt. Unter solchen 
Umstanden kann ein Gericht, über die Gewährung des beantragten Rechtsschutzes hinaus, 
festlegen, auf welche Art und Weise der Schuldner kooperieren muss. Zum Bespiel könnte ein 
Gericht anordnen, dass der Schuldner der Lokomotive des Gläubigers Zugang zu seinem 
Schienennetzwerk gibt oder eine seiner Lokomotiven zu Verfügung stellt. Auch kann die 
Eisenbahninfrastruktur einem Dritten gehören, auf dessen Rechte sich die Maßnahme des 
Gläubigers, die Vermögenswerte in seine Verfügungsgewalt zu bringen, auswirken können. In 
diesem Fall kann die Anordnung des Gerichts die angemessenen Maßnahmen festsetzen, die der 
Gläubiger ergreifen muss. 
 
2. Der Ausschuss der Regierungsexperten überlegte, ob, angesichts des inhaltlichen 
Zusammenhangs, der Verweis auf Artikel 13(1)(b) des Übereinkommens und auf die Verwahrung 
von dieser Vorschrift in einen neuen Artikel VIII(1) verschoben werden sollte. 
 
3. Artikel 8(3) des Übereinkommens trifft eine Unterscheidung nach Maßgabe der rechtlichen 
Stellung des Gläubigers und ist beschränkt auf die Rechtsbehelfe des Sicherungsnehmers nach 
Artikel 8(1). Absatz 2 schließt die Anwendung dieser Vorschrift für die Zwecke des Protokolls aus 
und bestimmt, dass jedes nach dem Übereinkommen bei Nichterfüllung vorgesehene Recht in 
wirtschaftlich angemessener Weise ausgeübt werden muss. Demnach ist wirtschaftlich 
angemessenes Handeln nicht nur Folge des Einklangs mit den Bestimmungen einer 
Sicherungsvereinbarung, sondern auch mit denjenigen einer Vereinbarung eines 
Eigentumsvorbehalts oder einem Leasingvertrag. 
 
4. Absatz 4 verdeutlicht die Bedeutung des Ausdrucks „mit einer angemessenen Frist … vorab 
mitzuteilen“ in Artikel 8(4) des Übereinkommens. Die Frist beträgt mindestens 14 Tage. Die 
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Vertragsparteien können diese Frist wählen und sich darauf verlassen. Alternativ können sie auch 
eine längere Frist vereinbaren. 
 
 

Artikel VIII 
Änderung der Bestimmungen über den vorläufigen Rechtsschutz 

 
1. Dieser Artikel ist nur in einem Vertragsstaat anzuwenden, der eine 
Erklärung nach Artikel XXVII abgegeben hat, und in dem in dieser Erklärung 
bezeichneten Umfang. 

 
2. Rechtsschutz nach Artikel 13 Absatz 1 des Übereinkommens ist nicht von 
der Zustimmung des Schuldners abhängig. 

 
3. Im Sinne des Artikels 13 Absatz 1 des Übereinkommens bedeutet 
"umgehend" im Zusammenhang mit der Erlangung von Rechtsschutz die Anzahl 
von Kalendertagen ab dem Tag der Beantragung des Rechtsschutzes, die der 
Vertragsstaat, in dem der Antrag gestellt wird, in einer Erklärung angegeben hat. 

 
4. Artikel 13 Absatz 1 des Übereinkommens ist mit folgender Ergänzung 
unmittelbar im Anschluss an Buchstabe d anzuwenden: 
 "e) sofern der Schuldner und der Gläubiger dies ausdrücklich vereinbart 
haben, Veräußerung des Gegenstands und Verwendung des Veräußerungs-
erlöses.", 
Artikel 43 Absatz 2 ist unter Hinzufügung der Wörter "und Buchstabe e" nach den 
Wörtern "Artikel 13 Absatz 1 Buchstabe d" anzuwenden. 

 
5. Das Eigentum oder ein anderes Recht des Schuldners, das mit einer Ver-
äußerung nach Absatz 4 übertragen wird, ist frei von allen anderen Rechten, vor 
denen das internationale Sicherungsrecht des Gläubigers nach Artikel 29 des 
Übereinkommens Vorrang hat. 

 
6. Gerichtlicher Rechtsschutz nach Artikel 13 Absatz 1 des Übereinkommens 
kann in einem Vertragsstaat ungeachtet der Einleitung eines Insolvenzverfahrens 
in einem anderen Staat gewährt werden, sofern die Beantragung dieses 
Rechtsschutzes nicht gegen eine für den Vertragsstaat verbindliche völkerrecht-
liche Übereinkunft oder gegen einen für ihn verbindlichen Rechtsakt einer 
Organisation der regionalen Wirtschaftsintegration, auf die Artikel XXII Absatz 1 
dieses Protokolls anzuwenden ist, verstößt. 

 
 
Erläuterung 
 
1. Dieser Artikel stärkt die Position des Gläubigers in bestimmten Punkten in Bezug auf seinen 
Rechtsschutz nach Artikel 13 des Übereinkommens (vorläufiger Rechtsschutz). Allerdings ist er in 
einem Vertragsstaat nur dann anzuwenden, wenn der Vertragsstaat eine Erklärung in diesem Sinne 
abgegeben hat, und nur in dem in der Erklärung angegebenen Umfang. 
 
2. Absatz 2 legt abweichend von Artikel 13(1) des Übereinkommens fest, dass die 
Zustimmung des Schuldners keine Voraussetzung ist, um umgehend vorläufigen Rechtsschutz zu 
erlangen. 
 
3. Ein Vertragsstaat, der eine solche Erklärung abgibt, ist nach Artikel XXVII(2) verpflichtet, 
für die Zwecke des Absatzes 3 dieses Artikels einen verbindlichen Zeitraum anzugeben, innerhalb 
dessen umgehend Rechtsschutz erlangt werden kann. Angesichts des Grundsatzes, dass eine 
Vertragspartei sich nicht über Dinge beschweren kann, die durch ihre eigenen Handlungen oder 
Unterlassungen verursacht worden sind, wird ein Gläubiger keinen Anlass zur Beschwerde haben, 
wenn ein Gericht innerhalb dieses Zeitraums keinen Rechtsschutz gewährt, weil der Gläubiger, zum 
Beispiel, nicht die richtigen Unterlagen eingereicht oder nicht das richtige Verfahren eingehalten 
hat. 
 
4. Nach Absatz 4 sind zusätzlich die Veräußerung und die Verwendung des Veräußerungs-
erlöses Anordnungen, durch die umgehend Rechtsschutz nach Artikel 13(1) des Übereinkommens 
erlangt werden kann, jedoch nur unter der Voraussetzung, dass der Schuldner und der Gläubiger 
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dies „ausdrücklich vereinbaren“, d. h., ausdrücklich vereinbaren (wenn auch nicht notwendiger-
weise schriftlich), dass das Gericht eine Veräußerung und Verwendung des Veräußerungserlöses 
auf Antrag des Gläubigers anordnen kann. Diese Vereinbarung kann jederzeit getroffen werden. 
Dementsprechend ergänzt Absatz 5 Bestimmungen, die Artikel 9(5) des Übereinkommens 
entsprechen. 
 
5. Absatz 6 stellt klar, dass vorläufiger Rechtsschutz in einem Vertragsstaat umgehend 
gewährt werden kann ungeachtet der Einleitung eines Insolvenzverfahrens in einem anderen Staat. 
Diese Möglichkeit besteht selbstverständlich vorbehaltlich besonderer Regelungen dieser Fragen in 
anderen für den Vertragsstaat verbindlichen völkerrechtlichen Übereinkünften oder für ihn 
verbindlichen Rechtsakten einer Organisation der regionalen Wirtschaftsintegration. 
 
 

Artikel IX 
Rechte bei Insolvenz 

 
1. Dieser Artikel ist nur anzuwenden, wenn ein Vertragsstaat, der die primäre 
Insolvenzgerichtsbarkeit hat, eine Erklärung nach Artikel XXVII abgegeben hat.  

 
Alternative A  

 
2. Im Insolvenzfall räumt der Insolvenzverwalter oder, wenn vorgesehen, 
der Schuldner vorbehaltlich des Absatzes 6 dem Gläubiger den Besitz an dem 
rollenden Eisenbahnmaterial spätestens zu dem früheren der beiden folgenden 
Zeitpunkte ein: 
 
 (a) zum Ablauf der Wartezeit; 
 
 (b) zu dem Zeitpunkt, zu dem der Gläubiger Anspruch auf Besitz an 
dem rollenden Eisenbahnmaterial hätte, wenn dieser Artikel nicht anzuwenden 
wäre. 

 
3. Im Sinne dieses Artikels ist die "Wartezeit" die Zeit, die der Vertragsstaat, 
der die primäre Insolvenzgerichtsbarkeit hat, in einer Erklärung angegeben hat. 

 
4. Sofern und solange dem Gläubiger nicht Gelegenheit zur Inbesitznahme 
nach Absatz 2 gegeben wird,  
 
 a) hat der Insolvenzverwalter oder, wenn vorgesehen, der Schuldner 
das rollende Eisenbahnmaterial zu bewahren und es und seinen Wert nach der 
Vereinbarung zu erhalten; 
 
  b) ist der Gläubiger berechtigt, andere Formen des vorläufigen Rechts-
schutzes zu beantragen, die das anzuwendende Recht gewährt. 

 
5. Absatz 4 Buchstabe a schließt die Nutzung des rollenden Eisenbahn-
materials im Rahmen von Absprachen nicht aus, die mit dem Ziel getroffen 
werden, das rollende Eisenbahnmaterial zu bewahren und es und seinen Wert zu 
erhalten. 

 
6. Der Insolvenzverwalter oder, wenn vorgesehen, der Schuldner kann im 
Besitz des rollenden Eisenbahnmaterials bleiben, wenn er bis zu dem in Absatz 2 
bezeichneten Zeitpunkt jede Nichterfüllung – mit Ausnahme einer Nichterfüllung, 
die durch die Eröffnung des Insolvenzverfahrens verursacht ist – behoben und 
sich verpflichtet hat, alle künftigen Verpflichtungen aus der Vereinbarung und 
damit zusammenhängenden Schriftstücken zu erfüllen. Eine zweite Wartezeit 
kann bei Nichterfüllung solcher künftigen Verpflichtungen nicht beansprucht 
werden. 

 
7. Die Ausübung von Rechten, die das Übereinkommen oder dieses Protokoll 
bei Insolvenz gewährt, darf nach dem in Absatz 2 bezeichneten Tag nicht 
verhindert oder verzögert werden. 
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8. Verpflichtungen des Schuldners aus der Vereinbarung dürfen ohne Zu-
stimmung des Gläubigers nicht verändert werden. 

 
9. Absatz 8 berührt nicht eine etwaige Befugnis des Insolvenzverwalters 
nach dem anzuwendenden Recht, die Vereinbarung aufzuheben.  

 
10. Mit Ausnahme von gesetzlichen Rechten einer Kategorie, die unter eine 
Erklärung nach Artikel 39 Absatz 1 des Übereinkommens fällt, haben in einem 
Insolvenzverfahren nicht eingetragene Rechte keinen Vorrang vor eingetragenen 
Rechten. 

 
11. Das durch die Artikel VII und XXV dieses Protokolls geänderte 
Übereinkommen ist auf die Ausübung aller Rechte bei Insolvenz nach diesem 
Artikel anzuwenden. 

 
Alternative B 

 
2. Im Insolvenzfall teilt der Insolvenzverwalter oder, wenn vorgesehen, der 
Schuldner dem Gläubiger auf dessen Ersuchen innerhalb der Frist, die in einer 
Erklärung eines Vertragsstaats nach Artikel XXVII angegeben ist, mit, ob er  
 
  a) nach Maßgabe der Vereinbarung und damit zusammenhängender 
Schriftstücke jede Nichterfüllung – mit Ausnahme einer Nichterfüllung, die durch 
die Eröffnung des Insolvenzverfahrens verursacht ist – beheben und sich 
verpflichten wird, alle künftigen Verpflichtungen zu erfüllen, oder  
 
  b) dem Gläubiger nach dem anzuwendenden Recht Gelegenheit zur 
Inbesitznahme des rollenden Eisenbahnmaterials geben wird. 

 
3. Das in Absatz 2 Buchstabe b bezeichnete anzuwendende Recht kann 
zulassen, dass das Gericht die Erfüllung weiterer Erfordernisse oder die 
Beibringung zusätzlicher Sicherheiten verlangt. 

 
4. Der Gläubiger hat den Beweis für seine Forderungen zu erbringen und 
nachzuweisen, dass sein internationales Sicherungsrecht eingetragen ist. 

 
5. Macht der Insolvenzverwalter oder, wenn vorgesehen, der Schuldner keine 
Mitteilung nach Absatz 2 oder hat er erklärt, dass er dem Gläubiger Gelegenheit 
zur Inbesitznahme des rollenden Eisenbahnmaterials geben wird, und gibt er ihm 
diese Gelegenheit nicht, so kann das Gericht dem Gläubiger – gegebenenfalls mit 
Maßgaben – gestatten, das rollende Eisenbahnmaterial in Besitz zu nehmen, und 
verlangen, dass weitere Erfordernisse erfüllt oder zusätzliche Sicherheiten 
beigebracht werden. 

 
6. Das rollende Eisenbahnmaterial darf nicht veräußert werden, bevor ein 
Gericht über die Forderung und das internationale Sicherungsrecht entschieden 
hat. 

 
Alternative C 

 
2. Im Insolvenzfall hat der Insolvenzverwalter oder, wenn vorgesehen, der 
Schuldner innerhalb der Behebungsfrist 
 
  a) nach Maßgabe der Vereinbarung und damit zusammenhängender 
Schriftstücke jede Nichterfüllung – mit Ausnahme einer Nichterfüllung, die durch 
die Eröffnung des Insolvenzverfahrens verursacht ist – zu beheben und sich zu 
verpflichten, alle künftigen Verpflichtungen zu erfüllen, oder  
 
  b) dem Gläubiger nach dem anzuwendenden Recht Gelegenheit zur 
Inbesitznahme des rollenden Eisenbahnmaterials zu geben. 

 
3. Vor Ende der Behebungsfrist kann der Insolvenzverwalter oder, wenn 
vorgesehen, der Schuldner bei Gericht eine Anordnung beantragen, durch die 
seine Verpflichtung nach Absatz 2 Buchstabe b für einen Zeitraum ausgesetzt 
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wird, der mit dem Ende der Behebungsfrist beginnt und nicht später als mit dem 
Ablauf der Vereinbarung oder jeder Verlängerung derselben endet, und zwar zu 
den Bedingungen, die das Gericht für gerechtfertigt hält ("Aussetzungsfrist"). 
Eine solche Anordnung wird nicht erlassen, solange der Insolvenzverwalter oder, 
wenn vorgesehen, der Schuldner sich nicht dem Gericht gegenüber verpflichtet 
hat, alle Beträge zu zahlen und alle sonstigen Verpflichtungen zu erfüllen, die 
dem Gläubiger während der Aussetzungsfrist zuwachsen. 
 
4. Wird eine gerichtliche Anordnung nach Absatz 3 beantragt, so darf das 
rollende Eisenbahnmaterial nicht veräußert werden, bevor das Gericht 
entschieden hat. Wird dem Antrag nicht innerhalb der Anzahl von Kalendertagen 
ab dem Tag der Beantragung des Rechtsschutzes stattgegeben, die der 
Vertragsstaat, in dem der Antrag gestellt wird, in einer Erklärung angegeben hat, 
so gilt der Antrag als zurückgezogen, sofern der Gläubiger und der In-
solvenzverwalter oder, wenn vorgesehen, der Schuldner nichts anderes 
vereinbaren.  

 
5. Sofern und solange dem Gläubiger nicht Gelegenheit zur Inbesitznahme 
nach Absatz 2 gegeben wird, 
 
  a) hat der Insolvenzverwalter oder, wenn vorgesehen, der Schuldner 
das rollende Eisenbahnmaterial zu bewahren und es und seinen Wert nach der 
Vereinbarung zu erhalten; 
 
  b) ist der Gläubiger berechtigt, andere Formen des vorläufigen  
Rechtsschutzes zu beantragen, die das anzuwendende Recht gewährt. 

 
6. Absatz 5 Buchstabe a schließt die Nutzung des rollenden Eisenbahn-
materials im Rahmen von Absprachen nicht aus, die mit dem Ziel getroffen 
werden, das rollende Eisenbahnmaterial und seinen Wert zu bewahren und zu 
erhalten. 

 
7. Der Insolvenzverwalter oder, wenn vorgesehen, der Schuldner kann im 
Besitz des rollenden Eisenbahnmaterials bleiben, wenn er während der 
Behebungsfrist oder einer etwaigen Aussetzungsfrist jede Nichterfüllung – mit 
Ausnahme einer Nichterfüllung, die durch die Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
verursacht ist – behebt und sich verpflichtet, alle künftigen Verpflichtungen aus 
der Vereinbarung und aus damit zusammenhängenden Schriftstücken zu erfüllen. 
Eine zweite Behebungsfrist kann bei Nichterfüllung solcher künftigen Ver-
pflichtungen nicht beansprucht werden.  

 
8. Vorbehaltlich der Absätze 3 und 4 darf die Ausübung von Rechten, die das 
Übereinkommen bei Insolvenz gewährt, nach Ablauf der Behebungsfrist nicht 
verhindert oder verzögert werden. 

 
9. Vorbehaltlich der Absätze 3 und 4 dürfen Verpflichtungen des Schuldners 
aus der Vereinbarung und aus damit zusammenhängenden Rechtsgeschäften im 
Insolvenzverfahren ohne Zustimmung des Gläubigers nicht verändert werden. 

 
10. Absatz 9 berührt nicht eine etwaige Befugnis des Insolvenzverwalters 
nach dem anzuwendenden Recht, die Vereinbarung aufzuheben.  

 
11. Mit Ausnahme von gesetzlichen Rechten einer Kategorie, die unter eine 
Erklärung nach Artikel 39 Absatz 1 des Übereinkommens fällt, haben im 
Insolvenzverfahren nicht eingetragene Rechte keinen Vorrang vor eingetragenen 
Rechten. 

 
12. Das durch Artikel VII und XXV dieses Protokolls geänderte Überein-
kommen ist auf die Ausübung aller Rechte bei Insolvenz nach diesem Artikel 
anzuwenden. 

 
13. Im Sinne dieses Artikels ist die Behebungsfrist der Zeitraum, beginnend 
mit dem Zeitpunkt des Insolvenzfalls, welcher der Vertragsstaat, der die primäre 
Insolvenzgerichtsbarkeit hat, in einer Erklärung angegeben hat.  
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Erläuterung 
 
1. Für eine Beschreibung des Erklärungssystems, siehe Absatz 51 des Überblicks über das 
Übereinkommen im „Official Commentary“ von Professor Sir Roy Goode (wiedergegeben in diesem 
Dokument auf Seite 16). 
 
2.  Erklärungen, die Artikel IX betreffen, sind „opt-in“-Erklärungen, d. h. Erklärungen, die ein 
Vertragsstaat abgeben muss, wenn eine bestimmte Vorschrift in dem Vertragsstaat Anwendung 
finden soll. 
 
3.  Bei den Arbeiten an dem Übereinkommen und den ausrüstungsspezifischen Protokollen 
stellte sich diese Vorschrift als die wirtschaftlich wichtigste Einzelvorschrift heraus. Wenn die 
Rechte und Pflichten, die diese Instrumente enthalten, im Insolvenzfall nicht verfügbar sind, so 
sind sie dann nicht verfügbar, wenn sie am dringlichsten benötig werden. 
 
4. Dieser Artikel, der Artikel 30(3) des Übereinkommens ändert, soll für rollendes 
Eisenbahnmaterial ein besonderes Insolvenzregime bereitstellen, das die Gläubigerrechte regelt, 
wenn gegen den Schuldner ein Insolvenzverfahren läuft oder ein Insolvenzfall (wie in Artikel I(2)(c) 
definiert) auf andere Weise eingetreten ist. Regelungszweck ist es, den tatsächlichen 
Gegebenheiten moderner strukturierter Finanzierung zu entsprechen. Insbesondere sollen 
Kapitalmarktfinanzierungen erleichtert werden, indem, soweit wie möglich, innerhalb einer 
bestimmten und verbindlichen Frist, der Gläubiger entweder (a) den Besitz an dem Objekt 
wiedererlangt oder (b) vom Schuldner oder, je nach Fallgestaltung, vom Insolvenzverwalter die 
Behebung jeder vergangenen Nichterfüllung sowie die Zusage erhält, die künftigen Verpflichtungen 
des Schuldners zu erfüllen. 
 
5.  Der Artikel hat drei Alternativen, Alternative A, die „harte“, oder auf Regeln beruhende 
Version, Alternative B, die „weiche“, oder auf Ermessen beruhende Version, und Alternative C, eine 
andere, auf Regeln beruhende Version, die auf den Schuldner abstellt. Bei der dritten Version 
können die Verpflichtungen des Insolvenzverwalters oder des Schuldners, unter bestimmten 
Voraussetzungen, durch eine gerichtliche Anordnung ausgesetzt werden. Ein Vertragsstaat, der 
eine Erklärung nach Artikel IX erwägt, hat folglich eine Reihe von Optionen. Er kann sich dafür 
entscheiden, überhaupt keine Erklärung abzugeben. In diesem Fall findet Artikel IX keine 
Anwendung, und das nationale Insolvenzrecht ist, in seiner jeweiligen Fassung, weiterhin 
anwendbar. Zweitens kann ein Vertragsstaat dafür optieren, dass Artikel IX auf alle oder nur 
bestimmte Arten von Insolvenzverfahren Anwendung findet. Auch kann er eine der drei 
Alternativen auf bestimmte Arten von Insolvenzverfahren anwenden und eine andere Alternative 
auf andere Arten. Schließlich kann er eine der Alternativen auf alle Arten oder nur auf bestimmte 
Arten von Insolvenzverfahren anwenden und zu den anderen Arten keine Erklärung abgeben. Aber 
unabhängig davon, auf welche Art von Insolvenzverfahren Alternative A, Alternative B oder 
Alternative Anwendung findet, muss sie immer in ihrer Gesamtheit darauf angewendet werden. Der 
Grund dafür ist, dass jede der Alternativen zusammengehörige Vorschriften enthält, weshalb es 
unmöglich wäre, eine oder mehrere ohne die anderen zu wählen. 
 
6.  Hat der Vertragsstaat, der die primäre Insolvenzgerichtsbarkeit hat, für eine Alternative 
optiert, ist es derzeit nicht ganz klar, welche rechtlichen Konsequenzen sich daraus für dessen 
rollendes Eisenbahnmaterial ergeben, das sich in einem anderen Vertragsstaat befindet, der nicht 
für dieselbe Alternative optiert hat. Die Frage der Kontinuität und etwaige Kooperationspflichten 
sollten ebenfalls in Erwägung gezogen werden. 
 
7. Alle drei Alternativen erlegen dem „Insolvenzverwalter oder, wenn vorgesehen, dem 
Schuldner“ Verpflichtungen auf. Der Schuldner selbst ist die richtige Partei, wenn es keinen 
Verwalter gibt, z.B. weil der Insolvenzfall aufgrund einer Zahlungseinstellung eintritt und das 
Insolvenzverfahren nicht eröffnet werden kann oder noch nicht eröffnet worden ist oder wenn der 
Schuldner die Insolvenzmasse in Besitz hat und sie verwaltet. 
 
8. Nach Alternative A muss der Insolvenzverwalter entweder (a) den Besitz an dem rollenden 
Eisenbahnmaterial innerhalb der Wartezeit, die in der Erklärung des jeweiligen Vertragsstaats 
festgelegt wird, einräumen, oder (b) innerhalb der Wartezeit jede Nichterfüllung beheben und sich 
verpflichten, alle künftigen Verpflichtungen aus der Vereinbarung zu erfüllen. In der Zwischenzeit 
muss der Insolvenzverwalter das Eisenrollmaterial und dessen Wert bewahren und kann, nach 
Maßgabe dessen, seine Nutzung erlauben. Zusätzlich schränkt Alternative A die Anwendung des 
einschlägigen Insolvenzrechts ein, indem sie jede Anordnung oder Handlung, die die Ausübung von 
Rechtsbehelfen nach Ablauf der Wartezeit verhindert oder verzögert oder die die Verpflichtungen 
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des Schuldners ohne die Zustimmung des Gläubigers ändern würde, ausschließt. Dementsprechend 
wäre es nach dieser Alternative für die Insolvenzgerichte eines Vertragsstaates zum Beispiel nicht 
möglich, die Durchsetzung eines Sicherungsrechtes an rollendem Eisenbahnmaterial auszusetzen 
oder die Bestimmungen einer Sicherungsvereinbarung ohne die Zustimmung des Gläubigers zu 
ändern. Alternative A liegt der Gedanke zugrunde, den Finanzierern und Leasinggebern von 
rollendem Eisenbahnmaterial die Sicherheit einer klaren und nicht abänderbaren Regelung zu 
geben. 
 
9. Nach Alternative B muss der Insolvenzverwalter oder Schuldner, je nach Fallgestaltung, auf 
Ersuchen des Gläubigers ihm innerhalb der Frist, die in einer Erklärung des Vertragsstaates 
angegeben ist, mitteilen, ob er (a) nach Maßgabe der Vereinbarung und damit 
zusammenhängender Schriftstücke jede Nichterfüllung beheben und aller künftigen Verpflichtungen 
erfüllen wird oder (b) dem Gläubiger Gelegenheit zur Inbesitznahme des rollenden 
Eisenbahnmaterials geben wird, in letzterem Fall vorbehaltlich der Erfüllung weiterer Erfordernisse 
oder der Beibringung zusätzlicher Sicherheiten, die das Gericht in Übereinstimmung mit dem 
anzuwendenden Recht verlangt. Der Ausdruck „damit zusammenhängende Schriftstücke“ ist nicht 
definiert; aber er erfasst Schuldscheine, die vereinbarungsgemäß als Zahlung oder als Sicherheit 
für die Zahlung gegeben werden, oder Dokumente, die gegenseitige Verträge und Verpflichtungen 
enthalten, die Teil des gesamten Geschäftes der Parteien sind. 
 
10. Nach Alternative C muss der Insolvenzverwalter oder der Schuldner, je nach Fallgestaltung, 
innerhalb des Zeitraums (Behebungsfrist), die in einer Erklärung des Vertragsstaats angegeben ist, 
entweder (a) jede Nichterfüllung, wie sie in Unterabsatz (2)(a) definiert wird, beheben, oder (b) 
dem Gläubiger die Gelegenheit zur Inbesitznahme des rollenden Eisenbahnmaterials einräumen. 
Der Insolvenzverwalter oder der Schuldner, je nach Fallgestaltung, können jedoch eine gerichtliche 
Anordnung beantragen, die seine Verpflichtungen nach Unterabsatz (2)(b) aussetzt. Die Vorschrift 
legt darüber hinaus die Voraussetzungen fest, die erfüllt sein müssen, damit das Gericht eine 
solche Anordnung erlassen kann. 
 
11. Absatz 4 verhindert die Veräußerung von rollendem Eisenbahnmaterial, bevor das Gericht 
über den Antrag nach Absatz 3 entschieden hat. 
 
12. Absätze 5 bis 12 enthalten detaillierte Bestimmungen zu den jeweiligen Rechten und 
Pflichten des Insolvenzverwalters, des Schuldners und des Gläubigers. Absatz 11 regelt die Frage 
des Vorrangs, auch von gesetzlichen Rechten, die unter einer Erklärung nach Artikel 39(1) des 
Übereinkommens fallen. 
 
13. Absatz 12 hebt den besonderen Status bestimmter Kategorien von rollendem 
Eisenbahnmaterial nach Artikel XXV des Protokolls hervor. Die Vorschrift nimmt darüber hinaus 
Bezug auf die eisenbahnspezifischen Änderungen der Rechte bei Nichterfüllung, die in Artikel VII 
des Protokolls enthalten sind. 
 
14. Der Redaktionsausschuss entschied, diese Definition (die „Behebungsfrist“) nicht nach 
Artikel I zu verschieben, da diese Definition nur in diesem Artikel verwendet wird. 
 
 

Artikel X 
Zusammenarbeit im Insolvenzfall 

 
1. Dieser Artikel ist nur in einem Vertragsstaat anzuwenden, der eine 
Erklärung nach Artikel XXVII abgegeben hat. 

 
2. Soweit Artikel IX anwendbar ist, arbeiten die Gerichte eines Vertrags-
staats, in dem sich rollendes Eisenbahnmaterial befindet, bei der Durchführung 
des Artikels IX nach dem Recht dieses Vertragsstaats mit ausländischen 
Gerichten und ausländischen Insolvenzverwaltern so weit wie möglich 
zusammen. 

 
 
Erläuterung 
 
Artikel X ist eine „opt-in“-Vorschrift, die eine Erklärung nach Artikel XXVII(1) erfordert. Es ist klar, 
dass in einem konkreten Fall maßgeblich nur die Erklärung des Vertragsstaates sein kann, in dem 
sich das rollende Eisenbahnmaterial befindet. Wenn es eine solche Erklärung gibt, dürfen 
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ausländische Gericht und ausländische Insolvenzverwalter bei der Durchführung von Artikel IX 
größtmögliche Kooperation der Gerichte des Vertragstaates, der die Erklärung abgegeben hat, 
verlangen. 
 
 

Artikel XI 
Änderung der Bestimmungen über die Abtretung 

 
Artikel 33 Absatz 1 des Übereinkommens ist mit folgender Ergänzung  

unmittelbar im Anschluss an Buchstabe b) anzuwenden: 
 

"c) dem Schuldner eine Abtretung zugunsten einer  
anderen Person nicht vorher schriftlich mitgeteilt worden ist." 

 
 
Erläuterungen 
 
Die Wirkung dieses Artikels besteht darin, dass der Schuldner auf die schriftliche Mitteilung einer 
Abtretung vertrauen darf. Sobald ein Zessionar angegeben worden ist, ist der Schuldner durch eine 
nachträgliche Mitteilung einer Abtretung zugunsten einer anderen Person nicht im Sinne des Artikel 
33 Abs. 1 des Übereinkommens gebunden.  
 
 

Artikel XII 
Bestimmungen betreffend den Schuldner 

 
1. Liegt keine Nichterfüllung im Sinne des Artikels 11 des Übereinkommens 
vor, so hat der Schuldner Anspruch auf ungestörten Besitz und Nutzung des 
Gegenstands nach Maßgabe der Vereinbarung gegenüber 

 
a) seinem Gläubiger und dem Inhaber jedes Rechts, das die Rechts-

position des Schuldners nach Artikel 29 Absatz 4 Buchstabe b) des Über-
einkommens nicht belastet, sofern und soweit der Schuldner nicht auf diesen 
Anspruch verzichtet hat, und 
 

b) dem Inhaber jedes Rechts, das die Rechtsposition des Schuldners 
nach Artikel 29 Absatz 4 Buchstabe a) des Übereinkommens belastet, sofern und 
soweit der Inhaber dieses Rechts zugestimmt hat. 

 
2. Das Übereinkommen oder dieses Protokoll berührt nicht die Haftung eines 
Gläubigers nach dem anzuwendenden Recht für eine Verletzung der 
Vereinbarung, soweit sich diese Vereinbarung auf rollendes Eisenbahnmaterial 
bezieht.  

 
 
Erläuterungen  
 
1.  Artikel XII begründet ein System ungestörten Besitzes, das auf Transparenz durch 
Verwendung des Internationalen Registers beruht. Es findet nur Anwendung, wenn keine 
Nichterfüllung seitens des Schuldners im Sinne des Artikels 11 des Übereinkommens vorliegt. 
Dieser Artikel ermöglicht es den Parteien, einvernehmlich zu bestimmen, wann eine Nichterfüllung 
vorliegt. Liegt eine solche Bestimmung nicht vor, muss die Nichterfüllung erheblich sein. Sofern 
eine derartige Nichterfüllung nicht vorliegt, hat der Schuldner Anspruch auf ungestörten Besitz 
nach Maßgabe der Vereinbarung gegenüber (a) seinem Gläubiger und (b) dem Inhaber jedes 
Rechts, das die Rechtsposition des Schuldners nach Artikel 29 Absatz 4 Buchstabe b) des 
Übereinkommens nicht belastet. 
 
2.  Umgekehrt hat ein Schuldner keinen Anspruch auf ungestörten Besitz gegenüber dem 
Inhaber eines Rechts, das den Schuldner belastet. Von allen vorstehend genannten Regeln kann 
allerdings gemäß dem Grundsatz der Vertragsfreiheit durch Vereinbarung der beteiligten Parteien 
abgewichen werden. Soweit Eintragungen vorgenommen werden, die solche Abweichungen, also 
Rangrücktritte, dokumentieren, sind diese für Dritte bindend.  
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3.  Unabhängig von Artikel XII können dem Schuldner Ansprüche gegen den Gläubiger 
zustehen, wenn der Gläubiger in die Besitzstellung des Schuldners eingreift und dies eine 
Verletzung der Vereinbarung nach dem anzuwendenden Recht darstellt.  
 
 

KAPITEL III 
REGISTERBESTIMMUNGEN ÜBER ROLLENDES EISENBAHNMATERIAL 

 
 

Artikel XIII 
 

Die Aufsichtsbehörde und der Registerführer 3 
 

1. Die Aufsichtsbehörde ist Organ aus Vertretern, für den jeder Vertragsstaat 
einen Vertreter bestellt. 

 
2. Die Zwischenstaatliche Organisation für den internationalen 
Eisenbahnverkehr ist das Sekretariat der Aufsichtsbehörde und unterstützt die 
Aufsichtsbehörde bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben. 

 
3. Das Sekretariat erhält Rechtspersönlichkeit, sofern es diese nicht bereits 
besitzt, und genießt in Bezug auf seine Aufgaben aufgrund des 
Übereinkommens und dieses Protokolls dieselben Befreiungen und 
Immunitäten, die der Aufsichtsbehörde nach Artikel 27 Absatz 3 des 
Übereinkommens und dem Internationalen Register nach Artikel 27 Absatz 4 
des Übereinkommens gewährt werden. 
 
34. Eine Entscheidung der Aufsichtsbehörde, die nur die Interessen eines 
Vertragsstaats oder einer Gruppe von Vertragsstaaten berührt, wird getroffen, 
wenn dieser Vertragsstaat oder die Mehrheit der Gruppe von Vertragsstaaten 
auch für die Entscheidung stimmt. Eine Entscheidung, welche die Interessen 
eines Vertragsstaats oder einer Gruppe von Vertragsstaaten beeinträchtigen 
könnte, ist für diesen Vertragsstaat oder die Gruppe von Vertragsstaaten 
wirksam, wenn der Vertragsstaat oder die Mehrheit der Gruppe von 
Vertragsstaaten auch für die Entscheidung stimmt. 

 
54. Der erste Registerführer wird für einen Zeitraum von höchstens [10] 
Jahren bestellt. Danach wird der Registerführer für Zeiträume von jeweils 
höchstens [10] Jahren bestellt oder wieder bestellt. 

 
 
Erläuterungen  
 

1. Angesichts dessen, dass die fachlich spezialisierte der beiden die Schirmherrschaft 
ausübenden Organisationen, die OTIF, derzeit auf die Regionen Europas, Nordafrika und des 
Mittleren Ostens beschränkt ist, während die Staaten, die an den Verhandlungen über den 
vorliegenden Entwurf teilnehmen, auch aus Amerika, West- und Südafrika sowie aus Asien 
stammen, wurde entschieden, dass ein Organ, das aus Vertretern der Vertragsstaaten besteht, als 
Aufsichtsbehörde fungieren soll (Absatz 1). 
 

2. Um sicherzustellen, dass die Aufsichtsbehörde arbeitsfähig ist, wenn das Protokoll in 
Kraft tritt, sollten entsprechende Entschließungen angenommen werden. Dabei sollte die Rolle der 
Unterzeichnerstaaten während der Übergangszeit berücksichtigt werden. Die verhandelnden 
Staaten könnten erwägen, ob ein vorbereitender Ausschuss eingerichtet werden sollte und / oder 
welche anderen Maßnahmen möglich und angemessen sind. 
 

3. Die Aufsichtsbehörde wird durch ein Sekretariat unterstützt werden, dessen Funktion von 
der OTIF wahrgenommen werden wird (Absatz 2). Im Oktober 2005 hat die Generalversammlung 
der OTIF beschlossen, dass die OTIF die Funktion des Sekretariats der Aufsichtsbehörde annimmt, 
vorausgesetzt, dass (a) das Sekretariat der Aufsichtsbehörde die üblichen internationalen 
Immunitäten von Gerichts- und Verwaltungsverfahren sowie Steuerfreiheit und andere durch 

                                                 
3  Vgl. Fußnote 2. 
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Vereinbarung mit dem Gaststaat vorgesehene Vorrechte genießt und (b) die Gebühren des 
Internationalen Registers die Kosten abdecken, die dem Sekretariat in Wahrnehmung seiner 
Aufgaben entstehen. Die genauen Bestimmungen zur Ausübung der Funktion des Sekretariats 
werden in einer Vereinbarung zwischen dem Verwaltungsausschuss der OTIF und der 
Aufsichtsbehörde des Eisenbahnregisters festgelegt.  
 
4.  Absatz 3 ist vom Redaktionsausschuss nach den Diskussionen innerhalb der Rail Registry 
Task Force eingefügt worden, um Vorrechte und Immunitäten des Sekretariats vorzusehen, aber es 
ist noch zu beraten, 
 

a)  ob die Aufsichtsbehörde das Recht haben soll, auf die Vorrechte und Immunitäten 
des Sekretariats zu verzichten, und 

 
b)  ob die Diplomatische Konferenz es für angemessen hält, in diesem Zusammenhang 
den Sitzstaat des Sekretariats in geeigneter Weise anzusprechen.  

 
5.  Der Gemeinsame Ausschusses von Regierungsexperten stimmt einhellig darin überein, dass 
der volle Inhalt von Absatz 4 beibehalten werden soll. In diesem Zusammenhang wurde auch 
bemerkt, dass der Wortlaut vereinfacht werden könnte und technische, den Inhalt nicht 
berührende Änderungen erforderlich sein könnten.  
 
6.  Absatz 5 bestimmt die Länge der Amtszeit des Registerführers. Die Zahl, 10 Jahre, 
erscheint zweimal in eckige Klammern gesetzt, da diese Frage traditionellerweise von der 
Diplomatischen Konferenz entschieden wird. In jedem Fall muss aber der Zeitraum der Angabe in 
Artikel XVIII (2) entsprechen.  
 
 

Artikel XIV 
Erste Registerordnung 

 
Die erste Registerordnung wird von der Aufsichtsbehörde spätestens [drei 
Monate] vor Inkrafttreten dieses Protokolls so erstellt, dass sie mit Inkrafttreten 
dieses Protokolls wirksam wird. Vor Erlass der Registerordnung veröffentlicht die 
Aufsichtsbehörde rechtzeitig einen Entwurf zur Prüfung und Stellungnahme; 
anschließend konsultiert sie hierzu Vertreter der Hersteller, der Betreiber und der 
Geldgeber. 
 

 
Erläuterungen 
 
1.  Siehe hierzu den zusammenfassenden Bericht des Treffens der Rail Registry Task Force 
(UNIDROIT 2005, Study LXXIIH – Doc. 17; OTIF/JGR/13), S. 6, Abschnitt „Registrar Regulations 
and the Supervisory Authority Rules of Procedure“. 
 
2.  Die „Regulations and Procedures for the International [Aircraft] Registry“ sind 
informationshalber in der Dokumentation für die Konferenz enthalten (DCME-RP – IP/2).  
 
 

Artikel XV 
Zugang zum Register 

 
Die Aufgaben des Internationalen Registers werden vom 

Registerführer 24 Stunden täglich wahrgenommen. 
 

 
Erläuterungen  
 
1.  Der Zweck dieser Vorschrift ist es, Nutzern des Registers – sowohl denjenigen, die 
Eintragungen vornehmen wollen, als auch denjenigen, die Abfragen durchführen – zu ermöglichen, 
auf das Register, wann sie es wünschen und unabhängig von ihrer eigenen und der Zeitzone des 
Registers zuzugreifen.  
 
2.  Zur Information und Illustration wird auf Abschnitt 4 der „Regulations and Procedures for 
the International [Aircraft] Registry“, DCME-RP – IP/2, verwiesen.  



40.  UNIDROIT/OTIF 2006 – DCME-RP – Doc. 4 

 
Artikel XVI 

Bestimmung der Eingangsstellen 
 

Ein Vertragsstaat kann jederzeit Stellen als Eingangsstellen bestimmen, über die 
dem Internationalen Register die für die Eintragung erforderlichen Angaben 
zugeleitet werden können; hiervon ausgenommen ist die Zuleitung von Angaben 
für die Eintragung einer Mitteilung eines nationalen Sicherungsrechts und für die 
Eintragung eines Rechts nach Artikel 40 des Übereinkommens, wenn diese nach 
dem Recht eines anderen Staates entstehen. Eine solche Bestimmung kann die 
Nutzung einer solchen bezeichneten Eingangsstelle nur gestatten, aber nicht 
zwingend vorschreiben. Die Eingangsstellen nehmen ihre Aufgaben mindestens 
während der in ihren jeweiligen Gebieten üblichen Dienstzeiten wahr. 

 
 
Erläuterungen 
 
Artikel XVI setzt für rollendes Eisenbahnmaterial Artikel 18 (5) des Übereinkommens um. Den 
Vertragsstaaten wird es überlassen, eine Erklärung abzugeben, die eine nationale Eingangsstelle 
für die Übermittlung von Anträgen auf Eintragung bestimmt.  
 
 

Artikel XVII 

Weitere Änderungen der Registerbestimmungen4 
 

1. Die Abfragekriterien beim Internationalen Register nach Artikel 19 
Absatz 6 des Übereinkommens werden in der Registerordnung der Aufsichts-
behörde festgelegt. 
 
2. Im Falle des Artikels 25 Absatz 2 des Übereinkommens und unter den dort 
genannten Voraussetzungen hat der Inhaber eines eingetragenen künftigen 
internationalen Sicherungsrechts oder einer eingetragenen künftigen Abtretung 
eines internationalen Sicherungsrechts spätestens 10 Kalendertage nach Eingang 
der in Artikel 25 Absatz 2 bezeichneten Aufforderung die ihm zur Verfügung 
stehenden Maßnahmen zu treffen, um die Löschung der Eintragung zu 
veranlassen. 
 
3. Ist ein Rangrücktritt eingetragen worden und sind die Verpflichtungen des 
Schuldners gegenüber dem Begünstigten des Rangrücktritts erfüllt worden, so hat 
dieser die Löschung der Eintragung spätestens 10 Kalendertage nach dem 
Zeitpunkt zu veranlassen, zu dem eine schriftliche Aufforderung durch die Partei, 
deren Recht zurücktritt, an die in der Eintragung genannte Anschrift des 
Begünstigten übermittelt wurde oder dort eingegangen ist.  
 
4. Die Deckungssumme der Versicherung oder der Garantie nach Artikel 28 
Absatz 4 des Übereinkommens beläuft sich für jedes Ereignis mindestens auf die 
Summe, welche die Aufsichtsbehörde als angemessen bestimmt hat; hierbei ist zu 
berücksichtigen [...] 
 
5. Dieses Übereinkommen schließt nicht aus, dass der Registerführer eine 
Versicherung abschließt oder eine Garantie zur Deckung von Schadensereignissen 
beibringt, für die er nach Artikel 28 des Übereinkommens nicht haftet. 

 
Erläuterungen  
 
1.  Dieser Artikel muss im Zusammenhang mit Artikel V gelesen werden. Absatz 1 dieses 
Artikels überträgt die wichtige technische Einzelfrage der Festlegung der Abfragekriterien auf die 
zukünftige Registerordnung, die von der Aufsichtsbehörde erlassen wird.  
 
2.  Es wird (nur zu Informationszwecken) verwiesen auf Abschnitt 5.3. der „Regulations and 
Procedures for the International [Aircraft] Registry“ (vgl. DCME-RP – IP/2). Allerdings ist darauf 
 
__________________________ 
4  Vgl. Fussnote 2 
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 hinzuweisen, dass die tatsächliche Situation bei rollendem Eisenbahnmaterial grundlegend anders 
ist, da eine Reihe von Rechtsordnungen und Betriebssystemen offensichtlich keine 
Identifikationskriterien aufweisen, die für das neue Registrierungssystem nützlich sein können, 
während andere Systeme sehr wohl solche – allerdings regional entwickelte –  Kriterien kennen. 
 
3.  Im Hinblick auf Absatz 4 dieses Artikels hat der Redaktionsausschuss, auf Bitte des 
Gemeinsamen Ausschusses von Regierungsexperten und nach den Diskussionen innerhalb der Rail 
Registry Task Force eine Änderung vorgeschlagen, die vorsieht, dass die Deckungssumme der 
Versicherung oder Garantie sich mindestens auf die Summe beläuft, die die Aufsichtsbehörde als 
angemessen festsetzt, wobei die Faktoren, die die Aufsichtsbehörde dabei zu berücksichtigen hat, 
noch zu bestimmen sind. Es wird auch verwiesen auf den zusammenfassenden Bericht des Treffens 
der Rail Registry Task Force (UNIDROIT 2005, Study LXXIIH – Doc. 17; OTIF/JGR/13), S. 3, 
Abschnitt „Liability and insurance“.  
 
 

Artikel XVIII 

Gebühren des Internationalen Registers 5 
 

1. Die Aufsichtsbehörde bestimmt die zu entrichtendeGebühren, die im 
Zusammenhang mit Eintragungen, Abfragen und sonstigen Dienstleistungen, die 
das Internationale Register gegebenenfalls in Übereinstimmung mit seiner Re-
gisterordnung erbringt, anfallen und kann diese ändern. 
 
2. Die in Absatz 1 genannten Gebühren müssen die Kosten der Errichtung und 
Einrichtung (amortisierbar über zehn Jahre) und des Betriebs des Internationalen 
Registers sowie die angemessenen Kosten der Aufsichtsbehörde und ihres 
Sekretariats, die im Zusammenhang mit der Wahrnehmung der Aufgaben, der 
Ausübung der Befugnisse und der Erfüllung der Pflichten nach Artikel 17 Absatz 2 
des Übereinkommens entstehen, decken; der Dienstleistungserbringer darf 
hierdurch nicht daran gehindert werden, auf Gewinnerzielungsbasis zu arbeiten.  
 

 
 
Erläuterungen 
 
1.  Um diesen Artikel umzusetzen, sind eine erhebliche Anzahl von politischer Entscheidungen 
erforderlich, die entweder von der Diplomatischen Konferenz oder – was wahrscheinlicher ist –  von 
der Aufsichtsbehörde zu treffen sein werden.  
 
2.  Absatz 1 ist vom Redaktionsausschuss auf der Grundlage der Diskussionen innerhalb der 
Rail Registry Task Force geändert worden, um das Erfordernis des Übereinkommens abzubilden, 
dass die Gebühren von der Aufsichtsbehörde festgesetzt werden und dass Gebühren auch für 
andere Dienstleistungen des Registers erhoben werden können. 
 
3.  Absatz 2 sieht einen Zeitraum für die Amortisation der Kosten vor und setzt ihn vorläufig 
auf [10] Jahre fest. Die Diplomatische Konferenz wird hierüber endgültig zu entscheiden haben; 
der Zeitraum muss aber demjenigen in Artikel XIII (5) entsprechen.   
 
4.  Die Gebühren werden so festgesetzt, dass sie die verschiedenen Kosten decken, wobei „der 
Dienstleistungsanbieter hierdurch nicht daran gehindert werden darf, auf Gewinnerzielungsbasis zu 
arbeiten.“ Der Gemeinsame Ausschuss von Regierungsexperten hat darauf hingewiesen, dass es 
unrealistisch wäre, wenn die Aufgaben an eine externe Stelle ausgelagert werden, zu verlangen, 
dass die Dienstleistung ohne Gewinnerzielung erbracht wird. Die Gebühren werden allerdings von 
der Aufsichtsbehörde überwacht, und der Ausschuss überlässt den Vertragsstaaten die politische 
Entscheidung, ob dem Registerführer die Dienstleistungserbringung gegen Gewinn erlaubt werden 
soll. Wenn der Registerführer eine Regierungsstelle ist, wird davon ausgegangen, dass er nicht zur 
Gewinnerzielung tätig wird.   
 
5.  Der Redaktionsausschuss schlägt angesichts der in Absatz 1 vorgenommenen Änderungen 
die Streichung von Absatz 3 des vom Gemeinsamen Ausschuss angenommenen Textes vor. 
 
________________________ 
 
5 Vgl. Fussnote 2. 
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6.  Für eine detaillierte Analyse wird auf den Bericht der Rail Registry Task Force (UNIDROIT 
2005, Study LXXIIH – Doc. 17; OTIF/JGR/13), S. 4 – 6 und insbes. Anhang V, verwiesen.  
 

KAPITEL IV 
ZUSTÄNDIGKEIT 

 
 

Artikel XIX 
Verzicht auf Staatenimmunität 

 
1. Ein Verzicht auf Staatenimmunität von der Gerichtsbarkeit im Sinne des 
Artikels 42 oder des Artikels 43 des Übereinkommens oder bei der Durchsetzung 
von Rechten an rollendem Eisenbahnmaterial nach dem Übereinkommen ist 
vorbehaltlich des Absatzes 2 verbindlich und bewirkt, wenn die übrigen 
Voraussetzungen für die Zuständigkeit der Gerichte oder für die Durchsetzung 
erfüllt sind, dass die Zuständigkeit begründet oder die Durchsetzung zulässig ist. 
 
2. Ein Verzicht nach Absatz 1 muss schriftlich erklärt werden und eine 
Beschreibung des rollenden Eisenbahnmaterials nach Artikel V enthalten. 
 

 
Erläuterungen 
 
Grund für diesen Artikel ist, dass viele Eisenbahnbetreiber dem Staat oder staatlichen Behörden 
gehören oder von diesen kontrolliert werden. Zwar wird es nach dem Recht vieler Staaten (und 
einiger Übereinkommen) als ein Element der staatlichen Immunität angesehen, dass ein Staat auf 
seine Immunität verzichten kann, dies gilt aber nicht generell. Dieser Artikel stellt daher klar, dass 
ein Verzicht auf Immunität bindend ist, allerdings nur wenn er schriftlich erklärt wird und das 
rollende Eisenbahnmaterial beschreibt. Der Verzicht kann sich auf die Immunität von der 
Gerichtsbarkeit oder Durchsetzung oder beides beziehen. Der Umfang wird in der 
Immunitätserklärung dargestellt. Die allgemeine Regel des Völkerrechts, von der durch einen 
Verzicht nach diesem Artikel abgewichen werden kann, geht dahin, dass der Verzicht auf 
Immunität vom gerichtlichen Prozess nicht automatisch einen Verzicht auf Immunität von der 
Vollstreckung darstellt.  
 

 
KAPITEL V 

VERHÄLTNIS ZU ANDEREN ÜBEREINKÜNFTEN 
 
 

Artikel XX 
Verhältnis zu anderen Übereinkünften 

 
Für Vertragsstaaten, die Vertragsparteien des Übereinkommens und dieses 
Protokolls sind, gehen das Übereinkommen und dieses Protokoll im Kollisionsfall 
Folgendem vor: 

 
a) dem Übereinkommen von Rom von 1980 über das auf vertragliche 
Schuldverhältnisse anzuwendende Recht; 
 
b) dem Übereinkommen von Brüssel von 1968 über die gerichtliche 
Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und 
Handelssachen (in der jeweils geltenden Fassung); 
 
c) dem Übereinkommen von Lugano von 1988 über die gerichtliche 
Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und 
Handelssachen; 
 
d) dem interamerikanischen Übereinkommen von 1994 über das auf 
internationale Verträge anzuwendende Recht; 
 
e) dem Übereinkommen von 1980 über den internationalen Eisenbahnverkehr 
(COTIF) in der Fassung des Änderungsprotokolls vom 3. Juni 1999;  
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f) dem Unidroit-Übereinkommen von 1988 über das internationale Factoring; 
 
g) dem Unidroit-Übereinkommen von 1988 über das internationale Finanzie-
rungsleasing;  
 
[h) dem Haager Übereinkommen von 2002 über die gerichtliche Zuständigkeit 
und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen 
und] 

 
[i) der Verordnung (EG) Nr. 1346/2000 des Rates der Europäischen Union 
vom 29. Mai 2000 über Insolvenzverfahren und der Verordnung (EG) Nr. 44/2001 
des Rates der Europäischen Union vom 22. Dezember 2000 über die gerichtliche 
Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in 
Zivil- und Handelssachen,]  

 
soweit sich diese auf rollendes Eisenbahnmaterial beziehen und soweit das 
betreffende Übereinkommen [oder die betreffende Verordnung] in den 
Vertragsstaaten in Kraft ist und mit dem Übereinkommen über internationale 
Sicherungsrechte an beweglicher Ausrüstung oder mit diesem Protokoll 
unvereinbar ist. 

 
 
Erläuterungen  
 
1.  Dieser Artikel begründet in herkömmlicher Weise den Vorrang des vorliegenden Protokolls 
in Angelegenheiten, die in seinen Anwendungsbereich fallen, über die in den Buchstaben a) bis g) 
aufgelisteten Übereinkommen. Diese Lösung basiert auf den allgemeinen Prinzipien des 
Völkerrechts, dass die spezifischeren und späteren Regelungen den allgemeineren und früheren 
vorgehen (lex speciali derogat legi generali und lex posterior derogat legi prioi).  
 
2.  In Bezug auf das Übereinkommen von Brüssel von 1968 über die gerichtliche Zuständigkeit 
(Buchstabe b)) ist darauf hinzuweisen, dass dieser Rechtsakt „vergemeinschaftet“ worden und 
nunmehr zur Verordnung (EG) Nr. 44/2001 vom 22. Dezember 2000 über die gerichtliche 
Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und 
Handelssachen geworden ist.  
 
3.  Das Haager Übereinkommen, dessen Abschluss in Buchstabe h) vorausgesetzt wurde, 
wurde nachträglich in seinem Anwendungsbereich begrenzt und wurde zum Haager 
Übereinkommen über die Gerichtsstandvereinbarung vom 30. Juni 2005.   
 
4.  Nach europäischem Gemeinschaftsrecht ist der Vorrang des vorliegenden Protokolls über 
die Verordnung (EG) Nr. 44/2001 über die gerichtliche Zuständigkeit und die Verordnung (EG) Nr. 
1346/2000 vom 29. Mai 2000 über Insolvenzverfahren (Buchstabe i)) nicht haltbar. Die Vorschrift 
spiegelt einen sehr frühen Formulierungstand wider und bedarf der gründlichen Überprüfung. Die 
Beratungen zu Artikel XXII werden der Europäischen Kommission und den Delegationen der EG-
Mitgliedstaaten Gelegenheit geben, die Diplomatische Konferenz mit dem aktuellen 
Diskussionsstand umfassend vertraut zu machen.  
 
 

KAPITEL VI 
SCHLUSSBESTIMMUNGEN 6 

 
 

Artikel XXI 
Unterzeichnung, Ratifikation, Annahme, Genehmigung oder Beitritt 

 
1. Dieses Protokoll liegt am _________ in _______ für Staaten zur 
Unterzeichnung auf, die an der Diplomatischen Konferenz zur Annahme eines 
Protokolls zum Übereinkommen über internationale Sicherungsrechte an 
beweglicher Ausrüstung betreffend Besonderheiten des rollenden 
Eisenbahnmaterials vom __________ bis zum __________ in ________ 
teilgenommen haben. Nach dem ________ liegt das Protokoll für alle Staaten am 
Sitz des Internationalen Instituts zur Vereinheitlichung des Privatrechts 
(Unidroit) in Rom zur Unterzeichnung auf, bis es nach Artikel XXIII in Kraft tritt. 
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2. Dieses Protokoll bedarf der Ratifikation, Annahme oder Genehmigung 
durch die Staaten, die es unterzeichnet haben.  
 
3. Jeder Staat, der dieses Protokoll nicht unterzeichnet, kann ihm jederzeit 
beitreten. 
 
4. Die Ratifikation, die Annahme, die Genehmigung oder der Beitritt erfolgt 
durch Hinterlegung einer entsprechenden förmlichen Urkunde beim Depositar. 
 
5. Ein Staat kann nur dann Vertragspartei dieses Protokolls werden, wenn er 
auch Vertragspartei des Übereinkommens ist oder wird. 

 
 
Erläuterungen  
 
Absätze 1 bis 4 enthalten Standardbestimmungen. Absatz 5 ist eine spezielle Bestimmung. Da das 
Übereinkommen am 1. April 2004 in Kraft getreten ist, wird ein Staat Vertragspartei des 
Eisenbahnprotokolls, wenn er das Protokoll und das Übereinkommen ratifiziert hat oder ihnen 
beigetreten ist. Siehe außerdem die Erläuterungen zu Artikel 49 des Übereinkommens (DCME-RP – 
Doc. 6).   
 

Artikel XXII 
Organisationen der regionalen Wirtschaftsintegration 

 
1. Eine Organisation der regionalen Wirtschaftsintegration, die von 
souveränen Staaten gebildet wird und für bestimmte durch dieses Protokoll 
erfasste Fragen zuständig ist, kann dieses Protokoll ebenso unterzeichnen, 
annehmen, genehmigen oder ihm beitreten. Die Organisation der regionalen 
Wirtschaftsintegration hat in diesem Fall die Rechte und Pflichten eines 
Vertragsstaats in dem Umfang, in dem sie für Fragen zuständig ist, die durch 
dieses Protokoll erfasst sind. Sofern in diesem Protokoll die Zahl der 
Vertragsstaaten maßgeblich ist, zählt die Organisation der regionalen 
Wirtschaftsintegration nicht als weiterer Vertragsstaat zusätzlich zu ihren 
Mitgliedstaaten, die Vertragsstaaten sind. 
 
2. Die Organisation der regionalen Wirtschaftsintegration gibt bei der 
Unterzeichnung, der Annahme, der Genehmigung oder dem Beitritt gegenüber 
dem Depositar eine Erklärung ab, in der sie die durch dieses Protokoll erfassten 
Fragen bezeichnet, für die ihr von ihren Mitgliedstaaten die Zuständigkeit 
übertragen wurde. Die Organisation der regionalen Wirtschaftsintegration 
notifiziert dem Depositar umgehend jede Veränderung in der Verteilung der in der 
Erklärung nach diesem Absatz bezeichneten Zuständigkeit einschließlich neu 
übertragener Zuständigkeiten. 
 
3. Eine Bezugnahme in diesem Protokoll auf einen "Vertragsstaat" oder 
"Vertragsstaaten" gilt gleichermaßen für eine Organisation der regionalen 
Wirtschaftsintegration, wenn der Zusammenhang dies erfordert. 
 

 
Erläuterungen  
 
Dieser Artikel ermöglicht einer Organisation der regionalen Wirtschaftsintegration, die von 
souveränen Staaten gebildet wird und Zuständigkeiten für Fragen im Anwendungsbereich dieses 
Protokolls besitzt, dem Protokoll beizutreten, als wäre sie ein Vertragsstaat. Für die entsprechende 
Vorschrift im Übereinkommen siehe Artikel 48 und die Erläuterungen dazu (DCME-RP – Doc. 6).  
 
_____________________ 
 
6 Kapitel VI enthält "klassische" Schlussklauseln und Bestimmungen materiell-rechtlicher Art. 

Die ersteren (Artikel XXI – XXIV, XXVIII, XXXII, XXXIV) sind den Bevollmächtigten der Staaten 
vorbehalten, und wurden bei den Tagungen der Regierungsexperten nicht beraten. Die Artikel XXV – 
XXVII, XXIX – XXXI und XXXIII hingegen wurden diskutiert und geben die Empfehlungen des 
Ausschusses wieder. 
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Artikel XXIII 
Inkrafttreten 

 
1. Dieses Protokoll tritt am ersten Tag des Monats, der auf einen 
Zeitabschnitt von drei Monaten nach Hinterlegung der [dritten] Ratifikations-, 
Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde folgt, zwischen den Staaten in 
Kraft, die solche Urkunden hinterlegt haben. 
 
2. Für andere Staaten tritt dieses Protokoll am ersten Tag des Monats in 
Kraft, der auf einen Zeitabschnitt von drei Monaten nach Hinterlegung ihrer 
Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde folgt. 

 
 
Erläuterungen  
 
1.  Absatz 1 behandelt das Inkrafttreten für die [drei] Staaten, deren Ratifikation das 
Eisenbahnprotokoll in Kraft setzen, Absatz 2 für Staaten, die dem Protokoll danach beitreten.   
 
2.  Der Vorschlag in eckigen Klammern entspricht der heute üblichen Regel in zivilrechtlichen 
Übereinkommen. Siehe außerdem die Erläuterungen zu Artikel 49 des Übereinkommens (DCME-RP 
– Doc. 6).  
 
 

Artikel XXIV 

Gebietseinheiten 
 

1. Ein Vertragsstaat, der Gebietseinheiten umfasst, in denen auf die in diesem 
Protokoll geregelten Fragen unterschiedliche Rechtsordnungen anzuwenden sind, 
kann bei der Ratifikation, der Annahme, der Genehmigung oder dem Beitritt 
erklären, dass dieses Protokoll sich auf alle seine Gebietseinheiten oder nur auf 
eine oder mehrere derselben erstreckt; er kann seine Erklärung jederzeit durch 
eine neue Erklärung ersetzen. 
 
2. Jede derartige Erklärung ist dem Depositar zu notifizieren; in ihr sind aus-
drücklich die Gebietseinheiten anzugeben, in denen dieses Protokoll anzuwenden 
ist. 
 
3. Hat ein Vertragsstaat eine Erklärung nach Absatz 1 nicht abgegeben, so ist 
dieses Protokoll auf alle Gebietseinheiten dieses Staates anzuwenden. 
 
4. Erstreckt ein Vertragsstaat dieses Protokoll auf eine oder mehrere seiner 
Gebietseinheiten, so können nach diesem Protokoll zulässige Erklärungen für jede 
dieser Gebietseinheiten abgegeben werden; die für eine Gebietseinheit 
abgegebenen Erklärungen können von den für eine andere Gebietseinheit 
abgegebenen Erklärungen abweichen. 
 
5. Erstreckt sich dieses Protokoll aufgrund einer Erklärung nach Absatz 1 auf 
eine oder mehrere Gebietseinheiten eines Vertragsstaats, 

 
a) so wird der Schuldner nur dann als in einem Vertragsstaat 

befindlich betrachtet, wenn er nach dem Recht gegründet ist, das in einer 
Gebietseinheit gilt, auf die das Übereinkommen und dieses Protokoll anzuwenden 
sind, oder wenn er seinen eingetragenen oder satzungsmäßigen Sitz, seine 
Hauptverwaltung, seine Niederlassung oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt in 
einer Gebietseinheit hat, auf die das Übereinkommen und dieses Protokoll 
anzuwenden sind; 
 

b) so gilt jede Bezugnahme auf die Belegenheit des Gegenstands in 
einem Vertragsstaat als Bezugnahme auf die Belegenheit des Gegenstands in 
einer Gebietseinheit, auf die das Übereinkommen und dieses Protokoll an-
zuwenden sind, und 

 
c) so ist jede Bezugnahme auf die Verwaltungsbehörden in diesem 

Vertragsstaat als Bezugnahme auf die Verwaltungsbehörden anzusehen, die in 
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einer Gebietseinheit zuständig sind, auf welche das Übereinkommen und dieses 
Protokoll anzuwenden sind.  

 
 
Erläuterungen  
 
Durch diesen Artikel werden für das Eisenbahnprotokoll dieselben Vorschriften für anwendbar 
erklärt, wie sie für das Übereinkommen nach Artikel 52 gelten. Es wird auf die Erläuterungen zu 
diesem Artikel verwiesen (DCME-RP – Doc. 6).  
 
 

Artikel XXV 
Rollendes Eisenbahnmaterial für den öffentlichen Personenverkehr 

 
Ein Vertragsstaat kann bei der Ratifikation, Annahme oder Genehmigung dieses 
Protokolls oder beim Beitritt dazu erklären, welche der folgenden Buchstaben und 
in welchem Umfang diese auf ihn anzuwenden sind:  

 
a) Die [in Kapitel III des Übereinkommens und in den Artikeln VII bis 

X dieses Protokolls] vorgesehenen Rechte dürfen in seinem Hoheitsgebiet in 
Bezug auf dasjenige rollende Eisenbahnmaterial für den öffentlichen 
Personenverkehr nicht ausgeübt werden, das in seiner Erklärung angegeben oder 
von einer zuständigen, dem Depositar notifizierten Behörde dieses Staates 
bestimmt wird; 

 
b) die [in Kapitel III des Übereinkommens und in den Artikeln VII bis 

X dieses Protokolls] vorgesehenen Rechte dürfen in seinem Hoheitsgebiet in 
Bezug auf rollendes Eisenbahnmaterial nicht ausgeübt werden, das in seiner 
Erklärung angegeben oder von einer zuständigen, dem Depositar notifizierten 
Behörde dieses Staates bestimmt wird, soweit es für Verkehr von öffentlicher 
Bedeutung verwendet wird; 

 
c) der Vertragsstaat, der eine Erklärung nach Buchstabe a oder b 

abgibt, hat den Schutz der Gläubigerinteressen zu berücksichtigen. 
 

 
Erläuterungen  
 
Diese Vorschrift, die im Stadium des Gemeinsamen Ausschusses von Regierungsexperten eingefügt 
wurde, hat von einigen Seiten Kritik erfahren. Sie muss noch in größerer Tiefe weiterberaten 
werden. Insbesondere die Frage der Entschädigung und die Frage, ob die Bedenken, die sowohl der 
Einfügung der Vorschrift als auch der Kritik hieran zugrunde liegen, durch vertragliche 
Vereinbarung gelöst werden können, dürften voraussichtlich eine zentrale Rolle in der Diskussion 
spielen.  
 
 

Artikel XXVI 
Übergangsbestimmungen 

 
In Bezug auf rollendes Eisenbahnmaterial ist Artikel 60 

des Übereinkommens wie folgt zu ändern: 
 

a) In Absatz 2 Buchstabe a sind nach den Wörtern "der Schuldner" die 
Wörter "zum Zeitpunkt der Schaffung oder des Entstehens des Rechts" 
einzufügen; 

 
b) Absatz 3 ist durch folgenden Wortlaut zu ersetzen: 

 
"3. In seiner Erklärung nach Absatz 1 kann ein Vertragsstaat bestimmen, dass 
die Artikel 29, 35 und 36 des Übereinkommens, wie durch das Protokoll geändert 
oder ergänzt, ab einem bestimmten Tag – frühestens drei Jahre nach dem 
Wirksamwerden dieser Erklärung – nach ihrer Maßgabe auf schon bestehende 
Rechte aus einer Vereinbarung anwendbar sein sollen; diese Vereinbarung muss 
zu einem Zeitpunkt geschlossen worden sein, zu dem sich der Schuldner in 
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diesem Staat befand. Jeder Vorrang des Rechts nach dem Recht dieses Staates, 
sofern anzuwenden, bleibt weiter bestehen, wenn das Recht vor Ablauf der in der 
Erklärung angegebenen Frist im Internationalen Register eingetragen wird, und 
zwar unabhängig davon, ob ein anderes Recht vorher eingetragen wurde." 

 
 
 
Erläuterungen  
 
Es wird auf die Erläuterungen zu Artikel 60 des Übereinkommens (DCME-RP – Doc. 6) verwiesen.  
 

 
Artikel XXVII 

Erklärungen zu einzelnen Bestimmungen 
 

1. Ein Vertragsstaat kann bei der Ratifikation, Annahme oder Genehmigung 
dieses Protokolls oder beim Beitritt dazu erklären, dass er einen der Artikel VI 
und X dieses Protokolls oder beide Artikel anwenden wird. 
 
2. Ein Vertragsstaat kann bei der Ratifikation, Annahme oder Genehmigung 
dieses Protokolls oder beim Beitritt dazu erklären, dass er Artikel VIII dieses 
Protokolls ganz oder teilweise anwenden wird. Gibt er eine solche Erklärung ab, 
so hat er den in Artikel VIII Absatz 3 vorgesehenen Zeitraum anzugeben. 
 
3. Ein Vertragsstaat kann bei der Ratifikation, Annahme oder Genehmigung 
dieses Protokolls oder beim Beitritt dazu erklären, dass er eine der Alternativen A, 
B oder C des Artikels IX jeweils in ihrer Gesamtheit anwenden wird; erklärt er 
dies, so hat er anzugeben, auf welche Art von Insolvenzverfahren er 
gegebenenfalls diese Alternative anwenden wird. Gibt ein Vertragsstaat eine 
Erklärung nach diesem Absatz ab, so hat er den nach Artikel IX Alternative A 
Absatz 3, Alternative B Absatz 2 oder Alternative C Absätze 4 und 13 vorgesehe-
nen Zeitraum anzugeben. 
 
4. Die Gerichte der Vertragsstaaten haben Artikel IX in Übereinstimmung mit 
der Erklärung anzuwenden, die von dem Vertragsstaat abgegeben wurde, der die 
primäre Insolvenzgerichtsbarkeit hat. 

 
 
Erläuterungen  
 
1.  Für einen Überblick über die Struktur der Bestimmungen über Erklärungen, siehe Nummer 
51 des „Überblicks über das Übereinkommen“ (S. 16 des vorliegenden Dokuments). 
 
2.  Absätze 1 bis 3 sehen „Opt in-Erklärungen“ vor.  
 
3.  Eine Erklärung, die Artikel VI für anwendbar erklärt, entspricht der vollen Anerkennung des 
Prinzips der Parteiautonomie für die Zwecke des Übereinkommens und des Protokolls, vgl. 
Erläuterung Nr. 1 zu Artikel VI.  
 
4.   Im Hinblick auf die Bedeutung einer Erklärung, die Artikel X für anwendbar erklärt, wird auf 
die Erläuterungen zu dieser Vorschrift Bezug genommen.  
 
5.  Absatz 2 sieht eine Opt in-Erklärung in Bezug auf Artikel VIII vor. Da Artikel VIII eine Reihe 
von miteinander verbundenen, aber doch unterschiedliche Fragen behandelt, hat der Mitgliedstaat 
die Wahl, für welche dieser Fragen er die Anwendbarkeit von Artikel VIII erklären will.  
 
6.  Im Hinblick auf die Erklärung, die die Wahl des Vertragsstaates in Bezug auf das 
anwendbare Insolvenzregime betrifft, wird auf die Erläuterungen zu Artikel IX verwiesen.    
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Artikel XXVIII 

Vorbehalte und Erklärungen 
 

1. Vorbehalte zu diesem Protokoll sind nicht zulässig; Erklärungen, die nach 
den Artikeln XXIV, XXV, XXVII, XXIX und XXX zulässig sind, können jedoch nach 
Maßgabe dieser Bestimmungen abgegeben werden. 
 
2. Jede Erklärung oder nachträgliche Erklärung oder jede Rücknahme einer 
Erklärung nach diesem Protokoll ist dem Depositar schriftlich zu notifizieren. 
 

 
Erläuterungen  
 
Es wird auf die Erläuterungen zu Artikel 56 des Übereinkommens verwiesen (DCME-RP – Doc. 6). 
 
 

Artikel XXIX 
Erklärungen zur Änderung des Übereinkommens oder einzelner Bestimmungen 

 
1. Erklärungen nach dem Übereinkommen einschließlich Erklärungen nach 
den Artikeln 39, 40, 50, 52, 53, 54, 55, 57, 58 und 60 gelten auch im 
Anwendungsbereich dieses Protokolls, sofern nicht etwas anders vorgesehen ist. 
 
2. Ein Vertragsstaat kann bei der Ratifizierung, der Annahme, der 
Genehmigung oder dem Beitritt zu diesem Protokoll erklären, dass er für die 
Anwendung der Artikel VI und VIII andere, in seiner Erklärung genannte 
Voraussetzungen auferlegt.  

 
3. Für die Zwecke des Artikels 50 Absatz 1 des Übereinkommens bedeutet 
"innerstaatliches Rechtsgeschäft" in Bezug auf rollendes Eisenbahnmaterial auch 
ein Rechtsgeschäft einer in Artikel 2 Absatz 2 Buchstaben a bis c des 
Übereinkommens aufgeführten Art, wenn der betreffende Gegenstand bei 
normalem Einsatz wegen der Spurbreite oder anderer Konstruktionselemente des 
rollenden Eisenbahnmaterials nur in einem einzigen Eisenbahnsystem innerhalb 
dieses Vertragsstaats betrieben werden kann.  

 
 
Erläuterungen  
 
1.  Absatz 2 muss daraufhin überprüft werden, ob die vorgesehenen Regelungen für jeden der 
in Bezug genommenen Artikel erforderlich sind. Wenn dies der Fall ist, muss der Wortlaut daraufhin 
überprüft werden, dass die „Voraussetzungen“ keine Möglichkeit für Vertragsstaaten begründen, 
die betroffenen Artikel faktisch nicht anzuwenden, sondern lediglich dazu beitragen, die Artikel ins 
innerstaatliche Recht umzusetzen.  
 
2.  Absatz 3 wurde vom Gemeinsamen Ausschuss von Regierungsexperten vor der Annahme 
des Übereinkommens beraten. Als der Absatz später von der Rail Working Group überprüft wurde, 
stellte diese fest, dass aufgrund der in Kapstadt vorgenommenen Veränderungen die Definition des 
„innerstaatlichen Rechtsgeschäfts“ nunmehr restriktiv ist und von einem einheimischen 
Registrierungssystem für die Vermögenswerte abhängt (das für den Eisenbahnsektor nicht 
existiert). Dennoch stellte die Rail Working Group fest, dass einige Staaten den Wunsch haben 
könnten, bestimmte Typen „inländischer Rechtsgeschäfte“ auszuschließen. Die Rail Working Group 
unterstützt diesen Ansatz nicht, falls aber eine solche Ausnahme erforderlich ist, wird 
vorgeschlagen, dass sie durch Bezugnahme auf den Gegenstand und nicht seine Zweckbestimmung 
erfolgen sollte. Eine normale Lokomotive, die zufällig auf einer abgeschlossenen inländischen 
Schleife eingesetzt wird, aber in ein offenes Netz überführt werden könnte, könnte dann nicht 
ausgenommen werden, wohl könnten aber Straßenbahnen und Untergrundbahnen, die nicht 
außerhalb ihres inländischen Systems betrieben werden können, durch Erklärung (vorbehaltlich der 
allgemeinen Bestimmungen in Artikel 50 Abs. 2 des Übereinkommens) potentiell ausgenommen 
werden.  
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Artikel XXX 

Nachträgliche Erklärungen 
 

1. Mit Ausnahme einer Erklärung nach Artikel 60 des Übereinkommens in 
Verbindung mit Artikel XXIX dieses Protokolls kann ein Vertragsstaat eine 
nachträgliche Erklärung jederzeit nach dem Tag, an dem dieses Protokoll für ihn 
in Kraft getreten ist, durch eine entsprechende Notifikation an den Depositar 
abgeben. 
 
2. Eine solche nachträgliche Erklärung wird am ersten Tag des Monats 
wirksam, der auf einen Zeitabschnitt von sechs Monaten nach Eingang der 
Notifikation beim Depositar folgt. Ist in der Notifikation angegeben, dass diese 
Erklärung nach einem längeren Zeitabschnitt wirksam wird, so wird sie nach 
Ablauf dieses längeren Zeitabschnitts nach Eingang der Notifikation beim 
Depositar wirksam. 
 
3. Ungeachtet der Absätze 1 und 2 ist dieses Protokoll in Bezug auf alle 
Rechte, die vor dem Wirksamwerden einer solchen nachträglichen Erklärung 
entstehen, weiterhin so anzuwenden, als seien keine nachträglichen Erklärungen 
abgegeben worden. 
 
[4. Erklärungen nach den Artikeln 39 und 40 des Übereinkommens unterliegen 
diesem Artikel.]  

 
 
Erläuterungen  
 
Es wird auf die Erläuterungen zu Artikel 57 des Übereinkommens verwiesen (DCME-RP – Doc. 6). 
 
 

Artikel XXXI 

Rücknahme von Erklärungen 
 
1. Mit Ausnahme einer Erklärung nach Artikel 60 des Übereinkommens in 
Verbindung mit Artikel XXV dieses Protokolls kann jeder Vertragsstaat, der eine 
Erklärung nach diesem Protokoll abgegeben hat, diese Erklärung jederzeit durch 
Notifikation an den Depositar zurücknehmen. Eine solche Rücknahme wird am 
ersten Tag des Monats wirksam, der auf einen Zeitabschnitt von sechs Monaten 
nach Eingang der Notifikation beim Depositar folgt.  
 
2. Ungeachtet des Absatzes 1 ist dieses Protokoll in Bezug auf alle Rechte, 
die vor dem Wirksamwerden einer solchen Rücknahme entstehen, weiterhin so 
anzuwenden, als sei eine solche Rücknahme nicht erfolgt. 
 

 
Erläuterungen  
 
Es wird auf die Erläuterungen zu Artikel 58 des Übereinkommens verwiesen (DCME-RP – Doc. 6). 
 

 
Artikel XXXII 
Kündigungen 

 
1. Jeder Vertragsstaat kann dieses Protokoll durch eine an den Depositar 
gerichtete schriftliche Notifikation kündigen. 
 
2. Eine solche Kündigung wird am ersten Tag des Monats wirksam, der auf 
einen Zeitabschnitt von 12 Monaten nach Eingang der Notifikation beim Depositar 
folgt. 
 
3. Ungeachtet der Absätze 1 und 2 ist dieses Protokoll in Bezug auf alle 
Rechte, die vor dem Wirksamwerden einer solchen Kündigung entstehen, 
weiterhin so anzuwenden, als sei eine solche Kündigung nicht erfolgt. 
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Erläuterungen  
 
Es wird auf die Erläuterungen zu Artikel 59 des Übereinkommens verwiesen (DCME-RP – Doc. 6). 
 
 

Artikel XXXIII 
Überprüfungskonferenzen, Änderungen und damit zusammenhängende Angelegenheiten 

 
1. Der Depositar erstellt in Absprache mit der Aufsichtsbehörde jährlich oder, 
wenn die Umstände dies erfordern, zu einem anderen Zeitpunkt Berichte für die 
Vertragsstaaten, wie das Regelwerk, das nach dem durch das Protokoll geänderte 
Übereinkommen geschaffen wurde, in der Praxis angewendet wurde. Bei der 
Erstellung dieser Berichte berücksichtigt der Depositar die Berichte der 
Aufsichtsbehörde über das Funktionieren des internationalen Registrierungs-
systems. 
 
2. Auf Antrag von mindestens 25 Prozent der Vertragsstaaten werden vom 
Depositar in Absprache mit der Aufsichtsbehörde Überprüfungskonferenzen der 
Vertragsstaaten zur Beratung über folgende Fragen einberufen: 

 
a) die praktische Durchführung des durch dieses Protokoll geänderten 

Übereinkommens und seine Wirksamkeit bei der Erleichterung der durch Vermö-
genswerte gesicherten Finanzierung und des so gesicherten Leasings der unter 
seine Bestimmungen fallenden Gegenstände; 

 
b) die rechtliche Auslegung und die Anwendung dieses Protokolls und 

der Registerordnung; 
 
c) das Funktionieren des internationalen Registrierungssystems, die 

Tätigkeit des Registerführers und seine Beaufsichtigung durch die Aufsichts-
behörde unter Berücksichtigung ihrer Berichte und 

 
d) ob dieses Protokoll oder die Regelungen über das Internationale 

Register geändert werden sollen. 
 

3. Jede Änderung dieses Protokolls ist mindestens mit Zweidrittelmehrheit 
der Vertragsstaaten, die an der in Absatz 2 bezeichneten Konferenz teilnehmen, 
zu genehmigen; danach tritt sie für Staaten, die sie ratifiziert, angenommen oder 
genehmigt haben, in Kraft, sobald sie von drei Staaten nach den auf ihr 
Inkrafttreten anzuwendenden Bestimmungen des Artikels XXIII ratifiziert, 
angenommen oder genehmigt worden ist. 
 
 

Erläuterungen  
 
Es wird auf die Erläuterungen zu Artikel 61 des Übereinkommens verwiesen (DCME-RP – Doc. 6). 
 

 
Artikel XXXIV 

Der Depositar und seine Aufgaben 
 

1. Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunden werden 
beim Internationalen Institut zur Vereinheitlichung des Privatrechts (Unidroit) 
hinterlegt, das hiermit zum Depositar bestimmt wird. 
 
2. Der Depositar  
 

a) notifiziert allen Vertragsstaaten 
 

i) jede neue Unterzeichnung oder Hinterlegung einer Ratifi-
kations-, Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde unter Angabe 
des Zeitpunkts, 
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ii) den Tag des Inkrafttretens dieses Protokolls, 

 
iii) jede nach diesem Protokoll abgegebene Erklärung unter 

Angabe des Zeitpunkts, 
 
iv) die Rücknahme oder Änderung einer Erklärung unter Angabe 

des Zeitpunkts und 
 
v) die Notifikation jeder Kündigung dieses Protokolls unter 

Angabe des Zeitpunkts der Kündigung sowie des Zeitpunkts, zu dem sie 
wirksam wird; 

 
b) übermittelt allen Vertragsstaaten beglaubigte Abschriften dieses 
Protokolls; 

 
c) übersendet der Aufsichtsbehörde und dem Registerführer eine 
Abschrift jeder Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder Beitritts-
urkunde unter Angabe des Zeitpunkts ihrer Hinterlegung, jeder Erklärung 
oder Rücknahme oder Änderung einer Erklärung und jeder Notifikation 
einer Kündigung unter Angabe des Zeitpunkts der Notifikation, damit die 
darin enthaltenen Angaben leicht und vollständig zugänglich sind, und 

 
d) nimmt alle anderen für Depositare üblichen Aufgaben wahr. 

 
 
Zu Urkund dessen haben die unterzeichneten, hierzu gehörig befugten Bevollmächtigten 
dieses Protokoll unterschrieben.  
 
 
Erläuterungen  
 
Es wird auf die Erläuterungen zu Artikel 62 des Übereinkommens verwiesen (DCME-RP – Doc. 6). 
 
 
 

-     E N D E     - 
 
 
 


